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Liebe Leserinnen und Leser, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 

was haben Donald Trump und die aktuelle Ausgabe der 
BAG-SB Informationen gemeinsam? Zugegeben, der Ver-
gleich zwischen einer Person und einer Zeitschrift hinkt. 
Aber eine Gemeinsamkeit besteht: Beide bieten reichlich 
Gesprächsstoff, um über Insolvenzen und „die zweite 
Chance“ zu sprechen, über Selbst- und Fremdbilder, über 
Rassismus und über politische Zielsetzungen.  

Insolvenzen und die „zweite Chance“ thematisiert in dieser 
Ausgabe Dr. Jan-Ocko Heuer, der in seinem Beitrag zeigt, 
wie unterschiedlich die Vorstellungen sind, die weltweit 
dem Insolvenzrecht zugrunde liegen. Das Heimatland von 
Donald Trump, die USA, haben beispielsweise ein Herz für 
Schuldner. Sie sind das Land der zweiten Chance, oder der 
dritten oder sogar der fünften Chance. Trump legte mit sei-
nen Unternehmen zig Pleiten hin – im Internet kursieren 
Listen mit den „zehn spektakulärsten Insolvenzen Donald 
Trumps“ 1. Spannend ist, wie es ihm zumindest bei seiner 
Wählerschaft gelang, die Pleiten im Nachhinein als clevere 
Schachzüge und sich selbst als „Weltklasse-Geschäfts-
mann“ zu verkaufen. „Wer ihn heute nach seinen Pleiten 
fragt, dem erklärt Donald Trump mit der Inbrunst der Über-
zeugung, wie schlau er das US-Insolvenzrecht für sich ge-
nutzt habe – um seine Schulden zu restrukturieren, Kapital 
frei zu machen und sein Geschäftsmodell aktuellen Trends 
anzupassen“ 2, schrieb beispielsweise 2016 die Tageszei-
tung „Die Welt“ über ihn. „Dass seine Gläubiger und allen 
voran andere amerikanische Steuerzahler dadurch Milliar-
den Dollar verloren haben, interessiert ihn offenbar nicht.“ 

An den Äußerungen Trumps zeigt sich aber auch, wie ent-
scheidend Bilder, Vorstellungen, Selbst- und Fremdwahr-
nehmung wirken. Der Trump-Biograf Michael D´Antonio re-
sümiert: „Er [Donald Trump] hat sich einfach eine Figur 
ausgedacht, die er gerne sein möchte. […] Er hat diese Fi-
gur geschaffen und inzwischen hat dann diese Figur von 
ihm Besitz ergriffen. […] Die Welt, die er in seiner Fantasie 
kreiert hat, ist wahr geworden und ich glaube, er kann aus 
seiner Haut nicht mehr heraus.“ Menschen aus der Mittel-
schicht, die nicht wie Donald Trump als Sprössling eines 
New Yorker Immobilienunternehmers aufgewachsen sind, 
werden durch eine dauerhafte finanzielle Schräglage oder 
eine Überschuldung vielfach gezwungen, an der eigenen 
Identität zu arbeiten. Prof. Dr. Patricia Pfeil und Dr. Marion  

 

 
Müller unterscheiden in ihrem Beitrag drei Strategien, die-
se Identitätsarbeit zu leisten. Den Leserinnen und Lesern 
zeigt sich dabei sofort, wie wichtig es ist, die Ratsuchen-
den bei dieser Identitätsarbeit zu unterstützen und ihnen 
bei der Bewältigung ihrer Krise zur Seite zu stehen.  

„Als erstes geht es darum, den Beratungsnehmenden of-
fen und ohne Vorurteile und stereotype Zuschreibungen 
zu begegnen“, schreibt Dr. Johanna Sigl in ihrem Beitrag. 
„Dies hört sich simpel an, erfordert aber, sich selbst auf 
seine eigenen Vorurteile hin kritisch zu hinterfragen.“ Bei 
der BAG-SB Jahresfachtagung 2019 in Erfurt, deren Doku-
mentation diese gesamte Ausgabe gewidmet ist, richtete 
sie deshalb einige Fragen direkt ans Publikum. „Was macht 
es mit Ihnen, wenn eine ratsuchende Person nicht eindeu-
tig als Mann oder Frau einzuordnen ist? Wie begegnen Sie 
Ratsuchenden, die Ihnen Diskriminierungserfahrungen 
berichten?“ Den Flurgesprächen im Anschluss an den Vor-
trag war klar zu entnehmen, wie ernst die Beratungskräfte 
diesen Prozess der Selbstreflektion nahmen – und wie 
sehr sie rassistischen Äußerungen, wie sie von Donald 
Trump via Twitter wiederholt verbreitet werden, klar ent-
gegentreten wollen. Denn, so Johanna Sigl weiter, „alles, 
was unwidersprochen bleibt, kann Wirkungsmacht entfal-
ten“. 

Und so freuen wir uns auch, dass wir in dieser Ausgabe 
endlich wieder – wenn auch deutlich kritisch formulierte 
– Leserbriefe veröffentlichen können. Als Verein leben wir 
davon, uns über unsere (politischen) Positionen auszutau-
schen und gemeinsam Ziele für das Arbeitsfeld zu formu-
lieren. Ob persönlich auf der Jahresfachtagung oder per 
Leserbrief in der Zeitschrift. Vereinsarbeit ist Teamarbeit.  

Wir wünschen viel Spaß beim Lesen! 
Vorstand und Geschäftsstelle 

 

editorial
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1 www.finanzen.net/top_ranking/top_ranking_detail.asp?inRank-
ing=1382 

2 www.welt.de/wirtschaft/article159382977/Die-Wahrheit-ueber-
den-Aufstieg-des-Selfmade-Milliardaers.html
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Ein simpler Fall. Tatort: Niedersachsen. Beteiligte: Insol-
venzschuldner, Insolvenzverwalter, Finanzamt. Streitge-
genstand: Erhalt von Auskünften aus dem Steuerkonto. 

Der Kläger begehrte als gerichtlich bestellter Insolvenz-
verwalter vom Finanzamt, dem späteren Beklagten, einen 
Auszug aus dem Steuerkonto des Insolvenzschuldners. 
Das Finanzamt führte in seinem ablehnenden Bescheid 
aus, dass ein Insolvenzverwalter die benötigten Informa-
tionen bei seinem Schuldner einzuholen und grundsätzlich 
keinen Anspruch auf die begehrten Angaben gegenüber 
dem Finanzamt habe. Unter Verweis auf das Niedersächsi-
sche Datenschutzgesetz legte der Kläger Einspruch ein und 
begehrte zusätzlich Akteneinsicht in das Steuerkonto des 
Insolvenzschuldners. Die Einsprüche gegen beide Ableh-
nungsbescheide wies das Finanzamt jeweils mit Ein-
spruchsbescheiden zurück und führte aus: Die Abgaben-
ordnung enthalte keinen allgemeinen Auskunftsanspruch 
des Insolvenzverwalters, das Niedersächsische Daten-
schutzgesetz sei nicht einschlägig. Ein berechtigtes Inter-
esse oder Gründe für die beantragte Erteilung von Steu-
erkontoauszügen seien nicht ersichtlich. 

Den zwischen den Beteiligten herrschenden Streit im Hin-
blick auf den zulässigen Rechtsweg beendete das vom Klä-
ger angerufene Verwaltungsgericht Stade und erklärte den 
Verwaltungsrechtsweg für zulässig, urteilte aber nicht im 
Sinne des Klägers. Letzterer beantragte die Zulassung der 
Berufung und führte zu sämtlichen Gründen des § 124 Abs. 
2 Nr. 1, 2, 3 und 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) aus. 
Das Niedersächsische Oberverwaltungsgericht (OVG Lüne-
burg) lehnte den Antrag auf Zulassung der Berufung ab. In 
den lesenswerten Gründen führte das Gericht umfang-
reich aus, weshalb in diesem Fall kein Berufungszulas-
sungsgrund vorlag oder zumindest nicht hinreichend dar-
legt worden war. Die Entscheidung berücksichtigte die am 
25. Mai 2018 in Kraft getretene Datenschutz-Grundverord-
nung (DS-GVO), das am 25. Mai 2018 in Kraft getretene Nie-
dersächsische Datenschutzgesetz, die ebenfalls an diesem 
Tag in Kraft getretenen Änderungen im sechsten Abschnitt 
der Abgabenordnung (unter der Überschrift „Rechte der 
betroffenen Personen“ eingefügt in §§ 32 a ff. AO), sowie 
das neue Bundesdatenschutzgesetz. Das OVG stellte fest, 
dass ein Anspruch des Insolvenzverwalters gegenüber 

dem Finanzamt weder auf Auszug aus dem Steuerkonto 
noch auf Akteneinsicht in das Steuerkonto des Steuer-
schuldners bestünde. 

Der Insolvenzverwalter könne Auskünfte nicht verlangen, 
weil er nicht „Betroffener“ i. S. v. Art. 15 Abs. 1 DS-GVO sei. 
Nach dieser Vorschrift habe die betroffene Person das 
Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung dar-
über zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene 
Daten verarbeitet; sei dies der Fall, so habe sie ein Recht 
auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten und 
auf weitere, in Art. 15 Abs. 1 Nrn. a bis h DS-GVO im Einzel-
nen aufgeführte Informationen (u. a. Angabe der Verarbei-
tungszwecke, der Datenempfänger, der Dauer der Daten-
speicherung etc.). Gemäß Art. 15 Abs. 3 S. 1 DS-GVO stelle 
der Verantwortliche eine Kopie der personenbezogenen 
Daten, die Gegenstand der Verarbeitung seien, zur Verfü-
gung. Die „betroffene Person“, die in Art. 4 Nr. 1 DS-GVO als 
identifizierte oder identifizierbare natürliche Person be-
stimmt werde, auf die sich die personenbezogenen Daten 
bezögen und die davor zu schützen sei, dass sie durch den 
Umgang mit ihren personenbezogenen Daten in ihrem 
Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt werde, sei nicht der 
Insolvenzverwalter. „Schutzsubjekt” des Art. 15 Abs. 1 DS-
GVO sei ausschließlich die betroffene Person und nicht 
potenzielle Dritte. Ein solches Auskunftsrecht gehe auch 
nicht mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens auf den In-
solvenzverwalter über. Der datenschutzrechtliche Aus-
kunftsanspruch des Art. 15 Abs. 1 DS-GVO sei kein Annex 
eines Vermögensrechts, sondern ein ausschließlich dem 
Betroffenen – hier dem Schuldner – höchstpersönlich zu-
stehendes Recht. Es gehöre nicht nach § 36 Abs. 1 S. 1 InsO 
zur Insolvenzmasse und sei folglich auch vom Übergang 
des Verwaltungs- und Verfügungsrechts nach § 80 Abs. 1 
InsO auf den Insolvenzverwalter nicht erfasst. 

Der Blick auf den Datenschutz hat auch das Verhältnis In-
solvenzverwalter, Finanzamt und Schuldner erreicht, sodass 
personenbezogene Daten auch hier in den Fokus gerückt 
sind. Die für das Insolvenzverfahren bzw. die Abwicklung er-
forderlichen Auskünfte wird der Insolvenzverwalter vom be-
troffenen Schuldner somit direkt beim Schuldner einfordern 
müssen, an § 97 InsO (Auskunfts- und Mitwirkungspflichten 
des Schuldners) hat sich nichts geändert. 
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1. Eine Beschwerde gegen die Feststellung der Rücknah-
mefiktion (§ 305 Abs. 3 InsO) ist ausnahmsweise  
zulässig, wenn die Feststellung willkürlich ist, indem 
sachfremde Erwägungen zugrunde gelegt und/oder 
Auflagen erteilt wurden, die nicht erfüllbar sind. 

2. Willkür ist bereits dann anzunehmen, wenn die Aufla-
gen keinen inneren Zusammenhang mit der Prozesssi-
tuation haben. Dies ist der Fall, wenn Nachforderungen 
gestellt werden, die zu diesem Zeitpunkt nicht zur Prü-
fung anstehen. 

3. Die Frage, ob die Formulare inhaltlich richtig ausgefüllt 
sind, ist nicht im Rahmen der Vollständigkeitsprüfung 
nach § 305 lnsO zu klären und kann daher nicht zur 
Rücknahmefiktion führen. Die Rücknahmefiktion kann 
grundsätzlich nur greifen, wenn der Schuldner Teile der 
Formulare überhaupt nicht ausgefüllt hat, also z. B. gar 
keine Gläubiger benannt hat, gar keinen Schuldenbe-
reinigungsplan erstellt hat; nicht jedoch schon dann, 
wenn die Gläubigerliste oder der Schuldenbereini-
gungsplan unvollständig scheinen oder eine Forderung 
möglicherweise falsch angegeben worden ist. 

4. In jedem Fall hat das Gericht die Ergänzungsauflagen 
so klar zu formulieren, dass sie dem Schuldner ohne 
weiteres verständlich sind. 

Der Ausgangspunkt der sog. Rücknahmefiktion des § 305 
Abs. 3 InsO ist zunächst verständlich und nachvollzieh-
bar: Wer keinen vollständigen (Verbraucher-)Insolvenz-
antrag abgibt und diesen auch nach Aufforderung des 
Gerichts nicht ergänzt, muss sich so behandeln lassen, 
als hätte er gar keinen Insolvenzantrag gestellt. Dieser 
gilt als zurückgenommen. 

Problematisch ist allerdings, dass die Möglichkeit zur Er-
gänzungsaufforderung des § 305 Abs. 3 InsO einige Insol-
venzrichter_innen immer mal wieder – siehe auch unten 
unter 4. – in Versuchung führt, eigene überzogene Vor-
stellungen hinsichtlich des Verbraucherinsolvenzantrags 
durchsetzen zu wollen. Doch dem sind Grenzen gesetzt, 
worauf das LG Gera zu Recht hinweist. 

1. Im konkreten Fall konfrontierte das Amtsgericht den 
Schuldner mit Verfügungen, die – so das Landgericht wört-
lich – „grenzwertig unverständlich” waren. Der Schuldner 
musste erahnen, was das Amtsgericht denn eigentlich be-
mängelte. Dies deshalb, weil es seine Aufforderungen 
nicht klar formulierte. So wurden ihm etwa diverse Kopien 
ohne weitere Erklärungen übersandt. 

2. Die richterliche Unklarheit könnte insoweit System ge-
habt haben, als sie zu verschleiern half, dass es sich bei 
den gerichtlichen Auflagen gar nicht um Ergänzungsauf-
forderungen i. S. d. § 305 Abs. 3 InsO gehandelt hat. Der 
Insolvenzantrag war nämlich vollständig ausgefüllt wor-
den; nur hatte das Insolvenzgericht wesentlich wohl eine 
(vermeintliche) Diskrepanz zwischen der Vollstreckungs-
akte der Gerichtsvollzieherin und der Angabe des Schuld-
ners zur Höhe einer Forderung aufklären wollen. 

3. Aber nur Ergänzungsaufforderungen können die Rück-
nahmefiktion auslösen. 

Deshalb ist zwischen »Vollständigkeit« und »Richtigkeit« 
zu unterscheiden: 1 Nach § 305 Abs. 1 Nr. 3 InsO sollen die 
Angaben im Insolvenzantrag »richtig und vollständig« 
sein. Insofern zeigt der Gesetzgeber, dass die Begriffe 
»vollständig« und »richtig« nicht synonym zu verwenden 
sind: 2 Auch in § 13 Abs. 1 Satz 7 InsO unterscheidet der 
Gesetzgeber streng zwischen den Begrifflichkeiten »rich-
tig« und »vollständig«. Ebenfalls ist in § 290 Abs. 1 in Nr. 
2 und Nr. 6 jeweils von »unrichtigen oder unvollständigen 
Angaben« (Unterstreichung durch Verf.) die Rede. 

Mit anderen Worten: Das Insolvenzgericht kann nicht sein 
Unbehagen und/oder unklare Verdachtsmomente/Un-
terstellungen über den Weg lösen, indem es unterstellt, 
dass inhaltlich falsche Angaben im Insolvenzantrag vor-
lägen und es eine (inhaltliche) Nachfrage zu einem voll-
ständig ausgefüllten Antrag zu einer Ergänzungsauffor-
derung i. S. d. § 305 Abs. 3 InsO deklariert wird. 
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Matthias Butenob 
LG Gera zur willkürlichen Feststellung der Rücknahmefiktion nach § 305 Abs. 3 InsO 
Landgericht Gera, Beschluss vom 11.03.2019 – 5 T 126/19

1 Ahrens, PrivatInsR, Rn. 195 ff.; Richter/Zipf in Praxishandbuch 
Schuldnerberatung, Teil 6, 8.3.2.; Schmidt-PrivatInsRK/Butenob § 
305 Rn. 73. 

2 Greiner ZInsO 2017, 1417, 1419.
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4. Ein solches insolvenzgerichtliches Vorgehen kommt re-
gelmäßig vor. Für das Gericht hat dies den Reiz, dass es 
nur den Eintritt der Rücknahmefiktion feststellen kann 
und dies – scheinbar: siehe unten 7. – ohne Rechtsmittel 
ist. So kann es versuchen, eigene Vorstellungen hinsicht-
lich des Verbraucherinsolvenzantrags schlank durchzu-
setzen. 

Neben dem hier besprochenen aktuellen Fall sind etwa 
zu nennen: 

· Amtsgericht Hamburg bemängelt eine vollständig aus-
gefüllte Scheiternbescheinigung als unzureichend, da 
angeblich voreilig erteilt (AG Hamburg, 19.10.2016 – 68c 
IK 414/16; LG Hamburg 02.01.2017 – 326 T 149/16) 3. Aller-
dings greift die Rücknahmefiktion gar nicht ein, wenn 
überhaupt eine Bescheinigung nach § 305 Abs. 1 Nr. 1 In-
sO vorgelegt wird, mag diese auch inhaltlich fehlerhaft 
oder falsch sein. 4 

· Ein Schuldner gibt die Gläubigerübersicht (Anlage 6 des 
Antrags) vollständig ausgefüllt ab. Dennoch wird er un-
ter Bezugnahme auf § 305 Abs. 3 InsO aufgefordert, »im 
Einzelnen den Grund der Forderung der Justizkasse« zu 
erläutern und dabei über die Rücknahmefiktion belehrt 
(AG Hamburg – 68b IK 135/17; Schreiben vom 05.04.2017, 
n. v.). Die richterliche Nachfrage mag mit Blick auf die 

Entscheidung über den Stundungsantrag des Schuld-
ners nicht ohne Sinn gewesen sein. 5 In Form der Ergän-
zungsaufforderung im Sinne des § 305 Abs. 3 InsO mit 
der drohenden Folge der Rücknahmefiktion war sie in-
des verfehlt. Eine Beanstandung des Insolvenzgerichts, 
die sich nicht auf den Insolvenzantrag, sondern auf den 
Stundungsantrag bezieht, unterfällt nicht der Rücknah-
mefiktion. 6 

5. Die Schuldnerberaterinnen und -berater sollten ge-
meinsam mit den Ratsuchenden selbstbewusst koope-
rativ auf Anfragen des Gerichts eingehen. Fehlt aber – wie 
es offenbar im vorliegenden Fall beim AG Gera der Fall 
war – der Kooperationswille aufseiten des Gerichts, sollte 
die Schuldnerberatung darauf achten, ob wirklich eine 
Ergänzungsaufforderung vorliegt und nicht etwa der 
richterliche Versuch, eine inhaltliche Frage widerstands-
los per Rücknahmefiktion abzuräumen. 

6. Dabei sollte auch bekannt sein, dass selbst nach der 
restriktiven BGH-Rechtsprechung eine sofortige Be-
schwerde in analoger Anwendung des § 34 Abs.1 InsO in 
Betracht kommt, »wenn die gerichtlichen Anforderungen 
an die beizubringenden Unterlagen und Erklärungen 
nicht erfüllbar sind oder das Insolvenzgericht Anforde-
rungen stellt, die willkürlich von den vom Schuldner zu 
erfüllenden gesetzlichen Anforderungen nach § 305 Abs. 
1 InsO abweichen«; 7 vgl. auch Leitsatz 1 der LG-Gera-Ent-
scheidung. 

7. Nach der InsO-Reform 2013 ist hingegen die vorgenann-
te BGH-Rechtsprechung überholt und ein allgemeines 
Beschwerderecht gegen die Rücknahmefiktion wie folgt 
zu bejahen: Die Rücknahmefiktion erfasst nach der aus-
drücklichen gesetzlichen Regelung nur den Insolvenzan-
trag, nicht aber den Restschuldbefreiungsantrag des 
Schuldners. Über Letzteren ist nach wie vor zu entschei-
den; er kann nicht als gegenstandslos angesehen wer-
den. Gilt der Insolvenzantrag als zurückgenommen, muss 
das Gericht den Restschuldbefreiungsantrag als unzuläs-
sig verwerfen. Da gegen diesen Beschluss dem Schuldner 
nach § 287 a Abs. 1 Satz 3 InsO die sofortige Beschwerde 
zusteht, ist folgerichtig die sofortige Beschwerde auch 
gegen die Rücknahmefiktion eröffnet. 8 In diesem Fall 
kommt sogar eine Nachholung der Ergänzung im Abhil-
fe- und Beschwerdebegründungsverfahren (§ 572 ZPO) in 
Betracht. 9 

3 Dazu ausführlich: Butenob, Die Ablehnung eines Schuldenbereini-
gungsplans durch Gläubiger, die 95 Prozent der Gesamtverschul-
dung ausmachen, zu bescheinigen, ist keine Schlechtberatung, 
BAG-SB-Informationen 2017, 214. 

4 AG Köln, 20.08.2015 – 73 IK 373/15, ZInsO 2015, 1932, 1935; 
AG Fürth, 02.11.2016 – IK 607/16, ZInsO 2016, 2407, 2408; 
AG Potsdam, 19.02.2015 – 35 IK 1239/14, ZInsO 2015, 599. 

5 Eine Stundung soll nach der Rechtsprechung nicht in Betracht 
kommen bei wesentlichen (titulierten) Forderungen aus vorsätz-
lich begangener unerlaubter Handlung im Sinne des § 302 Nr. 1, 
da der Schuldner das Ziel der Restschuldbefreiung insoweit nicht 
erreichen kann; vgl. Schmidt-PrivatInsRK/Montag § 4a InsO Rn. 31; 
LG Düsseldorf, Beschl. v. 05.10.2012 – 25 T 466/12. 

6 LG Stendal, 04.03.2014 – 25 T 36/14, ZVI 2014, 341; in dem Fall war 
der Stundungsantrag lediglich vom Prozessbevollmächtigten der 
Antragstellerin unterzeichnet worden. 

7 BGH, 18.09.2014 – IX ZB 72/13; vgl. schon zuvor: BGH, 22.10.2009 – IX 
ZB 195/08 Rn. 10; BGH, 10.02.2011 – IX ZB 43/08; Kasuistik unter 
Schmidt-PrivatInsRK/Butenob § 305 Rn. 90. 

8 Ahrens, PrivatInsR, Rn. 744; Ahrens NJW 2014, 1841; FK-InsO-Gro-
te/Lackmann § 305 Rn. 67; Schmidt-PrivatInsRK/Butenob § 305 
Rn. 85. 

9 Vgl. Frind, ZInsO 2012, 475, 479.



1. Die Anwendung des § 765 a ZPO ist nicht schon dann 
ausgeschlossen, wenn der Schuldner kein Pfändungs-
schutzkonto nach § 850 k ZPO eingerichtet hat. Viel-
mehr sind die §§ 765 a, 850 k ZPO grundsätzlich unab-
hängig voneinander anwendbar (vgl. BVerfG NJW 2015, 
3083, 3084 f., Rz. 21). Der Vollstreckungsschutz nach  
§ 765 a ZPO und der Pfändungsschutz nach § 850 k ZPO 
haben jeweils unterschiedliche Zielrichtungen. 

2. Die Voraussetzungen des Vollstreckungsschutzes nach 
§ 4 InsO, § 765 a Abs. 1 ZPO sind gegeben. Dem Schuld-
ner ist zur Vermeidung einer unangemessenen Härte 
der Anspruch gegen seine Verlobte auf Auskehr des Ar-
beitslosengeld II zu belassen, das für ihn als Mitglied 
der sozialrechtlichen Bedarfsgemeinschaft auf ihr Kon-
to eingezahlt wird. 

Der Schuldner bildet zusammen mit seiner Verlobten ei-
ne Bedarfsgemeinschaft, der Leistungen nach dem SGB 
II bewilligt sind. Das Jobcenter leistet sämtliche Zahlun-
gen auf das Konto der Verlobten, der Schuldner selbst 
hat kein eigenes Konto. Der Insolvenzverwalter forderte 
die Verlobte auf, das auf den Schuldner entfallende Ar-
beitslosengeld II dem Insolvenzkonto zuzuführen. Hier-
gegen beantragte der Schuldner Vollstreckungsschutz. 
Das Amtsgericht Wedding lehnte diesen mit der Begrün-
dung ab, dass Pfändungsschutz für Kontoguthaben aus-
schließlich durch die Einrichtung eines Pfändungsschutz-
kontos gewährt werde. Auf diesen Schutz habe der 
Schuldner hier ganz bewusst verzichtet. 

Zwar konnte sich das Landgericht Berlin nicht dazu 
durchringen, Arbeitslosengeld II auch auf einem Fremd-
konto direkt als unpfändbare Sozialleistungen zu behan-
deln. Anders als die Vorinstanz stellt es jedoch fest, dass 

die bloße Tatsache, dass der Schuldner kein eigenes 
Pfändungsschutzkonto einrichtet, nicht bedeutet, dass 
er auf den gesetzlichen Pfändungs- und damit auch Voll-
streckungsschutz verzichtet. Vielmehr sind die §§ 765 a, 
850 k ZPO grundsätzlich unabhängig voneinander an-
wendbar (vgl. BVerfG, Beschluss vom 29.05.2015 – 1 BvR 
163/15 in NJW 2015, 3083, 3084 f., Rz. 21), da sie jeweils  
unterschiedliche Zielrichtungen haben. Während das 
Pfändungsschutzkonto dazu dient, das Guthaben darauf 
unmittelbar kraft Gesetz und ohne besonderen Schutz-
antrag in Höhe des Freibetrags zu schützen und dadurch 
dem Schuldner das Existenzminimum zu sichern, ist es 
das Ziel der Generalklausel des § 765 a ZPO, den Schuld-
ner vor Eingriffen zu schützen, die zu einem nach Abwä-
gung aller Interessen nicht mehr vertretbaren Ergebnis 
führen. 

Einen solchen Sachverhalt bejaht das Landgericht in vor-
liegenden Fall: Zur Vermeidung einer unangemessenen 
Härte ist dem Schuldner der Auszahlungsanspruch auf 
das Arbeitslosengeld II gegenüber seiner Verlobten zu be-
lassen. Nur so gelangt die Sozialleistung an den Schuld-
ner und damit an den, für den sie auch bestimmt ist. Die 
Anweisung des Schuldners an den Sozialleistungsträger, 
das Geld auf das Konto der Verlobten als Vorstand der so-
zialhilferechtlichen Bedarfsgemeinschaft zu überweisen, 
hat im Wesentlichen abwicklungstechnischen Charakter 
und dient insbesondere nicht dem Zweck, Vermögen auf 
andere Personen zu verschieben oder vor dem Zugriff der 
Gläubiger in Sicherheit zu bringen. Nach Auffassung des 
Landgerichts entspricht es vielmehr dem ausdrücklichen 
Wunsch des Gesetzgebers, dass der Sozialverwaltung zur 
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10 AG Hannover, 28.01.2015 – 908 IK 1769/14 – 8, ZVI 2015, 236; FK-In-
sO-Grote/Lackmann § 305 Rn. 74. 

11 BGH, 18.09.2014, IX ZB 72/13.

8. Die Rücknahmefiktion löst keine Sperrfrist für einen 
neuen zweiten Insolvenzantrag aus. Der Gesetzgeber hat 
die Sperrfristen in § 287 a Abs. 2 InsO umfassend gere-
gelt. Eine Sperrfrist in den Fällen der Rücknahmefiktion 
fehlt. 10 Für das alte Recht vor der InsO-Reform 2013 hatte 
der BGH noch eine dreijährige Sperrfrist bejaht. 11 

Entscheidung veröffentlicht unter ZInsO 2019, 863, ZVI 
2019, 262. 

Volltext zur Entscheidung

Dr. jur. Susanne Fairlie 
Pfändungsschutz im Insolvenzverfahren bei sozialrechtlicher Bedarfsgemeinschaft 
LG Berlin, Beschluss vom 08.04.2019 – 84 T 321/18

www

http://www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de/ material/2019/04/LG-Gera-5-T-126-19.pdf
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Vereinfachung der Verwaltungsabläufe nur ein Ansprech-
partner gegenübersteht. Daher hat er mit § 38 Abs. 1 SGB 
II  die grundsätzliche Vermutung getroffen, dass der Vor-
stand einer sozialhilferechtlichen Bedarfsgemeinschaft 
die Vollmacht zum Empfang von Leistungen für die übri-
gen Mitglieder besitzt.  

Den Insolvenzgläubigern entsteht kein unverhältnismäßi-
ger Nachteil, wenn der Auszahlungsanspruch des Schuld-
ners gegen seine Verlobte nicht zur Insolvenzmasse gezo-
gen werden kann, so das Landgericht. Der Schuldner 
könnte für das Arbeitslosengeld II in voller Höhe Pfän-
dungsschutz beanspruchen, wenn es auf ein eigenes Pfän-
dungsschutzkonto gezahlt würde. Es kann ihm nicht zum 
Nachteil werden, dass er kein eigenes Konto einrichtet  
und damit dem Sozialleistungsträger ermöglicht, statt 
zwei getrennter Überweisungen seine Leistung an die Be-
darfsgemeinschaft mit Auszahlung des Gesamtbetrages 
an die Verlobte als Bevollmächtigte zu erbringen. Vor al-
lem aber wäre es untragbar, wenn eigentlich zur Existenz-
sicherung bestimmte Sozialleistungen zur Befriedigung 
einzelner Insolvenzgläubiger verwandt würden, während 
der Bedarf des Schuldners nach wie vor bestünde und 
daher weitere Sozialleistungen erforderlich wären.  

Dieser erfreuliche Beschluss ist bislang eine Einzelfall-
entscheidung. Den Schuldnern ist weiterhin unbedingt 
zu raten, die Nutzung von Konten Dritter zu vermeiden 
und vor allem spätestens mit Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens ihre Einnahmen auf ein eigenes Pfändungs-
schutzkonto überweisen zu lassen.  

Kommt dieser Rat allerdings zu spät oder wurde er vom 
Schuldner nicht beachtet, so liefert die Entscheidung 
überzeugende Argumente für die Begründung eines An-
trags auf Vollstreckungsschutz für die bereits auf dem 
Konto des Dritten eingegangenen Sozialleistungen. Die-
sen muss der Schuldner selber stellen, da sich nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG, 
Beschluss vom 29.05.2015 – 1 BvR 163/15) der Kontoinha-
ber als „Dritter” nicht auf die Schutzrechte des Schuld-
ners berufen kann. Und für diesen Antrag ist Eile gebo-
ten: Nur wenn und soweit der Auszahlungsanspruch des 
Schuldners auf dem Konto des Drittschuldners pfändungs-
frei gestellt wurde, kann der Drittschuldner in dieser Höhe 
nicht in Haftung genommen werden. Für die zukünftigen 
Zahlungen ist dem Schuldner wiederum zu raten, umge-

hend ein eigenes Pfändungsschutzkonto einzurichten und 
sich die Einnahmen dorthin überweisen zu lassen. 

 

Volltext zur Entscheidung www

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=84%20T%20321/18 


1. Der Kautionsrückzahlungsanspruch des Mieters gehört 
nicht zu den sonstigen, von ihm selbst erwirtschafte-
ten Einkünften. 

2. Allein der Umstand, dass der Mieter ein Mietkautions-
guthaben zur Rückzahlung eines Darlehens benötigt, 
das ihm zur Finanzierung der Mietsicherheit für ein 
neues Mietverhältnis gewährt worden ist, begründet 
keine sittenwidrige Härte des Insolvenzbeschlages. 

Im Oktober 2012 wurde das Insolvenzverfahren über das 
Vermögen der Schuldnerin eröffnet. Die Schuldnerin be-
zieht Leistungen nach dem SGB II. Ein Jahr nach Insol-
venzeröffnung wurde eine Zwangsräumung veranlasst 
und die Schuldnerin in einem Hotel untergebracht, da 
das Wohngebäude, in dem sich ihre Mietwohnung be-
fand, akut einsturzgefährdet war. Nach Beendigung des 
Mietverhältnisses wurde die Kaution zunächst vom Ver-
mieter auf das Konto der Schuldnerin überwiesen. Kurz 
darauf veranlasste die Insolvenzverwalterin eine Über-
weisung des Betrages auf das, für das Verfahren einge-
richtete, Anderkonto. Das Gericht ordnete diesbezüglich 
auf Antrag der Insolvenzverwalterin die Nachtragsvertei-
lung an. Daraufhin beantragte die Schuldnerin die Frei-
gabe des Kautionsguthabens, als Grund für dieses Be-
gehren gab sie an, dass sie neue Möbel benötige, da sie 
einen Großteil ihrer Möbel bei der Zwangsräumung zu-
rücklassen musste. Auch habe sie mithilfe eines Darle-
hens ihrer Tochter mittlerweile die Kaution für eine neue 
Wohnung leisten können – dieses Darlehen wolle sie nun 
von der Kautionsrückzahlung begleichen. 

Der BGH macht in seiner Entscheidung deutlich, dass der 
Anspruch auf Rückzahlung einer Mietkaution grds. gem. 
§ 35 Abs. 1 InsO zur Insolvenzmasse gehört, da er auf-
schiebend bedingt durch die Beendigung des Mietver-
hältnisses und die Rückgabe der Mietsache bereits mit 
der Entrichtung der Kaution an den Vermieter entsteht 
(so auch BGH, Beschluss vom 09.10.2014 – IX ZA 20/14).  

Der Rückzahlungsanspruch falle insbesondere nicht in 
den Schutzbereich des § 850 i ZPO, da dieser voraussetzt, 
dass es sich bei den sonstigen Einkünften um selbst er-
wirtschaftete Einkünfte handelt. Die Kautionsrückzahlung 

stelle jedoch keine solche von der Schuldnerin erwirt-
schaftete Leistung dar, sondern lediglich die Rückgewähr 
der in der Vergangenheit erbrachten Mietsicherheit. 

Auch ein Schutz der Rückzahlung über § 765 a ZPO kom-
me nicht in Betracht, da der Wunsch, das von der Tochter 
gewährte Darlehen zurückzuzahlen, keine sittenwidrige 
Härte des Insolvenzbeschlags begründe. Hinzukomme, 
dass die Schuldnerin in der konkreten Situation auch 
nicht von Wohnungslosigkeit bedroht war, da sie wäh-
rend der Wohnungssuche in einem Hotel untergebracht 
worden war und der Grundsicherungsträger diese Unter-
bringungskosten übernommen hat. 

Die Nachtragsverteilung sei dementsprechend zu Recht 
angeordnet worden. 

Der BGH weist jedoch auch darauf hin, dass es durchaus 
Fälle gibt, in denen der Kautionsrückzahlungsanspruch 
unpfändbar sei. So sei von einer Unpfändbarkeit auszu-
gehen, wenn durch die Rückzahlung der Anspruch auf 
Leistungen gemindert werde, die der Schuldner zur Si-
cherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II erhält. 
Eine Pfändung sei in diesen Fällen unzulässig, da sie zu-
lasten öffentlicher Mittel erfolgen würde.  

Auch in den Fällen, in denen der Insolvenzverwalter die 
Enthaftungserklärung nach § 109 Abs. 1 S. 2 InsO abgege-
ben hat, ist die Kaution nicht massezugehörig, sondern 
der Rückzahlungsanspruch steht dem Schuldner zu (BGH, 
Beschluss vom 16.03.2017 – IX ZB 45/15). Dies dürfte nach 
der Enthaftungserklärung auch für weitere Ansprüche des 
Schuldners, wie z. B. Guthaben aus Nebenkostenvoraus-
zahlungen gelten (vgl. FK-InsO, 9. Aufl. 2018, § 109, Rn. 20).  
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Esther Binner 
Insolvenzbeschlag und Mietkaution 
BGH, Beschluss vom 21.02.2019 – IX ZB 7/17



Dem Fall liegt die Tätigkeit einer Gesellschaft zugrunde, 
die an der Planung und Entwicklung eines Oldtimer-Zen-
trums beteiligt war. Im Wege einer einstweiligen Verfügung 
vom 23. Mai 2014 wurde der Gesellschaft vom Landgericht 
untersagt, mit dieser Beteiligung Werbung zu betreiben. 
In der Folgezeit kam es zu mehrfachen Verstößen gegen 
diese Untersagungsverfügung. Daraufhin setzte das LG 
mehrfach Ordnungsgelder in Höhe von zum Schluss ins-
gesamt 85.000 Euro und ersatzweise Ordnungshaft von 
insgesamt 340 Tagen für den Fall der Nichtzahlung des 
Ordnungsgeldes fest. Nachdem die Gesellschaft Mitte 2015 
erfolglos zur Zahlung der Ordnungsgelder aufgefordert 
worden war, wurde über ihr Vermögen am 29. Januar 2016 
das Insolvenzverfahren eröffnet. Der Vorstand der Gesell-
schaft wurde schließlich zum 31. Januar 2017 zum Antritt 
der Ordnungshaft geladen, wogegen er Antrag auf Haft-
verschonung nach Art. 8 Abs. 2 EGStGB stellte und hilfs-
weise eine Herabsetzung des Ordnungsgeldes beantrag-
te. Auch über sein Vermögen wurde kurz darauf das 
Insolvenzverfahren eröffnet. Das LG wies die Anträge des 
Vorstands zurück, vom OLG wurde in der Beschwerde die 
Ordnungshaft auf 170 Tage herabgesetzt, der Antrag auf 
Haftverschonung allerdings ebenfalls zurückgewiesen.  

Mit dem vorliegenden Beschluss hebt nun der Bundesge-
richtshof einen der ergangenen Ordnungsgeldbeschlüsse 
aus Gründen der Verjährung auf, setzt die Ordnungshaft 
auf insgesamt 60 Tage fest und verweist die Sache teil-
weise zu erneuten Entscheidung an das Beschwerdege-
richt zurück.  

Interessant ist aus Verbrauchersicht vor allem die Argu-
mentation des BGH betreffend die Wirkung der Insol-
venzeröffnung auf das Verfahren zur Vollstreckung der 
Ordnungshaft. Der BGH lehnt eine Unterbrechung des 
Verfahrens nach § 240 ZPO ab und begründet dies wie 
folgt: Die Parteien stritten hier nicht über eine Pflicht des 
Betroffenen zur Zahlung von Ordnungsgeld, bei der es 
um die Befriedigung einer – wenngleich gem. § 39 I Nr. 3 
InsO nur nachrangig zu befriedigenden – Insolvenzforde-
rung ginge und das Verfahren daher mit der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Betrof-
fenen gem. § 240 S. 1 ZPO unterbrochen worden wäre. 
Vielmehr stehe vorliegend die Vollstreckung von ersatz-

weise angeordneter Ordnungshaft in Rede. Eine solche 
Vollstreckung sei durch die Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens über das Vermögen des Schuldners nicht gehin-
dert.  

Der BGH verweist insoweit auf die Anordnung und Voll-
streckung von Ersatzfreiheitsstrafe nach § 459 e Abs. 2  
der Strafprozessordnung. Er setzt ein Ordnungsgeld nach 
§ 890 ZPO zur Erzwingung von Unterlassungen oder Dul-
dungen etwa im Wettbewerbs- oder Urheberrecht, wie es 
im vorliegenden Fall verhängt wurde, insoweit der Ersatz-
freiheitsstrafe gleich.  

Im Rahmen des § 459 e Abs. 2 StPO ist tatsächlich die 
ganz herrschende Meinung der Ansicht, dass die Voll-
streckung einer Ersatzfreiheitsstrafe auch im eröffneten 
Insolvenzverfahren möglich ist. Dabei wird insbesondere 
eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG, NJW 2006, 3626 [3627] = NZI 2006, 711) zitiert. Die-
ses hatte eine entsprechende landgerichtliche Entschei-
dung für unbedenklich erklärt. Die Argumente lauten im 
Wesentlichen, dass vor Insolvenzeröffnung verhängte 
Geldstrafen als uneinbringlich angesehen werden müss-
ten. Denn in der Insolvenz könnten sie als nach § 39 Abs. 
1 Nr. 3 InsO nachrangige Forderungen in den meisten Fäl-
len nicht zur Tabelle angemeldet werden. Auch die Voll-
streckung der Geldstrafe sei sowohl im Insolvenzverfah-
ren als auch in der Wohlverhaltensperiode nach § 294 
Abs. 1 InsO ausgeschlossen.  

Sieht man dementsprechend die Geldstrafe als unein-
bringlich ein, so tritt gem. § 43 StGB an die Stelle der un-
einbringlichen Geldstrafe die Ersatzfreiheitsstrafe. Diese 
wiederum wird aufgrund ihres Strafcharakters ganz über-
wiegend nicht mit einer Geldforderung gleichgesetzt, so 
dass das insolvenzrechtliche Vollstreckungsverbot für 
Geldforderungen nicht angewendet wird. Auch eine be-
sondere Härte im Sinne von § 459 f StPO kommt nur in 
Ausnahmefällen in Betracht. Denn dem Schuldner stehen 
Möglichkeiten zu Gebote, die Vollstreckung der Ersatz-
freiheitsstrafe abzuwenden: So kann er Arbeitsleistungen 
nach Art. 293 EGStGB in Verbindung mit den jeweiligen 
landesrechtlichen Regelungen erbringen. Ferner besteht 
in geeigneten Fällen u. U. auch die Möglichkeit, die Voll-

gerichtsentscheidungen
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Claus Richter 
Vollstreckung von Ersatzordnungshaft im eröffneten Insolvenzverfahren 
BGH, Beschluss vom 18.12.2018 – I ZB 72/17 = NJW-RR 2019, 822 = VIA 2019, 36 m. Anm. Kluth
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streckung durch Zahlung aus den unpfändbaren Bezügen 
abzuwenden (eingehend Pape, ZVI 2007, 7).  

Dem BGH ist für den vorliegenden Fall des Ordnungs-
gelds nach § 890 ZPO zuzugeben, dass dieses zwar auch 
einen repressiven, strafähnlichen Sanktionscharakter 
aufweist (so auch der 12. Senat des BGH im Beschl. vom 
10.05.2017 – XII ZB 62/17, BeckRS 2017, 111836, Rn. 13, der 
freilich eine Randnummer später ausführt, dass es sich 
dennoch um „keine Strafe“ handele, sondern um eine 
Maßnahme der Zwangsvollstreckung). Sehr kurz und da-
mit wenig überzeugend ist allerdings die weitere Argu-
mentation. So stellt sich – wie auch im Rahmen der Er-
satzfreiheitsstrafe – die Frage der „Uneinbringlichkeit“. 
Im Hinblick auf den Umstand, dass die Geldstrafe ebenso 
wie das Ordnungsgeld nach § 39 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 302 
Nr. 2 InsO von der Restschuldbefreiung ausgenommen 
ist, bleiben beide Forderungen grundsätzlich – wenn 
auch erst nach Ende der Wohlverhaltensperiode – voll-
streckbar (Rönnau/Tachau, NZI 2007, 208 folgern daraus 
mit durchaus sehr bedenkenswerten Argumenten, dass 
im Falle von vor der Insolvenzeröffnung verhängten Geld-
strafen die Verhängung einer Ersatzfreiheitsstrafe man-
gels Uneinbringlichkeit gerade nicht zulässig ist). In Bezug 
auf die Ersatzfreiheitsstrafe kann man hier allerdings 
noch das Argument anbringen, dass der Strafcharakter 
gerade keinen längeren zeitlichen Abstand zwischen Ur-
teil und Strafe zulasse (so das BVerfG a. a. O., S. 712). Dem-
gegenüber ist dies für das Ordnungsgeld, das schließlich 
in erster Linie eine Maßnahme der Zwangsvollstreckung 
darstellt, wenn auch mit „strafähnlichem Sanktionscha-
rakter“, alles andere als zwingend. Hier erschiene es viel-
mehr weitaus überzeugender, entgegen der Ansicht des 
BGH nicht von der Uneinbringlichkeit auszugehen und 
die Vollstreckung bis zur Erteilung der Wohlverhaltens-
periode auszusetzen.  

IhreVorteile 
einer Mitgliedschaft
Als Mitglied der Bundesarbeitsgemeinschaft Schuld-

nerberatung erhalten Sie direkte Vorteile in Form von: 

· Abonnement der Fachzeitschrift 

BAG-SB Informationen 

· geringere Teilnahmebeiträge für Seminare 

und Tagungen der BAG-SB 

· Bezug des BAG-SB Newsletters 

· Vergünstigungen beim Bezug von 

Fachpublikationen und Ratgebern 

Darüber hinaus bietet Ihnen die Mitgliedschaft in der 

Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung: 

· Fachaustausch und Netzwerkarbeit unter 

Kolleginnen und Kollegen 

· Einflussnahme in politischen Gremien 

und Fachausschüssen 

· Mitarbeit in vereinsinternen Arbeitskreisen 

· Teilnahme an Qualifizierungs- und 

Fortbildungsangeboten 

· Beteiligung an Forschungsprojekten 

Sie unterstützen aktiv durch Ihre Mitgliedschaft: 

· die Entwicklung von Positionen und 

Stellungnahmen 

· den Dialog mit Politik, Ministerien, 

Verbänden und Gläubigern 

· die Entwicklung, Umsetzung und Fortschreibung 

von Standards in der Schuldnerberatung 

Einen Aufnahmeantrag finden Sie 
weiter hinten im aktuellen Heft. 



Wie der Titel der diesjährigen BAG-SB Jahresfachtagung im 
Mai in Erfurt versprach, stand besonders ein Blick über 
den eigenen, professionellen Tellerrand im Fokus, denn 
der Titel lautete: „Wenn man etwas gut kann, ist es Zeit, 
etwas Neues zu lernen”. Und tatsächlich entpuppte sich 
das Programm als sehr vielfältig, ohne den Bezug zur 
Schuldnerberatung aus den Augen zu verlieren. Dabei sta-
chen bei der Auswahl auch die Reichweite der teils loka-
len, teils bundesweiten und internationalen Referats- und 
Diskussionsthemen deutlich hervor. Das Programm ver-
sprach damit besonders reizvolle und neue Denkanstöße 
zu setzen. Wie wichtig die Artikulation anzugehender The-
men sein kann, zeigte sich bereits zu Beginn in der Podi-
umsdiskussion zu der Frage, welche Herausforderungen in 
der Beratung entstehen, wenn überschuldete Verbraucher 
auf angespannte Wohnungsmärkte treffen. Es war ent-
sprechend von hohem Interesse zu hören, mit welchen 
Problemstellungen sich verschuldete Personen und deren 
Berater in Thüringen und anderen Teilen der Bundesrepu-
blik auf dem Wohnungsmarkt konfrontiert sehen und wel-
che Maßnahmen sich als sinnvoll und nützlich erwiesen 
haben dagegen anzugehen. Dennoch soll dieses lobens-
werte und wertvolle Engagement einzelner Träger nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass breite und erfolgsverspre-
chende Lösungsansätze für überschuldete und armutsbe-
troffene Personen einen starken und entschlossenen po-
litischen Willen voraussetzen – dieser ist in Deutschland, 
wie auch in anderen europäischen Ländern, nicht immer 
ausreichend zu erkennen. 

Ein weiteres relevantes Thema stellte die Frage dar, wie es 
gelingen kann, unterschiedlichen Bedarfsgruppen wichti-
ge Informationen rund um Schuldenfragen zur Verfügung 
zu stellen. Neben dem Versuch, mittels „Schuldenwörter-
buch in leichter Sprache”, für spezifische Personenkreise 
etwas Licht in das Dickicht juristischer und professioneller 
Fachausdrücke zu bringen, interessierte auch die Neuent-
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Stimmen und Eindrücke der BAG-
Bei der diesjährigen Jahresfachtagung haben wir einen 
neuen Besucherrekord aufgestellt. Wir haben sogar so 
viele Anmeldungen im Vorfeld verzeichnet, dass wir leider 
nicht allen Interessierten zusagen konnten. Dem Aufruf 
von Conny Zorn an die Teilnehmenden, uns ihre Beweg-
gründe mitzuteilen, warum jede und jeder Einzelne an 
dieser Tagung partizipiert hat, sind viele nachgekommen. 
Hier sind einige Stimmen und Eindrücke zusammenge-
fasst.

Ich habe mich für die Tagung angemeldet, weil ich die politische und inner-
verbandliche Arbeit der BAG-SB sehr wichtig finde und möchte, dass diese 
Arbeit fortgeführt wird. Aktuelle Themen, interessante Referenten, Nähe des 
Veranstaltungsortes zum Wohnort rundeten meine Entscheidung ab. 

Dies ist meine erste Jahresfachtagung der BAG-SB. 
Ich war gespannt auf die Leute und Inhalte. Die 
Themenvielfalt des Programms hat mir gefallen. 
Ich komme aus Erfurt, was sehr praktisch war.  

Hervorragende Mischung aus wis-
senschaftlichen Themen, der Mög-
lichkeit zum Netzwerken und Pra-
xisthemen. Erfurt ist gut gelegen. 

themen



wicklung einer Website für Ratsuchende. Die Entwicklung 
dieser praktischen Hilfsmittel zeigt deutlich, dass die Be-
reitstellung und der Zugang zu nötigem Fachwissen für Be-
troffene, Angehörige und interessierte Personen weiter 
verbessert werden kann und dass dieser Prozess noch 
lange nicht abgeschlossen ist. Gerade aus sozialarbeiteri-
scher und beraterischer Perspektive sind diese Bestre-
bungen sehr zu begrüßen und deren Wirksamkeit weiter 
zu evaluieren und zu beobachten. Ähnliche Angebote wer-
den zurzeit in der Schweiz für den Bereich der Sozialhilfe 
entwickelt und getestet, weshalb hier Potenzial zu einem 
gegenseitigen Erfahrungsaustausch liegt.  

Ein internationaler Vergleich der Verbraucherinsolvenz-
verfahren im Nachmittagsprogramm des ersten Tages 
stieß insofern auf offene Ohren, da viele Länder entspre-
chende Instrumentarien zur Armutsbekämpfung kennen, 
diese sich in ihrer Ausgestaltung jedoch deutlich von un-
serem System unterscheiden können. Der Vortrag gab Auf-
schluss darüber, welche normativen Überlegungen und 
Vorstellungen den Konzepten jeweils zugrunde liegen und 
erweis sich als geeignete Orientierungshilfe in den aktu-
ellen politischen Debatten in den Ländern, die sich noch 
nicht abschließend auf ein entsprechendes Vorgehen ge-
einigt oder verständigt haben. Letztlich seien auch die 
Beiträge erwähnt, die sich mit verschiedenen Lebenslagen 
und Identitäten verschuldeter Personen auseinandersetz-
ten, die die Tagung am zweiten Tag um eine weitere inter-
essante Sichtweise aus demselben Gegenstand anreicher-
ten. Zusammenfassend und rückblickend lässt sich sagen, 
dass viele der angesprochenen Themen genügend Anre-
gung zum weiteren Nachdenken über die Schuldnerbera-
tung, ihre Rahmenbedingungen und Herausforderungen 
boten und insbesondere die Reflexion über die eigene all-
tägliche Arbeit nicht zu kurz kommen sollte. In diesem Sin-
ne ein herzliches Dankeschön für die gelungene Tagung.  

-SB Jahresfachtagung in Erfurt
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Valentin Schnorr lic. phil., studierte in Basel Soziologie, 
Pädagogik und Ethnologie. Er arbeitet seit 2018 als wis-
senschaftlicher Mitarbeiter am Institut Sozialplanung, 
Organisationaler Wandel und Stadtentwicklung der 
Hochschule für Soziale Arbeit FHNW in Projekten zu So-
zialhilfe und Verschuldung.

Danke für die Nachwuchsförderung, 
die tolle Organisation, die gute Mi-
schung der Themen und Dauer der 
Vorträge. Hätte mir gewünscht, dass 
die Workshops jeweils zwei Mal an-
geboten worden wären, damit man 
vier hätte besuchen können. Nach-
haltigkeitsthemen fehlten. 

Weil ich Thüringerin bin, 
weil wir in den letzten 
Jahren mehr finanzielle 
Mittel vom Land bekom-
men, weil die Themen 
sehr interessant und 
hochkarätige Referenten 
anwesend sind. 

Für mich als Neuling ist die Jahresfachtagung eine sehr gute Gelegen-
heit, fachlichen Input zu erhalten und die bundesweit wirkenden Ak-
teure kennenzulernen.

Fachwissen kompakt, 
das Kennenlernen der 
Kollegen aus anderen 
Bundesländern, breit 
gefächerte Themen …

Etablierte Tagung mit Beteiligung aus ganz Deutschland, interes-
sante Beiträge abseits der üblichen Themen, Gelegenheit zur Ver-
netzung. Wegen des straffen Programms leider zu wenig Zeit zum 
Austausch …



Einleitung 

Mit der jüngst von der Europäischen Union (EU) be-
schlossenen „Richtlinie über Restrukturierung und Insol-
venz“ 1 ist wieder Bewegung in die Debatte über Refor-
men des deutschen Entschuldungsrechts gekommen. 
Bekanntlich zielt die Richtlinie auf eine Angleichung von 
einigen Aspekten des Insolvenz- und Entschuldungs-
rechts in den Mitgliedsstaaten der EU. Im Mittelpunkt 
steht dabei die Schaffung eines Rechtsrahmens zur „prä-
ventiven Restrukturierung“ (d. h. vorinsolvenzlichen Sa-
nierung) insolvenzgefährdeter Unternehmen sowie die 
Gewährung einer „zweiten Chance“ für insolvente Unter-
nehmer_innen durch eine Schuldbefreiung nach maximal 
drei Jahren. Die EU verspricht sich davon eine Förderung 
des Unternehmertums und des freien Kapitalverkehrs im 
Europäischen Binnenmarkt sowie eine Steigerung der Ef-
fizienz der nationalen Restrukturierungs-, Insolvenz- und 
Entschuldungsverfahren. Für die Umsetzung der Richtli-
nie in nationales Recht wird den Mitgliedsstaaten eine 
Frist von zwei Jahren – und somit bis zum 17. Juli 2021 – ge-
setzt; falls sie bei der Umsetzung auf besondere Schwie-
rigkeiten stoßen, wird ihnen eine Fristverlängerung um 
höchstens ein Jahr eingeräumt. 2 

Wie ja mittlerweile ebenfalls bekannt sein dürfte, könnte 
die zur Umsetzung der EU-Richtlinie erforderliche Re-
form des Insolvenzrechts in Deutschland auch erhebliche 
Auswirkungen auf die Entschuldung von Verbraucher_in-
nen haben. Dies hat jedoch weniger damit zu tun, dass 
der EU-Gesetzgeber in der Richtlinie auch die Überschul-
dung von Verbraucher_innen als wirtschaftlich und sozial 
äußerst bedenklich bezeichnet und aus diesem Grund 
den Mitgliedsstaaten empfiehlt, die in der Richtlinie ent-
haltenen Bestimmungen zur Entschuldung auch auf die-
sen Personenkreis anzuwenden. Denn diese Empfehlung 
ist lediglich Teil der sogenannten „Erwägungsgründe“, mit 
denen der EU-Gesetzgeber seine Überlegungen erläutert, 
die aber für die Mitgliedsstaaten nicht bindend sind. 

Weitaus wichtiger dürfte sein, dass hierzulande das Rest-
schuldbefreiungsverfahren bereits die Entschuldung  
aller natürlichen Personen einheitlich regelt und die Ein-
führung von Differenzierungen entweder verfassungs-

rechtliche Bedenken oder verfahrenspraktische Proble-
me verursachen würde. 3 So gilt eine Unterscheidung 
nach der Stellung der Schuldner_innen im Erwerbsleben 
– also die Schaffung unterschiedlicher Entschuldungsre-
geln für Unternehmer_innen und Verbraucher_innen – 
als unvereinbar mit dem Gleichheitssatz aus Artikel 3 des 
Grundgesetzes. Die Alternative dazu wäre eine entschul-
dungsrechtliche Unterscheidung zwischen geschäftlichen 
und privaten Schulden, aber da eine klare Trennung in 
vielen Bereichen nicht möglich ist, würden sich zahlrei-
che praktische Probleme ergeben. 

Es spricht somit vieles dafür, dass der deutsche Gesetz-
geber das Entschuldungsrecht einheitlich für alle natür-
liche Personen an die EU-Vorgaben anpasst, und dies 
würde erhebliche Auswirkungen auf die Verbraucherent-
schuldung haben. Zwar wird der Anpassungsbedarf bei 
einigen Vorgaben als eher gering eingeschätzt, zum Bei-
spiel in Bezug auf die Aufhebung von Tätigkeitsverboten 
nach Abschluss eines Entschuldungsverfahrens oder hin-
sichtlich der von einer Restschuldbefreiung ausgenom-
menen Forderungen. Aber eine zentrale Vorgabe der EU-
Richtlinie bedeutet größeren Änderungsbedarf und wird 
wohl auch die Reformdiskussion bestimmen: die Anfor-
derung, dass eine Entschuldung nach einer Frist von 
höchstens drei Jahren zu erfolgen hat. Die nationalen Ge-
setzgeber haben zwar hier einen gewissen Spielraum und 
die Richtlinie erlaubt beispielsweise eine Verlängerung 
dieser Frist, wenn die Kosten des zur Entschuldung füh-
renden Verfahrens nicht gedeckt sind. Dennoch ist davon 
auszugehen, dass insolvente Verbraucher_innen zukünf-
tig deutlich schneller entschuldet werden. 

Und selbstverständlich bietet die bevorstehende Reform 
auch die Gelegenheit, über die EU-Vorgaben hinaus die 
Regelungen zur Verbraucherinsolvenz und Restschuldbe-
freiung einer kritischen Prüfung zu unterziehen und ge-
gebenenfalls anzupassen. Dies gilt insbesondere, da sich 
die letzte Reform im Jahr 2014 eher als „Reförmchen“ ent-
puppt hat, 4 dem Gesetz „nicht wenige handwerkliche 
Mängel und inhaltliche Ungereimtheiten“ bescheinigt 
werden, 5 und verschiedene Personen und Interessen-
gruppen bereits weitere Reformen gefordert haben. 6 Und 
selbst beim Kernstück der letzten Reform – den Möglich-

themen
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Jan-Ocko Heuer 
Gesetzliche Entschuldungsverfahren in anderen Ländern  
Ein Blick über den Tellerrand

Die Tagungsdokumentation 

für diesen Beitrag gibt es unter www.bag-sb.de/tagung2019
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keiten zur Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfah-
rens – kam die vor einem Jahr von der Bundesregierung 
vorgelegte Evaluation zu dem (allseits erwarteten) Ergeb-
nis, dass die vom Rechtsausschuss des Deutschen Bun-
destags gesetzte Zielvorgabe von 15 Prozent vorzeitiger 
Restschuldbefreiungen klar verfehlt wurde: Deutlich we-
niger als zwei Prozent der Schuldner_innen erreichten 
neben der Deckung der Verfahrenskosten eine Befriedi-
gungsquote für die Insolvenzgläubiger_innen von 35 Pro-
zent und damit eine Restschuldbefreiung nach drei Jah-
ren. 7 

Die laufende Debatte über Reformen des Insolvenz- und 
Entschuldungsrechts bietet aber auch eine gute Gelegen-
heit für einen Blick über den Tellerrand des deutschen 
Entschuldungsrechts hinaus in andere Länder: Wie wird 
die Entschuldung von insolventen Verbraucher_innen 
dort geregelt? Gibt es wesentliche Unterschiede zum 
deutschen Recht und worauf beruhen diese? Und: Wie 
„erfolgreich“ und zufrieden sind andere Länder mit ihren 
gesetzlichen Entschuldungsverfahren? 

Denn auch wenn die Entschuldungsregelungen in ande-
ren Ländern selbstverständlich auf ihren (nationalen) 
rechtlichen, politischen und wirtschaftlichen Kontext be-
zogen werden müssen und vor einer leichtfertigen Über-
tragung von Regelungen in einen anderen Rechtskontext 
zu warnen ist, so ist es dennoch unbestritten, dass gera-
de auf einem noch jungen Rechtsgebiet wie der Entschul-
dung von Verbraucher_innen – die ja in fast allen Län-
dern erst in den letzten Jahrzehnten eingeführt wurde – 
eine Orientierung an anderen Ländern und Sitten sinn-
voll und lehrreich sein kann. 

Mit dem vorliegenden Beitrag möchte ich einen solchen 
Blick über den Tellerrand wagen und den Entschuldungs-
regelungen in Deutschland die in ausgewählten anderen 
Ländern gegenüberstellen. Die Basis dafür bildet eine 
umfangreiche Studie, in der ich die Regelungen zur In-
solvenz und Entschuldung von Verbraucher_innen in 15 
Ländern mittels eines detaillierten Rechtsvergleichs und 
einer empirischen Klassifikation – d. h. der Anwendung 
von Clusteranalysen auf einen von mir erstellten Daten-
satz zu Recht und Praxis der Privatinsolvenz in den 15 
Ländern – untersucht habe. 8 Ziel der Untersuchung war 
es, Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den 
nationalen Privatinsolvenzregelungen zu identifizieren 

und auf diese Weise unterschiedliche „Entschuldungs-
modelle“ und die ihnen zugrunde liegenden normativen 
Orientierungen herauszuarbeiten – und damit die Frage 
zu beantworten: Welche Vorstellungen über Schuld-
ner_innen, Gläubiger_innen, Kreditmärkte und die Rolle 
des Staates bei der Privatinsolvenz kommen in den un-
terschiedlichen Entschuldungsgesetzen zum Ausdruck? 

Bei der Darstellung der Ergebnisse muss ich mich an die-
ser Stelle auf einen sehr groben Überblick über wenige 
ausgewählte Aspekte und Länder beschränken. Neben der 
Studie selbst liegen allerdings noch weitere Veröffentli-
chungen vor, in denen ich zum Beispiel die sozialpoliti-
schen Auswirkungen der unterschiedlichen Entschul-
dungsregelungen diskutiere 9 oder mich dem Um gang mit 
der großen Zahl an mittellosen Schuldner_innen in den 
verschiedenen Ländern widme. 10  Diese Veröffentlichun-
gen bieten somit die Möglichkeit, sich eingehender mit 
den genannten Aspekten zu befassen. 

Ich beginne im Folgenden mit einer Herausarbeitung der 
normativen Ausrichtung des deutschen Entschuldungs-
rechts und werde dann als weitere Beispiele die Ent-
schuldungsregelungen in Schweden und in den Vereinig-
ten Staaten von Amerika (USA) behandeln, bevor ich mit 
Überlegungen zu Reformoptionen im Entschuldungsrecht 
schließe. 

Das deutsche „Haftungsmodell“ 
der Verbraucherinsolvenz 

Zum 20-jähigen Jubiläum der Insolvenzordnung (InsO) in 
diesem Jahr wurden hierzulande auch die Regelungen zur 
Verbraucherinsolvenz und Restschuldbefreiung überwie-
gend positiv gewürdigt. 11 Diesen Würdigungen ist grund-
sätzlich zuzustimmen: Ein gesetzliches Entschuldungs-
verfahren ist in einer von Kreditbeziehungen geprägten 
Gesellschaft nicht nur begrüßenswert, sondern schlicht 
unentbehrlich. Zudem ist es angesichts der insbesondere 
in den Anfangsjahren erheblichen Widerstände und  
Anfeindungen gegen die Restschuldbefreiung dem Ge-
setzgeber hoch anzurechnen, dass er in den vielen Re-
formdebatten an einer Restschuldbefreiung auch für 
mittellose Schuldner_innen festgehalten hat. Und über 
die Jahre hinweg sind durch das Zusammenwirken aller 
beteiligten Akteure – vor allem der Schuldner- und In-
solvenzberatung, der Insolvenzgerichte und der Verwal-
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ter_innen – über eine Million Restschuldbefreiungen er-
teilt und auf diese Weise den betroffenen Schuldner_in-
nen neue wirtschaftliche Perspektiven eröffnet worden. 

Dennoch zeigen nicht zuletzt die fortwährende Reform-
diskussion und die vielen wiederkehrenden Reformbe-
mühungen und gesetzgeberischen Anläufe in den letzten 
20 Jahren, dass es immer noch an so manchen Stellen 
knirscht – und man sollte überlegen, ob es sich dabei 
nicht um mehr als nur etwas Sand im Getriebe handeln 
könnte. Denkbar ist nämlich auch, dass die gesamte Ma-
schinerie der Verbraucherentschuldung noch nicht rund 
läuft und einige gesetzgeberische Neujustierungen sinn-
voll wären. So zeigt der Blick in andere Länder, dass sich 
die Entschuldung durchaus effizienter und wohl auch so-
zialverträglicher organisieren lässt. Mehr noch: In der in-
ternational-vergleichenden Forschung gilt das deutsche 
Entschuldungsrecht eher als ein abschreckendes Bei-
spiel, bei dem ein langwieriges und aufwendiges Verfah-
ren unterm Strich lange Fristen und hohe Hürden für 
Schuldner_innen, hohen Aufwand und hohe Kosten für 
den Staat, aber (dennoch) geringe Erträge für die Gläu-
biger_innen produziert. 12 

Der wesentliche Grund dafür liegt in der normativen Ori-
entierung des deutschen Insolvenz- und Entschuldungs-
rechts, das über weite Strecken immer noch der traditio-
nellen ökonomischen Idee vom Insolvenzverfahren als 
Realisierung der Haftung des insolventen Schuldners ge-
genüber dem Gläubigerkollektiv verpflichtet ist. Insbe-
sondere im Vergleich mit anderen Ländern wird deutlich, 
wie sehr im deutschen Insolvenzrecht die Verantwortung 
von Schuldner_innen für die Begleichung ihrer Verbind-
lichkeiten betont wird. Dies äußert sich beispielsweise 
an der mit sechs Jahren sehr langen (Standard-)Dauer 
der Abtretungsfrist, den vielen Verhaltenspflichten für 
Schuldner_innen – die über die im Insolvenzrecht übli-
chen Informations- und Mitwirkungspflichten hinausge-
hen und bis hin zu einer Erwerbsobliegenheit reichen – 
und den zahlreichen (Verfahrens-)Rechten für Gläubi-
ger_innen. 

Mehr noch: Während in einigen anderen Ländern die 
Möglichkeit besteht, für aller Voraussicht nach dauerhaft 
mittellose Schuldner_innen ein vereinfachtes oder ver-
kürztes Verfahren durchzuführen, geht das deutsche Ent-
schuldungsrecht seit der jüngsten Reform gewisserma-

ßen in die entgegengesetzte Richtung und bietet eine 
schnellere Entschuldung nach fünf bzw. drei Jahren für 
jene Schuldner_innen, die die Verfahrenskosten bzw. zu-
sätzlich 35 Prozent der Forderungen ihrer Insolvenzgläu-
biger_innen zahlen können – und somit in gewissem Um-
fang noch solvent sind. Auch diese im internationalen 
Vergleich seltene Regelung zeigt die große Bedeutung, 
die der Schuldentilgung im deutschen Entschuldungs-
recht beigemessen wird. 

Das wesentliche Problem dieses Ansatzes, der aufgrund 
seiner Betonung der Schuldentilgung bzw. Schuldnerhaf-
tung als Tilgungs- bzw. „Haftungsmodell“ bezeichnet 
werden kann, ist jedoch, dass er eine ebenso banale wie 
zentrale und über alle Ländergrenzen hinweg gültige Er-
kenntnis aus der Praxis und Forschung zur Verbraucher -
insolvenz geflissentlich ignoriert – nämlich, dass das 
Gros der Personen in einem Verbraucherinsolvenz-
verfahren über wenig oder kein nennenswertes (pfänd-
bares) Einkommen und Vermögen verfügt und somit alle 
Bemühungen, diese Schuldner_innen zur Schuldentil-
gung zu verpflichten, letztlich nur geringe Erfolgsaussich-
ten haben. 13 

Nun zeigt das in vielerlei Hinsicht ähnliche Entschul-
dungsrecht in Österreich, dass eine normative Ausrich-
tung auf Schuldentilgung bzw. Haftungsrealisierung un-
ter bestimmten Bedingungen sogar „funktionieren“ und 
(vor allem von Gläubiger_innen) als „erfolgreich“ be-
zeichnet werden kann. Dies ist dann der Fall, wenn die 
normative Orientierung konsequent durchgehalten wird 
und somit – wie im österreichischen Recht bis zum Jahr 
2017 – Schuldner_innen nur dann eine Restschuldbefrei-
ung erhalten, wenn sie eine Mindesttilgungsquote erfül-
len. „Erfolgreich“ ist dieses Verfahren insoweit, als die 
Gläubiger_innen hier relativ hohe Befriedigungsquoten 
erhalten – aber nur um den Preis, dass das Gros der mit-
tellosen Schuldner_innen von vornherein von einem In-
solvenzantrag abgeschreckt wird, weil es die finanziellen 
Anforderungen für eine Entschuldung sowieso nicht er-
füllen kann. 

Die Tragik des deutschen Entschuldungsverfahrens liegt 
somit darin, dass die Betonung der Schuldentilgung zwar 
sechs Jahre lang mit zahlreichen (kostentreibenden) Mit-
teln durchexerziert wird, aber am Schluss doch die – un-
ter gesamtwirtschaftlichen, sozialpolitischen und huma-
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nitären Gesichtspunkten vernünftige, aber aus der Bin-
nenperspektive eines auf Haftungsrealisierung zielenden 
Insolvenzparadigmas inkonsequente – Restschuldbefrei-
ung auch für die große Zahl an mittellosen Schuldner_in-
nen steht. Im Ergebnis bleibt damit eine rein symbolische 
und vor allem kostspielige Betonung der Verpflichtung zur 
Schuldentilgung. 

Vor diesem Hintergrund ist es verständlich, dass bei-
spielsweise Professor Dr. Martin Ahrens in der jüngsten 
Auflage seines Kommentars zum Privatinsolvenzrecht „ei-
ne neue Standortbestimmung des Insolvenzrechts natür-
licher Personen innerhalb der Insolvenzordnung“ fordert 
und hinzufügt: „An die Stelle moralisierend-edukatori-
scher Regelungsansätze müssen einem insolvenzrechtli-
chen Modell entsprechende klare sozio-ökonomische Ori-
entierungen treten.“ 14 Anzumerken wäre allerdings, dass 
das deutsche Entschuldungsrecht durchaus einem Modell 
– im Sinne eines in sich relativ kohärenten und dabei auf 
bestimmten (ökonomischen) Prinzipien beruhenden Re-
gelungsansatzes – folgt, aber dies eben das traditionelle 
insolvenzrechtliche Modell der Haftungsrealisierung ist, 
das den Erfordernissen einer Gesellschaft, die darauf an-
gewiesen ist, insolventen Verbraucher_innen zügig wieder 
gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen, nicht gerecht 
wird. 

Insgesamt ist somit zu diagnostizieren, dass es der Ge-
setzgeber in Deutschland bislang versäumt hat, das Ver-
braucherinsolvenzrecht vom Ziel der Entschuldung her zu 
denken, obwohl dieses Ziel ja unter praktischen Gesichts-
punkten deutlich relevanter ist als das der Gläubigerbe-
friedigung – und letztlich auch der Grund und Auslöser 
für die vielen gesetzgeberischen Bemühungen im Privat-
insolvenzrecht in vielen Ländern der Welt in den letzten 
Jahrzehnten war. Und wie die beiden folgenden Beispiele 
zeigen, besteht dieses Versäumnis keineswegs in allen 
Ländern, sondern es gibt durchaus Ansätze, die die Ent-
schuldung als neues und zentrales Ziel des Privatinsol-
venzrechts ernst genommen bzw. zum Ausgangspunkt ge-
setzlicher Regelungen gemacht haben. 

Das schwedische „Gnadenmodell“ 
der Verbraucherinsolvenz 

Die im Jahr 1994 in Kraft getretenen Regelungen zur Ver-
braucherentschuldung in Schweden stellen einen inter-

essanten Kontrast zum deutschen Recht dar, denn es gibt 
viele markante Unterschiede. Dies beginnt bereits damit, 
dass die Entschuldung in Schweden nicht innerhalb des 
Insolvenzrechts, sondern in einem eigenständigen Gesetz 
– dem „Skuldsaneringslag“ – geregelt ist. Zudem richtete 
sich das Entschuldungsverfahren ursprünglich nur an Ver-
braucher_innen, und Kleinselbstständige wurden erst 
2011 zugelassen. Zur Unterstützung von Schuldner_innen 
bei der Vorbereitung des Verfahrens verpflichtet der Staat 
die Kommunen, umfangreiche und für die Ratsuchenden 
kostenlose Angebote zur Schuldnerberatung zur Verfü-
gung zu stellen. Zudem werden die Kosten des Entschul-
dungsverfahrens nicht – wie im Insolvenzrecht üblich – 
von den Schuldner_innen bezahlt bzw. bevorrechtigt aus 
der Insolvenzmasse bedient, sondern stets vom Staat ge-
tragen. Damit wird die auch hierzulande wohlbekannte  
Situation, dass das Vermögen und Einkommen der 
Schuldner_innen nicht zur Deckung der Verfahrenskosten 
ausreicht, von vornherein vermieden. 

Das gesamte Entschuldungsverfahren – einschließlich der 
Erteilung der Restschuldbefreiung – wird von der staatli-
chen Beitreibungsbehörde „Kronofogdemyndigheten“ 
(KFM) durchgeführt. Demgegenüber wurde die Beteiligung 
der Judikative mit einer Reform im Jahr 2007 auf ein Mi-
nimum reduziert. Lediglich im Falle einer Ablehnung des 
von KFM vorgelegten Zahlungsplans können die Gläubi-
ger_innen (oder die Schuldner_innen) ein Gericht anru-
fen. Aber nicht nur die Gerichte, sondern auch die Gläu-
biger_innen selbst spielen im Verfahren so gut wie keine 
Rolle. So dürfen Gläubiger_innen weder das Verfahren be-
antragen noch haben sie während des Verfahrens Inter-
ventionsmöglichkeiten. Mit anderen Worten: Das zentrale 
Verhältnis ist nicht das zwischen Schuldner_in und Gläu-
biger_innen, sondern das zwischen Schuldner_in bzw. 
Bürger_in und dem Staat. 

Hinter diesem Ansatz steht eine normative Orientierung, 
die die Entschuldung von überschuldeten Privatpersonen 
als Teil staatlicher Sozialpolitik begreift, mit der der 
(Wohlfahrts-)Staat seine Bürger_innen vor sozialen Risi-
ken schützt. 15 Dieses Entschuldungsmodell findet sich 
nicht nur in Schweden, sondern auch in Dänemark, Finn-
land und Norwegen sowie – mit etwas anderer Schwer-
punktsetzung – in Frankreich und Belgien. Insbesondere 
in den skandinavischen Ländern spiegelt sich diese nor-
mative Orientierung auch in der Rechtsdoktrin einer „so-



themen

160 BAG-SB Informationen – Heft 3_2019

cial force majeure“ – also einer „sozialen höheren Gewalt“ 
– wider. Dieser Doktrin zufolge sind es nicht nur die Na-
turgewalten, sondern auch von den Einzelnen kaum  
beeinflussbare „kritische Lebensereignisse“, die einen 
staatlichen Eingriff in bestehende Rechtsverhältnisse le-
gitimieren. 16 

Bemerkenswert an diesem Modell ist, dass es den 
Schwerpunkt klar auf die Entschuldung legt und damit 
der Einsicht folgt, dass bei Verbraucherinsolvenzen für 
Gläubiger_innen in der Regel nichts zu holen ist (wobei 
jene Schuldner_innen, die über verwertbares Vermögen 
oder Einkommen verfügen, dieses selbstverständlich ab-
treten müssen). Darüber hinaus wurde aus der Tatsache, 
dass ein Privatinsolvenzverfahren kein „klassisches“ kon-
tradiktorisches Verfahren ist – weil bereits per Gesetz die 
Entschuldung als ein bzw. das Verfahrensziel festgelegt 
ist und unter den Gläubiger_innen sowieso meist nichts 
zu verteilen ist – die schlüssige Konsequenz gezogen, dass 
anstelle eines Gerichts auch eine Behörde das Verfahren 
durchführen kann. In der Summe zeigt sich somit ein neu-
artiger Ansatz zur Verbraucherentschuldung, der jenseits 
des traditionellen Insolvenzrechts angesiedelt ist. 

Allerdings weist dieses neuartige Entschuldungsmodell 
auch einige schwerwiegende Probleme auf. Am einfach-
sten gesetzgeberisch zu verändern wäre wohl die Rege-
lung, dass eine Restschuldbefreiung in Schweden nur ein-
malig gewährt werden kann und Schuldner_innen danach 
auf Lebenszeit von einem erneuten Entschuldungsverfah-
ren ausgeschlossen sind. Fragwürdig ist diese Regelung, 
weil eine erneute Teilhabe am Kreditmarkt durchaus sinn-
voll bzw. notwendig sein kann, aber daraus auch ein er-
neuter Entschuldungsbedarf resultieren kann. Die Rege-
lung demonstriert jedoch vor allem die geringe Bedeutung 
des Kreditmarkts als Bezugspunkt dieses Entschuldungs-
modells, und sie ließe sich problemlos korrigieren, weil 
sie für das Funktionieren des Modells keine wesentliche 
Rolle spielt. 

Weitaus problematischer sieht es hingegen bei den Zu-
gangsbedingungen zum Entschuldungsverfahren aus. So 
findet in Schweden stets eine Einzelfallprüfung der per-
sönlichen und wirtschaftlichen Situation der Schuldner_in 
statt, bei der zwei Bedingungen für eine Zulassung zum 
Verfahren erfüllt sein müssen: Zum einen müssen Schuld-
ner_innen den Nachweis führen, dass ihre Zahlungsunfä-

higkeit auch in Zukunft fortbestehen wird (wobei begreifli-
cherweise umstritten ist, wie weit man in die Zukunft se-
hen kann), und zum anderen müssen Schuldner_innen die 
„Angemessenheit“ einer Entschuldung demonstrieren. 
Letzteres bedeutet in der Regel, dass ein „unvorhergese-
henes Ereignis“ in den Bereichen Gesundheit, Arbeit, 
Wohnen oder Familie bzw. Partnerschaft die Überschul-
dung verursacht haben muss. Dies verweist unmittelbar 
auf das oben genannte Konzept einer „social force ma-
jeure“ und zeigt den Versuch, im Entschuldungsrecht den 
Sozialstaat nachzuahmen. Problematisch ist dabei aller-
dings, dass die Beweislast aufseiten der Schuldner_innen 
liegt und die Behörde bei ihrer Zulassungsentscheidung 
über einen breiten Ermessensspielraum verfügt. 

Dieser Ermessensspielraum setzt sich im Verfahren fort, 
denn die Behörde kann fast den gesamten Verfahrensver-
lauf bestimmen, indem sie zahlreiche Verfahrensmerk-
male festgelegt bzw. anpasst. Dazu zählen zum Beispiel 
die Dauer der Zahlungsperiode (meist drei bis fünf Jahre), 
die Höhe des abzutretenden Einkommens oder die von 
der Restschuldbefreiung ausgenommenen Verbindlich-
keiten. Auf diese Weise wird die Entschuldung zu einem 
staatlichen „Gnadenakt“, bei dem die Schuldner_innen 
dem Wohlwollen und Ermessen staatlicher Funktionsträ-
ger ausgeliefert sind. Um diesen (ambivalenten) Charak-
ter des Entschuldungsmodells zum Ausdruck zu bringen, 
verwende ich den Begriff „Gnadenmodell“ für diesen Re-
gelungsansatz. 

Besonders bemerkenswert ist dabei, dass die für dieses 
Modell charakteristischen Merkmale – d. h. die individu-
elle Zugangsprüfung zu Beginn sowie ein breiter Ermes-
sensspielraum während des Verfahrens – unmittelbar aus 
der wohlfahrtsstaatlichen Orientierung dieses Ansatzes 
resultieren. Denn wenn der Schutz gegen bestimmte so-
ziale Risiken das Ziel des Verfahrens ist, dann müssen 
zwangsläufig die „Ursachen“ bzw. „Auslöser“ der Über-
schuldung festgestellt und auf diese Weise die „Bedürf-
tigkeit“ der Schuldner_innen ermittelt werden – und zu-
gleich muss das Verfahren an diesen Bedarf bzw. an die 
finanziellen „Fähigkeiten“ der Schuldner_innen ange-
passt werden können. Dies ist aber nur durch (aufwendi-
ge) Einzelfallprüfungen möglich, bei denen die Schuld-
ner_innen ihre persönliche Unschuld und ihre finanzielle 
Notlage nachweisen müssen. Diese Prüfungen haben sich 
„in der Praxis zu einer moralischen Zugangssperre entwi-
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ckelt, indem Schuldnern voreilig verantwortungslose Kre-
ditaufnahme unterstellt wird.“ 17 

Im Endeffekt hat dieser Ansatz somit zwei zentrale Proble-
me: Erstens gibt es aufgrund des großen Ermessensspiel-
raums große Unterschiede bezüglich der Verfahrenszulas-
sung und der Anforderungen im Verfahren, was Vorwürfe 
einer ungleichen bzw. unfairen Behandlung hervorruft. 
Diese Unterschiede gibt es nicht nur zwischen einzelnen 
Schuldner_innen, sondern auch regionaler Art. So ist der 
Anteil der zum Verfahren zugelassenen Schuldner_innen 
in manchen Regionen höher als in anderen. Doch diese 
Unterschiede sind in Schweden deutlich geringer ausge-
prägt als in anderen Ländern mit diesem Entschuldungs-
modell. Dies dürfte daran liegen, dass in Schweden – im 
Gegensatz zu anderen Ländern – mit KFM eine Zentralbe-
hörde anstelle vieler regionaler Akteure (z. B. Gerichte oder 
Kommissionen) die zentralen Entscheidungen zur Zulas-
sung und zum Verlauf des Verfahrens trifft und dadurch 
für eine gewisse Vereinheitlichung sorgt. 

Das zweite – und in Hinblick auf die Effektivität des Ent-
schuldungsverfahrens noch bedeutendere – Problem ist, 
dass in allen Ländern mit diesem Entschuldungsmodell 
eine hohe Anzahl von Schuldner_innen nicht zum Verfah-
ren – und damit nicht zu einer Restschuldbefreiung – zu-
gelassen wird (wobei die Unterschiede zwischen den 
Ländern erheblich sind). So werden in Schweden seit Ein-
führung des Verfahrens zwischen 30 und 50 Prozent der 
Anträge auf das Entschuldungsverfahren abgelehnt, weil 
die Schuldner_innen aus Sicht der staatlichen Entschei-
dungsträger nicht „bedürftig“ (d. h. überschuldet) genug 
sind. Dies setzt zweifelhafte Anreize für Schuldner_innen 
zur Verschlechterung ihrer finanziellen Situation. Und 
überspitzt ließe sich der Unterschied zwischen dem 
schwedischen „Gnadenmodell“ und dem deutschen „Haf-
tungsmodell“ so formulieren: Während hierzulande im 
Entschuldungsverfahren die mittellosen Schuldner_innen 
am längsten auf eine Restschuldbefreiung warten müs-
sen, bekommen dort nur dauerhaft mittellose Schuld-
ner_innen überhaupt Zugang zu einem Entschuldungsver-
fahren. 

In den relativ hohen Abweisungsquoten liegt somit das 
zentrale Problem dieses Ansatzes, das auch der Gesetz-
geber in Schweden trotz Versuchen einer Normierung der 
Zulassungsbedingungen bislang nicht beheben konnte. 

Und auch wenn Schweden ansonsten in vielerlei Hinsicht 
das Verfahren beispielhaft reformiert hat – so wurde 2007 
auch der zuvor verpflichtende außergerichtliche Eini-
gungsversuch optional, damit die Schuldnerberatung ihre 
Ressourcen sinnvoller einsetzen kann –, so bleibt es an-
gesichts der vielen nicht zu einer Restschuldbefreiung zu-
gelassenen Überschuldeten offen, wie sich dieses jenseits 
des traditionellen Insolvenzrechts liegende Entschul-
dungsmodell entwickeln wird. 

Das US-amerikanische „Marktmodell“  
der Verbraucherinsolvenz 

Wiederum ganz anders als das deutsche oder schwedische 
stellt sich das US-amerikanische Modell der Entschuldung 
dar. Es wird oft mit dem Attribut „schuldnerfreundlich“ 
versehen, ohne dass die normative Orientierung hinrei-
chend verstanden wird. Die historischen Wurzeln liegen 
im englischen Insolvenzrecht. Dort wurde 1706 erstmals 
eine Schuldbefreiung („discharge“) eingeführt, aber als 
Teil einer Strategie von „Zuckerbrot und Peitsche“: Wäh-
rend die Aussicht auf eine Restschuldbefreiung Schuld-
ner_innen zur Kooperation bei der Verwertung ihres Ver-
mögens zugunsten der Gläubiger_innen motivieren sollte, 
drohte „unkooperativen“ Schuldner_innen die Todesstra-
fe. Und auch wenn das US-amerikanische Recht sich früh-
zeitig von diesen Wurzeln entfernte, so blieb die Haltung 
zu einer gesetzlichen Schuldbefreiung zunächst ambiva-
lent. Zwar enthielt das Insolvenzgesetz von 1898 die Mög-
lichkeit einer Schuldbefreiung für natürliche Personen, 
aber in der Praxis (und der Theorie) spielte diese eine un-
tergeordnete Rolle: Das Gesetz zielte auf Haftungsreali-
sierung und galt als „gläubigerfreundlich“. Erst im Verlauf 
des 20. Jahrhunderts sorgten gesellschaftliche Transfor-
mationen und darauf reagierende Reformen und Neuin-
terpretationen dafür, dass aus einem „traditionellen“  
Insolvenzrecht ein viel genutztes Instrument zur Entschul-
dung von Privathaushalten wurde. 18 

Zentral ist im US-amerikanischen Insolvenzrecht die in 
„Chapter 7“ des „Bankruptcy Code“ geregelte Möglichkeit 
einer sofortigen Restschuldbefreiung im Gegenzug für die 
Preisgabe des pfändbaren Vermögens durch die Schuld-
ner_innen – der sogenannte „fresh start“. Alternativ dazu 
können Schuldner_innen unter „Chapter 13“ ihr Vermögen 
behalten und einen drei- bis fünfjährigen Zahlungsplan 
erfüllen; diese Möglichkeit wird vor allem zum Erhalt von 
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Wohneigentum genutzt. War die Wahl zwischen diesen  
Alternativen bis zum Jahr 2005 vollständig den Schuld-
ner_innen überlassen, so dürfen seitdem Verbraucher_in-
nen mit einem über dem bundestaatlichen Median lie-
genden Einkommen nur in das Zahlungsplanverfahren 
unter „Chapter 13“. Da aber auch in den USA das Gros der 
insolventen Verbraucher_innen über ein relativ geringes 
Einkommen verfügt, gelten die praktischen Auswirkungen 
dieser Regelung als überschaubar. Auf jeden Fall erhält 
noch immer eine deutliche Mehrheit der insolventen Ver-
braucher_innen eine sofortige Schuldbefreiung unter 
„Chapter 7“ (die in der Praxis rund vier bis sechs Monate 
erfordert). 

Die wesentliche Idee hinter dieser Möglichkeit zur ra-
schen Entschuldung ist, dass Insolvenz ein „Marktversa-
gen“ darstellt – weil kommerzielle Kreditgeber nicht ver-
antwortungsbewusst Kredite vergeben haben – und 
Überschuldete schnell wieder in den (Kredit-)Markt inte-
griert werden sollen. Eine effiziente Korrektur dieses 
„Marktversagens“ wird mithilfe des Insolvenzrechts vor-
genommen, das durch die Möglichkeit der schnellen 
Schuldbefreiung das Risiko bzw. die Kosten von Insolven-
zen auf die kreditgebenden Gläubiger_innen überträgt. 

Die Basis dafür bildet eine zeitgemäße ökonomische 
Theorie der Verbraucherinsolvenz. Dieser zufolge sind 
kommerzielle Kreditgeber besser als individuelle Schuld-
ner_innen in der Lage, das Risiko einer Insolvenz ex ante 
(also zum Zeitpunkt des Kreditvertragsabschlusses) ein-
zuschätzen und ihre Kreditvergabekonditionen entspre-
chend anzupassen – man spricht deshalb von „superior 
risk assessors“. Zudem sind diese institutionellen Kredit-
geber der Theorie zufolge auch besser als individuelle 
Schuldner_innen in der Lage, die Kosten von Insolvenzen 
ex post (also im Falle ihres Eintretens) zu tragen, nämlich 
indem sie diese bündeln und mittels Anpassung der Kre-
ditpreise weitergeben – sie sind somit auch „superior cost 
bearers“. 19 Auf der anderen Seite wird Missbrauch einer 
raschen Schuldbefreiung vonseiten „unredlicher“ Schuld-
ner_innen dadurch verhindert, dass Schuldner_innen ihr 
gesamtes (pfändbares) Vermögen preisgeben und die üb-
lichen Informations- und Mitwirkungspflichten erfüllen 
müssen. Somit folgt die „Logik der schnellen Entschul-
dung“ nicht sozialpolitischen oder schuldnerfreundlichen 
Erwägungen, sondern dem Ziel der Effizienzsteigerung bei 
der Allokation von Ressourcen auf dem Kreditmarkt: In-

stitutionelle Kreditgeber können Risiken besser kalkulie-
ren und Kosten besser streuen und sollen mittels der 
„Drohung“ einer schnellen Restschuldbefreiung dazu be-
wegt werden, diese Aufgaben wahrzunehmen. Da der Kre-
ditmarkt damit sowohl Ziel als auch Ausgangspunkt die-
ses Regulierungsansatzes ist, spreche ich von einem 
„Marktmodell“ der Verbraucherinsolvenz. 

Aus Sicht der Schuldner_innen bedeutet dieser Ansatz, 
dass sie im Gegenzug für die Preisgabe ihres Vermögens 
eine schnelle Schuldbefreiung erhalten, weil die Kredit-
geber das Risiko bzw. die Kosten einer Insolvenz bereits 
in ihre Kreditpreise einkalkuliert haben (sollten) und dar-
über hinaus keinen Anspruch auf Zahlungen haben. Im 
Gegenteil: Wenn Gläubiger_innen durch das Insolvenz-
recht über Jahre hinweg das Recht auf Zahlungen von in-
solventen Schuldner_innen erhalten, dann untergräbt 
dies der Theorie zufolge die Effizienz des Kreditmarkts. 
Denn Gläubiger_innen haben dann einen Anreiz, auch an 
jene Schuldner_innen allzu leichtfertig bzw. günstig Kre-
dite zu vergeben, bei denen ein erhöhtes Insolvenzrisiko 
besteht, da selbst im Falle einer Insolvenz noch ein mehr-
jähriger Zahlungsanspruch besteht und die Schuldner_in-
nen im Verfahren auch noch staatlich kontrolliert werden. 

Allerdings erfordert die Logik dieses „Marktmodells“, dass 
jene Verbindlichkeiten von einer schnellen Schuldbefrei-
ung ausgenommen sind, bei denen die Gläubiger_innen 
nicht freiwillig einen Kreditvertrag eingegangen sind. Denn 
in diesen Fällen greift die oben skizzierte ökonomische Lo-
gik nicht und die Gläubiger_innen sollten somit weder das 
Risiko noch die Kosten einer Insolvenz tragen müssen. 
Dies erklärt, warum in den USA deutlich mehr Arten von 
Schulden von einer Restschuldbefreiung ausgenommen 
sind als anderswo (Steuerforderungen, Geldstrafen, Ehe-
gatt_innen- und Kindesunterhalt, Schadensersatzforde-
rungen etc.). Die zahlreichen Ausnahmen können auch die 
angestrebte schnelle Integration von Schuldner_innen ge-
fährden. Denn auch wenn empirische Studien zeigen, dass 
ein Großteil der Forderungen in Verbraucherinsolvenz-
verfahren von kommerziellen Kreditgebern stammen und 
somit erlassen werden, verstärkt gerade bei geringem Ein-
kommen jede nach der Schuldbefreiung fortbestehende 
Forderung das Risiko einer erneuten Überschuldung. Es 
bleibt letztlich eine offene Frage, welche Auswirkungen 
die hohe Zahl an ausgenommenen Forderungen in den 
USA auf den „fresh start“ von Schuldner_innen hat und 
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welcher Umgang mit diesen Verbindlichkeiten der richtige 
ist. Unterm Strich steht dennoch die Erkenntnis, dass das 
auf Effizienzsteigerung im Kreditmarkt setzende US-ame-
rikanische Entschuldungsrecht mit seiner schnellen Ent-
schuldung zwar nicht explizit sozialpolitische Ziele ver-
folgt, aber positive sozialpolitische Wirkungen für die 
Schuldner_innen haben dürfte. 

Reformoptionen im Entschuldungsrecht 

Ich habe oben drei Entschuldungsmodelle anhand von 
Länderbeispielen skizziert. Dabei habe ich zu zeigen ver-
sucht, dass sich die Länder bzw. Modelle nicht nur hin-
sichtlich einzelner Regelungen, sondern auch in ihren 
normativen Grundorientierungen unterscheiden, die sich 
wie folgt zusammenfassen lassen: (1) ein „Haftungsmo-
dell“ in Deutschland, das die Verpflichtung zur Schulden-
tilgung bzw. Gläubigerbefriedigung betont und damit tra-
ditionellen insolvenzrechtlichen Vorstellungen folgt; (2) 
ein „Gnadenmodell“ in Schweden, das die Entschuldung 
als Teil des wohlfahrtsstaatlichen Schutzes gegen soziale 
Risiken versteht und damit jenseits des traditionellen In-
solvenzrechts angesiedelt ist; und (3) ein „Marktmodell“ 
in den USA, das die Möglichkeit einer raschen Schuldbe-
freiung als Mittel zur Steigerung der Effizienz des Kredit-
marktes bei der Ressourcenallokation begreift und damit 
eine ökonomische Konzeption vorlegt, die den Funkti-
onswandel des Privatinsolvenzrechts reflektiert bzw. die 
Entschuldung als neues Ziel in eine Theorie der Verbrau-
cherinsolvenz integriert. 

Darüber hinaus habe ich zu zeigen versucht, wo ich die 
zentralen Probleme der Ansätze sehe: beim deutschen 
Fall in der „Ignoranz“ gegenüber der Tatsache, dass bei 
Verbraucherinsolvenzen in den meisten Fällen wenig bzw. 
keine Masse vorhanden ist; in Schweden beim für die Ein-
schätzung der „Bedürftigkeit“ notwendigen breiten Er-
messensspielraum, der Ungleichbehandlungen und „mo-
ralische Zugangshürden“ produziert; und in den USA bei 
der hohen Zahl von ausgenommenen Verbindlichkeiten, 
weil bei „unfreiwilligen“ Gläubiger_innen die Theorie der 
überlegenen Risikokalkulatoren bzw. Kostenträger nicht 
greift. 

Ich habe aber auch deutlich zu machen versucht, dass ich 
den US-amerikanischen Ansatz für den insgesamt aus-
sichtsreichsten halte, und dies aus zwei Gründen: Erstens 

nimmt er den seit rund vier Jahrzehnten stattfindenden 
Funktionswandel des Privatinsolvenzrechts hin zu einem 
Instrument der Entschuldung auf, indem die (schnelle) 
Restschuldbefreiung gezielt als Mittel zur Regulierung des 
Kreditmarkts verwendet wird. Und zweitens ermöglicht 
diese Regulierung, obwohl sie nicht um der Schuldner_in-
nen willen geschieht, eine schnelle wirtschaftliche und 
soziale Wiedereingliederung für Überschuldete und dürf-
te damit positive gesamtwirtschaftliche wie sozialpoliti-
sche Auswirkungen haben. Hier gilt jedoch die Einschrän-
kung, dass darüber letztlich nur spekuliert werden kann, 
weil eine Wirkungsforschung zu verschiedenen Ansätzen 
der Entschuldung noch nicht existiert. 

Nun mag der Eindruck entstanden sein, dass sich die Ent-
schuldungsmodelle so grundsätzlich unterscheiden, dass 
kaum Möglichkeiten für einen Transfer von Regelungen 
existieren, sofern nicht ein vollständiger Umbau des In-
solvenzrechts vorgenommen würde. Dieser Eindruck wäre 
allerdings unzutreffend. So können das (deutsche) „Haf-
tungsmodell“ und das (US-amerikanische) „Marktmodell“ 
als entgegengesetzte Pole auf einem Kontinuum verstan-
den werden. Zwar betont das erstgenannte die Verant-
wortung der Schuldner_innen für die Begleichung der 
Schulden, und das zweite die Verantwortung der Gläubi-
ger_innen bei der Kreditvergabe. Gemeinsam ist beiden 
Modellen aber ein Verständnis von einem Verbraucher-
insolvenzverfahren als im Kern die Beziehungen zwischen 
Schuldner_innen und Gläubiger_innen betreffend. Des-
halb finden sich auch zahlreiche strukturelle Gemeinsam-
keiten: Beide Ansätze sind im (Unternehmens-)Insolvenz-
recht integriert, zumindest formell juristisch dominiert, 
in vielerlei Hinsicht stark standardisiert, und räumen z. B. 
auch Gläubigern das Recht auf einen Insolvenzantrag ein. 

Von diesem auf die ökonomische Sphäre fokussierten 
Verständnis von Verbraucherinsolvenzen lassen sich an-
dere Ansätze unterscheiden, in denen das öffentliche In-
teresse bzw. Vorstellungen vom Gemeinwohl dominieren. 
Das oben skizzierte (schwedische) „Gnadenmodell“ mit 
seiner Konzeption der Verbraucherentschuldung als 
wohlfahrtsstaatlichem Schutz der Bürger_innen vor so-
zialen Risiken ist ein Beispiel. Ein weiteres (hier nicht wei-
ter behandeltes) Beispiel ist insbesondere in vom engli-
schen Insolvenzrecht beeinflussten Rechtsordnungen 
noch anzutreffen. Bei diesem Ansatz spielen Verhaltens-
einschränkungen und Tätigkeitsverbote für Schuldner_in-



themen

164 BAG-SB Informationen – Heft 3_2019

nen (noch) eine wichtige Rolle, die auf die Ursprünge des 
Insolvenzrechts im Strafrecht hindeuten: Der Staat über-
nahm die Aufgabe, die Gesellschaft vor als „deviant“ vor-
gestellten Schuldner_innen zu schützen. Von einem derart 
über die ökonomische Sphäre hinausgehenden Ver-
ständnis des Insolvenz- bzw. Entschuldungsverfahrens 
sind das US-amerikanische und das deutsche Entschul-
dungsrecht gleichermaßen weit entfernt. 

Insoweit wäre dem deutschen Gesetzgeber auch ein Blick 
in die US-amerikanische Debatte zu Zielen, Mitteln und 
Wirkungen des Verbraucherinsolvenzrechts zu empfehlen. 
Dabei kann es natürlich nicht darum gehen, einzelne Re-
gelungen aus dem US-Kontext zu reißen, sondern um die 
zugrunde liegenden Überlegungen zur Funktion einer 
Restschuldbefreiung für den Kreditmarkt (Stichwort: effi-
ziente Ressourcenallokation) und die Gesamtwirtschaft 
(schnelle Wiedereingliederung). 

Ein Schritt in die richtige Richtung ist gewiss die von der 
EU-Richtlinie vorgegebene Verkürzung der Laufzeit einer 
Restschuldbefreiung. Und sofern es tatsächlich auf eine 
dreijährige Dauer des Entschuldungsverfahrens für alle 
Schuldner_innen hinausläuft, wäre an dieser Stellschrau-
be vorerst genug gedreht worden – denn eine noch 
schnellere Restschuldbefreiung ist zweifellos sowohl nor-
mativ als auch interessenpolitisch ausgeschlossen. Eine 
zweite Stellschraube wäre dann die Reduzierung des Ver-
fahrensaufwands bzw. der Verfahrenskosten, damit die 
oftmals geringen Erlöse nicht vollständig von den Verfah-
renskosten aufgefressen werden. Hierzu sind in der be-
wegten Reformdebatte Mitte der 2000er Jahre ja schon 
detaillierte Überlegungen entwickelt worden 20 – und es 
wäre die Aufgabe des Gesetzgebers, diese Überlegungen 
weiterzuverfolgen. 

Dr. Jan-Ocko Heuer ist Diplom-Soziologe und Doktor der 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. Er arbeitet am 
„SOCIUM – Forschungszentrum Ungleichheit und Sozi-
alpolitik" der Universität Bremen und forscht zu Schul-
den und ihrer staatlichen Regulierung. Er hat zum The-
ma des Artikels einen Vortrag auf der diesjährigen 
Jahresfachtagung der BAG-SB im Mai in Erfurt gehalten 
und freut sich über einen Austausch zum Artikelthema: 
jheuer@uni-bremen.de
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Verordnungen über Krümmungswinkel von Gurken oder 
das Verbot von Glühbirnen – europäische Vorschriften 
stehen nicht immer im besten Ruf, sondern sind oftmals 
eher Synonym einer vermeintlichen Regulierungswut aus 
Brüssel. Dass aber gerade im Bereich des Verbraucher-
schutzes eine Vielzahl an Rechten auf europäische Vor-
schriften zurückzuführen sind, die den Verbrauchern kla-
re Vorteile bieten und den Alltag der Bürger deutlich 
erleichtern, ist leider oftmals weniger bekannt.  

Verbraucherrechte in Europa 

Ob das Widerrufsrecht bei Verträgen, die im Internet oder 
außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen werden, ei-
ne europaweite Mindestharmonisierung der gesetzlichen 
Gewährleistungsrechte, Informationspflichten bei Ver-
braucher- und Immobiliarkrediten, das Recht auf Zugang 
zu einem Basiskonto, Patientenrechte, Transparenz bei 
Preisangaben, Passagierrechte, Verbot irreführender 
Werbung, Abschaffung der Roaming-Gebühren usw. – die 
Spannweite an Bereichen, in denen europäische Vorschrif-
ten Bürger schützen und ihnen konkrete Rechte übertra-
gen, ist extrem weit. Damit Verbraucherrechte nicht nur 
europaweit formell existieren, sondern letztendlich auch 
durchgesetzt werden können, hat der europäische Ge-
setzgeber in den vergangenen Jahren die Möglichkeiten 
der gerichtlichen und außergerichtlichen Durchsetzungs-
möglichkeiten gestärkt.  

Durchsetzung von Verbraucherrechten in Europa – 
der gerichtliche Weg 

Auf gerichtlicher Ebene sollen zum einen die sogenann-
ten vereinfachten Europäischen Gerichtsverfahren es 
Klägern ermöglichen, auch bei grenzüberschreitenden 
Sachverhalten einfacher und kostengünstiger individuell 
zu ihrem Recht zu kommen. Bei unbestrittenen Geldfor-
derungen kann das Europäische Mahnverfahren, bei For-
derungen bis 5.000 Euro in Anspruch genommen werden. 
Liefert beispielsweise der französische Online-Shop die 
bestellte Ware nicht und weigert sich zudem, den bereits 
bezahlten Kaufpreis zu erstatten, können Verbraucher 
mit Hilfe dieser Verfahren schriftlich mit standardisierten 
Formularen ihre Forderung einklagen. Der Vorteil: Der 

Kläger muss nicht extra für eine Gerichtsverhandlung ins 
andere Land reisen. Die Hemmschwelle der Reise- und 
Dolmetscherkosten fällt also weg. Gerade in Anbetracht 
der oft eher geringen Streitwerte bei Verbraucherstrei-
tigkeiten ist dies von Vorteil. Viele würden sonst von vorn 
herein davon absehen, ihre Rechte einzuklagen.  

Zusätzlich zu dieser individuellen, grenzüberschreiten-
den Rechtsdurchsetzung wurden Klageinstrumente zur 
Stärkung des kollektiven Verbraucherschutzes einge-
führt. Durch eine Richtlinie wurden Mitgliedstaaten dazu 
verpflichtet, Unterlassungsklagen zum Schutz der kollek-
tiven Verbraucherinteressen in ihren jeweiligen Rechts-
ordnungen zu ermöglichen. Klagebefugte Einrichtungen, 
wie z. B. Verbraucherschutzverbände, können in allen 
Mitgliedstaaten Unternehmen verklagen, die beispiels-
weise irreführende Werbung oder unzulässige AGB ver-
wenden. Das Ziel dieser Klagen: Den Unternehmen kann 
im Rahmen einer Unterlassungsklage untersagt werden, 
irreführende Werbeslogans (z. B. die Verwendung unrea-
listischer Zinssätze für Kredite) oder unwirksame Ver-
tragsklauseln weiterhin zu verwenden.   

Des Weiteren wurde von der Europäischen Kommission, 
u. a. vor dem Hintergrund der Diesel-Affäre, die Einfüh-
rung eines neuen Klagemechanismus in der EU vorge-
schlagen: eine Verbandsklage, die es qualifizierten Ein-
richtungen ermöglichen soll, kollektiv Schadensersatz für 
Verbraucher einzuklagen. Der Vorschlag wird aktuell auf 
EU-Ebene diskutiert und würde die gerichtliche Durch-
setzung von Verbraucherrechten in Europa nochmals 
stärken. 

Durchsetzung von Verbraucherrechten in Europa – 
der außergerichtliche Weg  

Neben diesen gerichtlichen Durchsetzungsmöglichkeiten 
ist der europäische Gesetzgeber ebenfalls darauf be-
dacht, die außergerichtlichen Streitbeilegungsmechanis-
men auszubauen. Der Vorteil für Verbraucher: sie sind 
kostenlos und meist weniger zeitintensiv als ein gericht-
liches Verfahren. Durch die sogenannte ADR-Richtlinie 
wurden die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, Verbrau-
cherstreitbeilegungsstellen für alle Wirtschaftssektoren 

166 BAG-SB Informationen – Heft 3_2019

Onntje Hinrichs  
Was bringt Europa dem Verbraucher? 
In acht Tagen ist Europawahl

Die Tagungsdokumentation 

für diesen Beitrag gibt es unter www.bag-sb.de/tagung2019
themen



BAG-SB Informationen – Heft 3_2019 167

einzurichten. In Deutschland gehört beispielsweise die 
Schlichtungsstelle für den öffentlichen Personenverkehr 
(SÖP) mit zu den größten und wohl auch bekanntesten 
Streitbeilegungsstellen. Befinden sich Verbraucher in ei-
ner Streitigkeit mit einem deutschen Verkehrsunterneh-
men, z. B. in Bezug auf eine Entschädigungszahlung auf-
grund einer Flugverspätung, können sie sich an diese 
Schlichtungsstelle wenden. Im Laufe eines Schlichtungs-
verfahrens werden die Auffassungen beider Parteien be-
rücksichtigt, die Rechtslage unparteiisch geprüft und 
schließlich ein Schlichtungsvorschlag den Parteien unter-
breitet. Verpflichtend wird dieser meistens erst dann, wenn 
er von beiden Seiten angenommen wurde. 

Komplizierter wird es für Verbraucher, wenn sie sich in 
einer Streitigkeit mit einem Unternehmen befinden, das 
seinen Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der EU hat. In 
diesem Fall tragen rechtliche, kulturelle und sprachliche 
Unterschiede oftmals dazu bei, dass es für Verbraucher 
schwierig ist, die Streitigkeit außergerichtlich zu lösen. 
Aus diesem Grund wurde auf europäischer Ebene das 
Netzwerk der Europäischen Verbraucherzentren (ECC-
Net) gegründet. Seit 2005 ist dieses Netzwerk in jedem 
der 28 EU-Mitgliedstaaten sowie in Island und Norwegen 
mit einem Zentrum vertreten. Bei diesen Zentren werden 
Verbraucher nicht nur über ihre Rechte in Europa infor-
miert, sondern sie erhalten ebenfalls kostenlos rechtli-
che Unterstützung, um grenzüberschreitende Streitigkei-
ten außergerichtlich beizulegen. 

Verbraucherrechte in der 
deutsch-französischen Grenzregion 

In unserem deutsch-französischen Verein, dem Zentrum 
für Europäischen Verbraucherschutz e. V., sind sowohl das 
deutsche als auch das französische Zentrum angesiedelt 
und stellen die einzige binationale Struktur des Netzwer-
kes dar. Die außergerichtliche Streitbeilegung bei euro-
päischen Verbraucherstreitigkeiten macht somit einen 
großen Teil der in unserem Verein geleisteten Arbeit aus. 
Neben diesen europäischen Aufgaben hat unser Verein 
seit seiner Gründung ebenfalls regionale Aufgaben. Da wir 
unseren Sitz in Kehl haben – direkt an der deutsch-fran-
zösischen Grenze neben Straßburg – unterstützen wir Ver-
braucher auch in regionalen, deutsch-französischen An-
gelegenheiten. Grenzregionen stellen in vielerlei Hinsicht 
einen Sonderfall für Verbraucher dar. Aufgrund der geo-

grafischen Nähe können Verbraucher einfacher von den 
Freiheiten des europäischen Binnenmarktes profitieren 
– z. B. im Nachbarland einkaufen, wohnen oder auch ar-
beiten. Neben den offensichtlichen Vorteilen, die diese 
geografische Nähe bietet, sind Bürger gleichzeitig regel-
mäßig mit Hindernissen konfrontiert, wenn die beiden 
nationalen Rechtsordnungen in Bereichen aufeinander 
prallen, in denen es keine gemeinsame deutsch-franzö-
sische oder europäische Antwort gibt. Dies kann einer-
seits zu vergleichbar banalen Situationen führen – man 
darf z. B. mit in Deutschland zugelassenen E-Tretrollern 
von Kehl nach Straßburg fahren; umgekehrt ist dies hin-
gegen nicht möglich und Franzosen müssen in diesem 
Fall mit Bußgeldern rechnen.  

Dass es auch zu unangenehmeren bis hin zu existenzbe-
drohenden Problemen kommen kann, zeigt folgender Fall 
mit dem unser Verein konfrontiert war: Die Bürgerin Frau 
B. wohnt in Straßburg, arbeitet jedoch in Deutschland und 
ist dort privat krankenversichert. Als der Versicherung 
auffällt, dass sich der Wohnsitz der Versicherten nicht in 
Deutschland befindet, kündigt sie den Vertrag einseitig 
auf. Frau B. versäumt es, sich in Frankreich versichern zu 
lassen. Kurz darauf erleidet sie einen Schlaganfall. Auf-
grund ihres kritischen Gesundheitszustands musste sie 
anschließend für mehrere Wochen in einem Krankenhaus 
auf deutscher Seite behandelt werden – die Kranken-
hausrechnungen belaufen sich auf mehr als 70.000 Euro. 
Hinzu kommen weitere Rechnungen für die notwendigen 
postoperativen Behandlungskosten. Nachdem sich Frau B. 
an unseren Verein gewendet hatte, konnten wir innerhalb 
weniger Monate erreichen, dass sie zum einen zunächst in 
Frankreich wieder in die gesetzliche Krankenversicherung 
aufgenommen und zum anderen die ausstehenden Kosten 
zwischen der französischen und ehemaligen deutschen 
Krankenversicherung aufgeteilt und übernommen wurden.  

Zusätzlich zu dieser konkreten individuellen Unterstüt-
zung, die wir Verbrauchern anbieten, arbeiten wir regel-
mäßig in Studien Problematiken auf, mit denen Bürger 
der Grenzregion in ihrem Alltag konfrontiert sein können.  

Überschuldung in der Grenzregion 

Das Thema Überschuldung in der Grenzregion stellt hier-
für ein Beispiel dar. Gerade in der Grenzregion kann es 
vorkommen, dass zum Beispiel ein deutscher Staatsbür-
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ger in Frankreich wohnt, in Deutschland arbeitet, in bei-
den Ländern verschuldet ist und sich die Frage stellen 
muss, in welchem Land er ein Verbraucherinsolvenz-
verfahren einleiten sollte. Da auf europäischer Ebene 
bisher keine Harmonisierung der Verbraucherinsolvenz-
verfahren stattgefunden hat, bestehen z. T. grundlegende 
Unterschiede zwischen den nationalen Verfahren. Hinzu 
kommt eine weitere Besonderheit der deutsch-französi-
schen Grenzregion: auf französischer Seite können 
Schuldner zwischen zwei Verfahren wählen. Zum einen 
das französische Überschuldungsverfahren (Procédure de 
Surendettement), welches Schuldnern in ganz Frankreich 
offen steht. Zum anderen das Privatinsolvenzverfahren 
(Faillite Civile) nach lokalem Recht, welches ausschließ-
lich Schuldnern offen steht, die ihren Wohnsitz in den Dé-
partements Haut-Rhin, Bas-Rhin oder Moselle haben. 

Insbesondere das lokale Verfahren der Faillite Civile kann 
für Schuldner vorteilhaft sein, da unter bestimmten Um-
ständen vergleichsweise schnell eine Restschuldbefrei-
ung erteilt werden kann. Eine mehrjährige Wohlverhal-
tensperiode wie in Deutschland gibt es nicht. Gleichzeitig 
ermöglicht die europäische Insolvenzverordnung es 
Schuldnern, Insolvenzverfahren in anderen Mitgliedstaa-
ten einzuleiten – vorausgesetzt, dass sich der „Mittel-
punkt ihrer hauptsächlichen Interessen“, also ihr Lebens-
mittelpunkt, in dem jeweiligen Mitgliedstaat befindet. 
Wird im Rahmen des Faillite Civile Verfahrens eine Rest-
schuldbefreiung erteilt, betrifft diese sowohl Schulden 
auf französischer als auch auf deutscher Seite. Deutschen 
Schuldnern steht also grundsätzlich die Möglichkeit offen, 
sich auf dem Weg einer Faillite Civile von ihren Schulden 
zu befreien. 

Gleichzeitig sind französische Gerichte sehr darauf be-
dacht, das sog. „Forum-Shopping“ zu unterbinden, d. h. 
die vermeintliche Verlagerung des eigenen Wohnsitzes 
in die französische Grenzregion mit dem einzigen Ziel der 
Inanspruchnahme des Verfahrens der Faillite Civile. Um 
unterscheiden zu können, wann ein Verbraucher lediglich 
von seinem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch gemacht 
und seinen Lebensmittelpunkt nach Frankreich verlegt 
hat und wann dies mit der Absicht des Rechtsmiss-
brauchs geschieht, verlangen Gerichte diverse Nachwei-
se, um zu überprüfen, ob sich der Lebensmittelpunkt des 
Schuldners tatsächlich in der Grenzregion befindet.   

Im Falle der deutschen Schuldnerin Monika W. hatte das 
französische Berufungsgericht in Metz die Eröffnung ei-
nes Faillite Civile Verfahrens mit anschließender Ertei-
lung der Restschuldbefreiung gebilligt (Urteil vom 30. 
06.2009 – 08/03882). Da die Schuldnerin verschiedene 
Nachweise erbringen konnte (z. B. französischer Mietver-
trag, Nebenkostenabrechnungen, französische Steuerbe-
scheide, Eintragung in das Wählerverzeichnis usw.) sah 
es das Gericht als erwiesen an, dass sich ihr Lebensmit-
telpunkt in der französischen Grenzregion befand. Feh-
lende Französischkenntnisse und die Tatsache, dass alle 
Gläubiger sich in Deutschland befanden, hatten keinen 
Einfluss auf diese Einschätzung.  

Können Schuldner keine ausreichenden administrativen, 
steuerlichen oder auch affektiven Verbindungen zu dem 
französischen Wohnsitz nachweisen, besteht andernfalls 
das Risiko, das die Eröffnung eines Verfahrens verwehrt 
bleibt. Das dies auch nachträglich bis hin zum Widerruf 
einer bereits erteilten Restschuldbefreiung möglich ist, 
zeigt ein Urteil des Berufungsgericht Colmar (Urteil vom 
13.12.2011 – 1 A 11/01869). Ein deutscher Schuldner konnte 
zunächst erfolgreich ein Faillite Civile Verfahren im Jahr 
2006 eröffnen. Die Restschuldbefreiung erfolgte im Jahr 
2007. Nach Klage eines deutschen Gläubigers stellte das 
Berufungsgericht jedoch fest, dass der Schuldner seinen 
Wohnsitzwechsel ins Elsass nur vorgetäuscht hatte und 
widerrief in der Folge die erteilte Restschuldbefreiung 
vier Jahre später. 

Ziel dieser Studie war, Schuldnern in der Grenzregion ei-
ne erste Orientierungshilfe über die möglichen Verfahren 
und deren Ablauf zu geben – in deutscher und französi-
scher Sprache über das jeweilige  Verfahren im Nachbar-
land. Unterstützen können wir Schuldner bei der Durch-
führung der Verfahren nicht. Als Ansprechpartner für 
deutsch-französische Fragestellungen in der Grenzregion 
verweisen wir in diesen Fällen an die Schuldnerbera-
tungsstellen auf deutscher und französischer Seite. 

Onntje Hinrichs arbeitet seit mehreren Jahren im Zen-
trum für Europäischen Verbraucherschutz e. V. und küm-
mert sich insbesondere um deutsch-französische Fra-
gestellungen.



„Die Überschuldung der Mittelschicht ist größer als die 
der unteren Schichten” – so eine Schlagzeile der „Süd-
deutschen Zeitung“ in ihrer Ausgabe vom 11. April 2019 
unter Rückbezug auf eine Studie der OECD mit dem Titel 
„Die gequetschte Mittelschicht” 1.  Diese Entwicklung lässt 
sich anhand der Bevölkerungsschicht, die bisher im Zu-
sammenhang mit Überschuldung selten Gegenstand der 
Betrachtung ist, abbilden. Gründe für das Abhandenkom-
men der gefühlten wie faktischen (finanziellen) Sicher-
heit in der Mittelschicht sind diverse wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Aspekte. Dazu gehören gestiegene Mie-
ten, befristete Arbeitsverhältnisse sowie ein Lebensstil, 
der mittelschichtsrelevante Werte und Normen bedienen 
muss, um nur einige Aspekte zu nennen. Kumulieren  
verschiedene Faktoren, wird aus einer angespannten fi-
nanziellen Lage eine finanzielle Misere, die sich im un-
günstigsten Fall in einer Überschuldung verfestigt. Über-
schuldung verweist aber nicht nur auf den Status der 
Zahlungsunfähigkeit und die Unmöglichkeit, den finan-
ziellen Verbindlichkeiten nachzukommen, sondern auch 
auf die Situationswahrnehmung und Deutung, die mit der 
Überschuldungssituation einhergeht. Menschen in Über-
schuldung oder Insolvenz erleben nicht nur ökonomische 
Einbußen, sie sind darüber hinaus auch mit massiven 
Veränderungen und Einschränkungen ihrer individuellen 
und persönlichen Handlungsfähigkeit in ihrem konkreten 
Lebensumfeld konfrontiert. Dies trifft umso mehr zu, wenn 
die Überschuldeten autonomes Handeln und Entscheiden 
gewohnt sind und aufgrund ihrer Bildung und Erwerbsin-
tegration bislang keine grundlegenden gesellschaftlichen 
Ausgrenzungserfahrungen gemacht oder Regulierungen 
durch die Inanspruchnahme sozialstaatlicher Leistungen 
wie z. B. Arbeitslosengeld II erlebt haben (Müller/Pfeil, 
2017). 

Der vorliegende Beitrag fokussiert auf die Strategien, die 
Menschen anwenden, um die Überschuldungssituation 
zu bewältigen und ihre Mittelschichtsidentität aufrecht-
zuerhalten. Dem zugrunde liegt die Annahme, dass min-
destens genauso bedeutsam wie die sichtbaren Ein-
schränkungen die inneren Veränderungen sind, die 
überschuldete Menschen erleben. Sie nehmen durch die 
Überschuldung und das Eintreten der Insolvenz Irritatio-
nen ihrer Identität wahr. Um Orientierung und Hand-

lungsfähigkeit zu erhalten bzw. wieder oder neu zu er-
langen, müssen sie Identitätsarbeit leisten, d. h. Strate-
gien im Verhalten und Wahrnehmen entwickeln, mit de-
nen sie sich trotz der Begrenzungen durch Überschuldung 
und Insolvenz als handlungsmächtig erleben und ande-
ren gegenüber zeigen können. Kurz, sie müssen enorme 
Anstrengungen unternehmen, um den eigenen Platz im 
Leben (wieder) zu finden und diesen nach „innen” wie 
nach „außen“ transportieren zu können. 2 

Methodisches Vorgehen und Untersuchungsgruppe 

Für die Untersuchung wurden 14 Paare und einige Einzel-
personen der Mittelschicht aus ganz Deutschland über 
einen Zeitraum von drei Jahren begleitet und zu drei ver-
schiedenen Zeitpunkten mittels qualitativer Einzel- und 
Paarinterviews befragt (vgl. Müller et al., 2017). Insgesamt 
wurden über 100 ein- bis zweistündige Interviews geführt. 
Die Auswertung erfolgte in Anlehnung an die Grounded 
Theory Methodologie (Strauss, 1994). Die Befragten leben 
überwiegend im westlichen Teil Deutschlands. Etwa die 
Hälfte wohnt in (Groß-)Städten, größtenteils in Mietwoh-
nungen. Ein Teil der Befragten musste im Rahmen der 
Überschuldung Wohneigentum aufgeben und/oder um-
ziehen. Der Großteil ist zwischen dreißig bis fünfzig Jahre 
alt, verheiratet, lebt mit Kindern im gemeinsamen Haus-
halt und arbeitet im langfristig ausgeübten Beruf. Aller-
dings gibt es Ausnahmen, so ein Paar, welches aufgrund 
der schweren Erkrankung beider Partner_innen nicht 
mehr erwerbstätig ist. Von der Ärztin über den Ingenieur 
oder die leitende Arbeit in der Buchhaltung bis zur Tätig-
keit im Einzelhandel ist eine Vielzahl von beruflichen Tä-
tigkeiten vorhanden. Unabhängig von der aktuellen Er-
werbstätigkeit haben alle Befragten eine Ausbildung 
oder ein Studium absolviert (Müller/Pfeil/Dengel, 2017). 
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Patricia Pfeil und Marion Müller  
Die Angst vor dem Abstieg  
Überschuldung in der Mittelschicht

1 www.sueddeutsche.de/wirtschaft/oecd-studie-mittelschicht-
1.4406027 (abgerufen am 17.07.2019). 

2 Die vorgestellten Befunde beziehen sich auf das von der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft geförderte Projekt „Identität unter 
Druck. Mit welchen Praktiken bearbeiten überschuldete Menschen 
aus der Mittelschicht ihre gefährdete soziale Identität und welche 
Handlungsoptionen und Handlungsrestriktionen erwachsen dar-
aus?“, das von 2012 bis 2015 an der Universität Duisburg-Essen 
durchgeführt wurde.

Die Tagungsdokumentation 

für diesen Beitrag gibt es unter www.bag-sb.de/tagung2019
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Ergebnisse 

Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass die Identi-
tät nicht allein durch finanzielle Schräglagen oder eine 
Überschuldung ins Wanken gerät, sondern dann, wenn 
das aufgebaute Leben am Zusammenbrechen ist oder zu-
sammenbricht. Die Vorstellungen dessen, wie das eigene 
Leben zu sein hat, kann mit einer andauernden Über-
schuldung oder der Insolvenz nicht mehr aufrechterhal-
ten werden.  

Die eigenen Normalitätskonzepte kommen ins Wanken 
und müssen infrage gestellt werden. Das betrifft einer-
seits Werthaltungen wie die selbstverständliche Teilhabe 
am Marktgeschehen, die gesellschaftliche und kulturelle 
Teilhabe und vor allem Entscheidungsfreiheit und Auto-
nomie. Andererseits geht es um eine mittelschichtsori-
entierte Lebensweise, die beispielsweise den Besitz einer 
Kreditkarte als selbstverständlich erachten lässt.  

Im Rahmen der Untersuchung ließen sich drei zentrale 
Strategien im Zusammenhang mit Identitätsarbeit her-
ausarbeiten: „Weiter-so“, „Wachsen“ und „Verharren“. 
Diese Strategien sind als idealtypisch zu verstehen, es 
gibt keine zwingende Abfolge, sondern je nach Situation 
innerhalb des Prozesses kann es zu unterschiedlichen 
Ausprägungen der Identitätsarbeit kommen. 

„Weiter-so“ – Erhalt bisheriger Verhaltensmodi 

Ein Großteil der Befragten versucht mit aller Vehemenz, 
an den durch die Überschuldung beziehungsweise der 
bereits erfolgten oder anstehenden Insolvenz brüchig 
gewordenen „Mittelschichtidentitäten“ festzuhalten. Die-
se Form der Identitätsarbeit ist das „Weiter-so“ und lässt 
sich daran festmachen, dass die Betroffenen mittel-
schichtsrelevante Verhaltensmodi, Normen und Werte 
hinsichtlich z. B. Konsum, Bildungsteilhabe (der Kinder) 
oder auch Mobilität beibehalten und versuchen, die ge-
wohnte Lebensweise soweit als möglich aufrechtzuerhal-
ten, auch wenn dies zum Teil nicht mehr oder nur noch 
eingeschränkt möglich ist. Die Befragten wünschen sich, 
in den Urlaub zu fahren oder Wohneigentum zu erwer-
ben, eine größere Wohnung zu mieten. Oft werden dem 
Erhalt und Erwerb von Statussymbolen oberste Priorität 
eingeräumt, weil diese Zugehörigkeit symbolisieren. Das 
Beibehalten des früheren, für die Betroffenen „eigentli-

chen“ Lebens wird unter großen Anstrengungen verrich-
tet und fordert ihnen viel ab. So werden neben der 
Hauptberufstätigkeit Nebenjobs angenommen, um sich 
weiterhin Dinge leisten zu können und die mit einer „Zu-
gehörigkeit” der Mittelschicht verbundenen gesellschaft-
lichen Anforderungen zu erfüllen. Dazu gehört beispiels-
weise auch der Klavierunterricht oder Fußballcamp der 
Kinder. Die Kinder sollen weder den (neuen) Mangel spü-
ren, noch soll die Überschuldung über sie nach außen 
hin sichtbar werden.  

Mit dem „Weiter-so“ und dem Verhalten, als hätte sich an 
der Lebenssituation nichts Grundlegendes verändert, ist 
eine große Anstrengung verbunden, dieses Bild nach au-
ßen aufrechtzuerhalten. Soziale Kontakte und Unterneh-
mungen werden – wie auch aus der Armutsforschung be-
kannt – eingeschränkt oder nur solche wahrgenommen, 
die es möglich machen, den Schein finanzieller Unabhän-
gigkeit zu wahren. Die Befragten zeigen eine große Angst 
davor, dass ihre Situation bekannt wird, sie befürchten 
soziale Ausgrenzung, Mitleid oder Schuldzuweisungen 
durch ihr soziales Umfeld. Finanzielle Leistbarkeit im ge-
wohnten Rahmen erscheint als zwingend.  

Dabei geht es nicht nur um die finanziellen Möglichkeiten 
an sich, sondern um die Begründbarkeit des Fehlens die-
ser. Für Menschen der Mittelschicht ist etwa der Kauf ei-
ner Immobilie ein legitimer Grund für die Zurückhaltung 
bei anderen Konsumausgaben und wird als solide Haus-
haltsführung gewertet. Eine Privatinsolvenz, die eben-
falls Einschränkungen bei Konsumausgaben erfordert, 
wird von den Betroffenen selbst dagegen als Versagen 
gewertet. Die Befragten halten ihre Situation für nicht öf-
fentlich thematisierbar. Vermehrte Anstrengungen, die 
Finanzknappheit zu kaschieren oder zunehmender sozia-
ler Rückzug, um die tatsächliche Situation zu verbergen, 
sind Folgen der Überschuldungssituation.  

Persönliches Wachsen – Veränderung und Neudefinition 

Für manche der Befragten stellt die Überschuldungssi-
tuation einen Bruch mit ihrem bisherigen Leben, ihren 
bisherigen Einstellungen und Verhaltensweisen dar. Die 
Befragten werden sozusagen zu anderen (und in ihrer 
Definition auch „besseren“) Menschen. Sie sehen sich vor 
allem in Abgrenzung zu früher, unterscheiden zwischen 
ihrem damaligen und ihrem jetzigen Leben. Als Wende-
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punkt für die persönliche Wandlung wird oft der Beginn 
der Insolvenz genannt. 

Das „Wachsen“ ist eng verbunden mit einer Reflektion 
über Vergangenes, über den Verlauf des Überschuldungs-
prozesses. Dabei werden einerseits negative Erfahrungen 
mit Institutionen, aber auch die eigene Rolle im Verlauf 
der Überschuldung kritisch betrachtet. Dies führt bei den 
Betroffenen dazu, sich selbst nicht als Opfer, sondern 
Handelnde zu verstehen und daraus wiederum (neue) 
Handlungsfähigkeit und Autonomie zu entwickeln. Es gibt 
zwar Einschränkungen durch die begrenzten finanziellen 
Gestaltungsmöglichkeiten, sie sehen aber in der indivi-
duellen Lebensführung Freiräume, die sie nutzen. Im Hin-
blick auf Geld und Konsum zeigt sich nun eine kritische 
Haltung. Die Befragten stellen fest, nun klüger zu sein – 
vor allem im Umgang mit Geld und Konsumausgaben – 
und machen im Rückblick auf die vergangene Phase der 
Überschuldung einen Lerneffekt bei sich aus 
(Müller/Pfeil/Dengel, 2017). 

Anders als bei der Strategie des „Weiter-so“, mit der ver-
sucht wird, weiterhin Mittelschichtskonzepte zu erfüllen, 
zielt die Strategie des „persönlichen Wachsens“ auf eine 
individuelle Veränderung dieser normativen Vorgaben. 
Die fehlende finanzielle Leistungsfähigkeit wird nicht als 
Makel definiert, sondern ersetzt durch andere, konsum-
ferne Werte. Nicht mehr das „Haben“, sondern das „Sein“ 
wird in den Mittelpunkt gerückt: Gemeinsam Zeit mitein-
ander verbringen, mit den Kindern im Park spielen oder 
sich um die eigene Gesundheit kümmern. Auch spiritu-
elle Erlebnisse und Zuwendung zur Religion werden in 
den Vordergrund gerückt. Die Abwendung von bisherigen 
normativen Setzungen führt häufig zu einer Veränderung 
der bisherigen Lebenswelt. Die beruflichen Weichen wer-
den neu gestellt, alte Beziehungen aufgegeben und für 
nicht mehr passend erklärt. Die Gefahr, weitermachen zu 
wollen, aber nicht mehr zu können, ist durch die indivi-
duelle Kehrtwende gebannt. Die veränderte Lebenssitua-
tion wird durch die aktiv vorgenommen Veränderungen 
nicht als Autonomieverlust erlebt, sondern als Möglich-
keit, ein anderes Leben zu führen. Die vorgegebenen Re-
gulierungen durch die Insolvenz werden durchaus als Be-
grenzung wahrgenommen, sie greifen die Befragten aber 
nicht in ihrer Person an. Sie nutzen die Möglichkeit, im 
Rahmen des Möglichen zu agieren. Die Insolvenz wird da-
mit zur Chance für einen neuen Lebensstil – einem Le-

bensstil, der ebenfalls mittelschichtsorientiert ist. Über-
schuldung wird zu einer Krisenerfahrung, aus der sie ge-
stärkt und verändert, aber als Teil einer neuen, anderen 
Mittelschicht hervorgehen. 

Verharren – Aussetzen von Identitätsarbeit 

Die Insolvenz trifft diese Befragten grundlegend. Sie wol-
len sich weder verändern, noch bemühen sie sich, ihr Le-
ben unverändert weiter gehen zu lassen. Sie erleben die 
Insolvenz als massive Krisenerfahrung, die sie hand-
lungsunfähig erscheinen lässt – sie finden sich in einer 
Art Schockstarre wieder. Diese Menschen haben keine 
Angst vor sozialer Ausgrenzung – sie fühlen sich ausge-
grenzt.  

Mit dem „Verharren“ verbunden sind eine Form des Lei-
dens und das Gefühl der Machtlosigkeit. Die Insolvenz 
wird als (mehr oder weniger) traumatisches Ereignis 
wahrgenommen. Die bisherigen Identitätsaspekte und 
Rollenmuster waren bislang stark verbunden mit der 
Möglichkeit, Geld verfügbar und ökonomische Entschei-
dungskompetenz zu haben: Als Ehemann, der das Geld 
nach Hause bringt (und ausgibt), als Paar, das sich jeder-
zeit Konsumwünsche durch eine Kreditaufnahme erfül-
len kann. Diese Verhaltensgewohnheiten sind nicht mehr 
gültig bzw. nicht mehr anwendbar, da nicht mehr unge-
hindert Geld ausgegeben werden kann. Die Befragten 
wünschen sich uneingeschränkt ihr altes Leben zurück, 
die Zeit der Überschuldung wird trotz der damit einher-
gegangenen Belastungen durch Anwaltsschreiben, Mah-
nungen, Gerichtsvollzieherbesuche oder Inkassokontakte 
als „richtiges Leben“ empfunden.  

Die aktuelle Situation wird ausgehalten, nicht gestaltet 
oder gelebt. Überschuldung wird nicht als Folge des ei-
genen Verhaltens oder eigener Entscheidungen verstan-
den, die Schuld liegt bei anderen, z. B. den Banken, Ge-
schäftspartnern oder den Gläubigern. Verantwortung 
wird nicht übernommen, weder für die Überschuldung 
noch für die Gestaltung des Lebens in der Insolvenz. Ziel 
ist es, die Insolvenz zu überstehen, um dann das frühere 
Leben wieder aufnehmen zu können; die Zeit bis zur Be-
endigung des Insolvenzverfahrens wird als unfreiwilliges 
und zwangsweise auferlegtes Moratorium im Hinblick auf 
das eigene Leben verstanden. 
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Die mit dem Beginn der Insolvenz einhergehenden Be-
schränkungen und Limitationen bezüglich der Verfügbar-
keit von finanziellen Mitteln und die fehlende Möglich-
keit, eigene Konsumentscheidungen treffen zu können, 
erleben die Befragten als Entmündigung und als Verlust 
jeglicher Autonomie. „Verharren“ ist damit eine Strategie, 
die keine Lösungsorientierung für die Betroffenen bein-
haltet, sondern deren Krisenerleben aufzeigt.  

Fazit 

Die drei dargestellten Identitätsstrategien lassen erken-
nen, wie sehr die Überschuldung bzw. die Insolvenz auf 
das persönliche und soziale Leben Einfluss nehmen und 
welche Auswirkungen dies auf die Betroffenen hat. In kei-
nem Fall stellen die Befragten ihre Mittelschichtszuge-
hörigkeit infrage. Überschuldung und vor allem die In-
solvenz bedingen aber für die Befragten eine massive 
Identitätserschütterung, weil die Art und Weise Mittel-
schicht zu leben, berührt ist. Die Angst abzusteigen, nicht 
mehr Angehörige der eigenen Schicht zu sein, begleitet 
sie dauerhaft. Entsprechend besteht für sie die Notwen-
digkeit, Identitätsarbeit zu leisten, um trotz der finanziel-
len und sozialen Einschränkungen mittelschichtsspezifi-
sche Normen und Werte aufrechtzuerhalten.  
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Meine erste Erfahrung – oder sagen wir eher – meinen er-
sten Berührungspunkt mit der BAG-SB hatte ich im Juni 
2006. Damals fing meine Tätigkeit als „Greenhorn”-Schuld-
ner- und Insolvenzberaterin beim DRK Hamburg an. Gleich 
am ersten Tag sagte mein Chef zu mir, wenn ich noch Fort-
bildungen bräuchte, möge ich mich erkundigen und diese 
buchen. Und wer braucht keine Fortbildungen in unserem 
Bereich? Meine damaligen Kolleg_innen machten mich auf 
die BAG-SB aufmerksam. Es wurde zu diesem Zeitpunkt ein 
ganzer Fortbildungszyklus angeboten und ich buchte ein-
fach alle restlichen Module, die für das Jahr angeboten 
wurden. Die Internetseite der BAG-SB hatte seitdem einen 
festen Stammplatz bei meinen Lesezeichen.  

Und ganz ehrlich: Das weitere Engagement der BAG-SB 
war mir damals unbekannt. Am Anfang meiner Tätigkeit 
war ich mit meiner neuen Aufgabe, den Inhalten, den Be-
ratungssettings, den internen Abläufen und der eigenen 
Landesfinanzierung beschäftigt. Im Laufe der Zeit lernte 
ich viel dazu, nicht nur fachspezifisch, sondern auch, dass 
jedes Bundesland und alle Kommunen „anders ticken”. 
Dass das DRK Hamburg bereits seit Ende 2003 Mitglied 
bei der BAG-SB ist, war und ist ein ganz großer Vorteil und 
es stellte sich im Laufe der Zeit heraus: die BAG-SB ist ein 
großer Gewinn – für unsere Beratungsstelle ebenso wie 
für alle anderen Beratungsstellen in Hamburg 1: Die Mit-
gliedschaft ermöglicht zum einen durch die Fachzeitschrift 
einen sehr guten Überblick über Fortbildungsangebote, 
Rechtsprechungen und Neuerungen aus unserem Bereich. 
Zum anderen erfuhr ich dadurch, dass es eine Jahresfach-
tagung gibt. Diese Jahresfachtagung ist seitdem ein fester 
Bestandteil meiner Jahresplanung und für mich nicht 
mehr wegzudenken. 

Neben der fachlichen Weiterbildung liegt der Schwer-
punkt auf dem Austausch mit all den anderen Kolleg_in-
nen bundesweit. Zusätzlich werden Gäste aus Politik und 
Wissenschaft eingeladen: mehr geht nicht! In meinen Au-
gen ist es nur so möglich, dass eigene Beratungsfeld in ei-
nem größeren Kontext zu sehen, um es beurteilen, bewer-
ten und aktuell wie individuell anpassen zu können. Durch 
die Gründung der LAG Schuldnerberatung Hamburg e. V. 
ist es meinen Kolleg_innen und mir aus dem Vorstand 
auch möglich, an den Länderratssitzungen teilzunehmen. 

Auch dieser wesentliche Baustein der BAG-SB, um den di-
rekten Austausch mit den Ländern zu halten und Themen 
bilateral zu kommunizieren, ist für mich nicht mehr weg-
zudenken.  

Positiv hervorheben möchte ich den Wandel der BAG-SB 
mit Neu- und Umstrukturierungen, um sich den verän-
dernden Zeiten anzupassen und die Arbeit des Vereins 
weiter voranzubringen. Ebenso kann ich den Umzug des 
Vereinssitzes von Kassel nach Berlin nur positiv bewerten: 
Die Nähe zur Politik ist einfach wesentlich, wenn der Ver-
ein für uns alle Einfluss nimmt, Stellungnahmen abgibt, 
Mittel beantragt, um in der Sache, also für alle Mitglieder 
der BAG-SB, tätig zu sein. Und auch an dieser Stelle gebe 
ich ehrlich zu: Erst zu einem relativ späten Zeitpunkt, im 
Jahr 2015, wurde ich natürliches Mitglied. Vorher ruhte ich 
mich darauf aus, dass ja meine Stelle juristisches Mitglied 
ist und ich so alle Vorteile „abgreifen” kann: Zeitschrift, 
regelmäßiger Newsletter, Jahresfachtagung, Mitglieder-
versammlung. Aber: Für die Arbeit der BAG-SB als Verein 
sind auch wir Mitglieder verantwortlich mit Engagement 
und Teilhabe. Viele Mitglieder engagieren sich aktiv über 
die Arbeit im Vorstand, Beirat, Ausrichten von Fortbildun-
gen, Beiträgen im Newsletter etc. Mir ist bewusst, dass es 
viele kleinere Beratungsstellen gibt. Daher mag es aus 
Hamburger Sicht ein Luxus-Appell sein, mit sechs großen 
refinanzierten Beratungsstellen und einer zumindest aus-
kömmlichen Finanzierung 2. Trotzdem ist es meines Erach-
tens für alle Beratungsstellen wichtig, zumindest über die 
Teilhabe, sprich eine Mitgliedschaft, mit dabei zu sein, um 
wesentliche Informationen und Veränderungen mitzube-
kommen und die Vernetzung und damit einhergehend 
neue Impulse für die eigene Arbeit mitzunehmen.  

Darum sind wir als Beratungsstelle des DRK Hamburg 
und ich als Person Mitglied in der BAG-SB! 

Darum bin ich Mitglied in der BAG-SB 
Eva Müffelmann

Eva Müffelmann, Dipl. Wirt-
schafts- und Arbeitsjuristin, HR 

Business Coach, ist seit 2006 
Leiterin der Schuldner- und In-

solvenzberatungsstelle DRK 
Hamburg GsbH mbH. 

1 Ich beziehe mich hier auf die refinanzierten Schuldner- und Insol-
venzberatungsstellen der Stadt Hamburg. 

2 Das Wie und Was der Finanzierung in Hamburg würde hier zu viel 
Raum einnehmen und wäre deplatziert. Es soll aber nicht heißen, 
dass ich mit allem zufrieden bin: Es gibt immer was zu tun und zu 
verändern!
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In den letzten Jahren bin ich wiederholt von Praktiker_in-
nen 1 aus der Schuldenberatung eingeladen worden, um 
mit ihnen Workshops zur Auseinandersetzung mit bei-
spielsweise Alltagsrassismus oder aber auch „Vielfalt“, 
also Diversity allgemein, zu gestalten. In den Workshops 
werden Fragen danach verfolgt, wie Vorurteile und Ste-
reotype aufseiten der Berater_innen die Beratungssitua-
tionen negativ beeinflussen können, wenn sie nicht kri-
tisch reflektiert werden. Diese Überlegungen möchten ich 
in meinem kurzen Beitrag ausführen und dabei die Le-
ser_innen selbst zur Reflexion anregen.  

Mit einer Reflexionsfrage möchte ich also auch hier be-
ginnen und nach einer Einschätzung fragen, wie viele 
Menschen im Kontext von Schuldenberatung eine Migra-
tionsgeschichte haben. Die Frage bezieht sich sowohl auf 
die Berater_innen, die Ratsuchenden als auch die Gläu-
biger_innen.  

Auch wenn es aufgrund fehlender empirischer Untersu-
chungen dazu keine gesicherte Antwort gibt, so vermute 
ich, dass meine Beobachtungen aus der Praxis an-
schlussfähig und auf eine größere Einheit übertragbar 
sind. Demnach ist die Gruppe, in der die im Vergleich mit 
Abstand meisten Menschen mit Migrationsgeschichte zu 
finden sind, die der Ratsuchenden. Gleichzeitig sind die 
Ratsuchenden, setzt man die drei Gruppen in ein Verhält-
nis zueinander, diejenigen, denen am wenigsten Gestal-
tungsmacht zukommt und die von den anderen Gruppen 
abhängig sind.  

Laut des iff-Überschuldungsreports 2018 machen in 
Deutschland Arbeitslosigkeit sowie reduzierte Arbeitszeit 
und Einkommensarmut zusammen über 35 Prozent der 
Überschuldungsgründe aus (Ulbricht, 2018, S. 2). Gleich-

zeitig werden hierzulande Jobs im Niedriglohnsektor zu 
40 Prozent von (häufig überqualifizierten) Migrant_innen 
ausgeübt (vgl. Zeit online 2018, im Rückgriff auf eine In-
tegrationsstudie der EU und der OECD). Im internationa-
len Vergleich stellt dies einen hohen Wert da und kann 
Auskunft darüber geben, dass die Lebenslage vieler Men-
schen in Deutschland durch ihre Migrationsgeschichte 
negativ beeinflusst wird. Einen sogenannten Migrations-
hintergrund zu haben, ist in der deutschen Gesellschaft 
verknüpft mit unterschiedlichen, in der Mehrheit negativ 
belasteten Stereotypen. Ein solches stereotypes Denken 
führt zu Diskriminierungen, wenn die so Adressierten 
über weniger Macht verfügen als diejenigen, die sich 
über sie äußern.  

In dem gesellschaftlichen Machtgefälle strukturell be-
nachteiligt zu sein, betrifft neben Migrant_innen noch 
weitere Gruppen von Menschen. So zum Beispiel Men-
schen, die sich in ihrer geschlechtlichen Identität nicht 
eindeutig als Mann oder Frau verorten (oder ihre Veror-
tung nicht dem Geschlecht entspricht, welches ihnen bei 
Geburt zugeschrieben wurde) oder in ihrer sexuellen  
Orientierung nicht den gängigen heteronormativen Vor-
stellungen entsprechen, muslimische oder jüdische Men-
schen oder Menschen, die körperlich oder geistig behin-
dert sind.  

Einer Diskriminierung dieser Gruppen aufgrund der ih-
nen zugeschriebenen Merkmale wird auch vonseiten der 
Politik entgegengetreten. So ist das Ziel des Antidiskri-
minierungsgesetzes (AGG), „Benachteiligungen aus Grün-
den der Rasse 2 oder wegen der ethnischen Herkunft, des 
Geschlechts, der Religion oder der Weltanschauung, ei-
ner Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität 
zu verhindern oder zu beseitigen“ (AGG, § 1). Auch wenn 
die soziale Herkunft im AGG keine Berücksichtigung fin-
det, ist auch Armut ein Merkmal, welches mit Stereoty-
pen besetzt ist und zu Benachteiligungen und verringer-
ten gesellschaftlichen Teilhabemöglichkeiten führt.  

All diese Kategorisierungen sind Differenzkategorien, die 
dazu dienen, Unterschiede zwischen Menschen zu kon-
struieren. Es entsteht ein gesellschaftliches Machtgefälle, 
das sich der Kategorisierungen bedient. Von diesen Un-

Johanna Sigl  
Vielfalt in der Schuldenberatung 
Professionalisierung durch Diversitykompetenz

1 Anstelle davon, nur von Männern und Frauen zu schreiben, be-
nutze ich den sogenannten Gendergap ( _ ), welcher der ge-
schlechtlichen Vielfalt jenseits von Männern und Frauen Raum 
geben soll. 

2 Obwohl er jedweder wissenschaftlichen Grundlage entbehrt, wird 
in Gesetzen und weiteren behördlichen Dokumenten noch immer 
der Begriff „Rasse” verwendet. Es erfolgt zwar teilweise eine Pro-
blematisierung, eine Änderung erfolgte aber noch nicht (zum Wei-
terlesen sei verwiesen auf Cremer, o.  J.).

Die Tagungsdokumentation 

für diesen Beitrag gibt es unter www.bag-sb.de/tagung2019
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terschieden profitieren einige – auf Kosten anderer. 
Gleichzeitig lässt sich das gesellschaftliche Machtge-
flecht nicht monokausal denken und Menschen sind in 
verschiedenen Differenzkategorien auf unterschiedlich-
ste Art und Weise eingebunden. Und auch das individu-
elle Erleben eines gesellschaftlichen Positioniertwerdens 
unterscheidet sich und kann biografisch sehr unter-
schiedlich gerahmt werden. 

Während Diversity, ähnlich dem Gender Mainstreaming, 
auch als Managementstrategie genutzt werden kann, 
möchte ich eine andere Fokussierung einnehmen. Durch 
Diversity kann eine kritische Perspektive ausgedrückt 
werden, mit derer „die Verschränkung sozialer Klassifi-
kationen mit sozioökonomischen Ungleichheiten sowie 
politischen Macht- und Herrschaftsbeziehungen in den 
Blick gerückt wird“ (Scherr, 2011, S. 84).  

Der Diversity-Ansatz versucht, gesellschaftliche Vielfalt 
sichtbar zu machen und so Diskriminierungen etwas ent-
gegenzusetzen: „Vielfalt erfährt dadurch Anerkennung im 
sozialen Miteinander. Gleichzeitig geht der Diversity-An-
satz davon aus, dass die durch die Kategorien geschaf-
fene Differenz von den beteiligten Menschen oder Insti-
tutionen erst geschaffen wird und nicht ohne sie 
existiert.“ (Fereidooni/Zeoli, 2016, S. 9). Durch den Diver-
sityansatz soll Diskriminierung aufgrund von Kategori-
sierungen entgegengewirkt werden, um dadurch mehr 
Gerechtigkeit im sozialen Miteinander zu erreichen.  

Was bedeutet das aber nun für die Soziale Arbeit, kon-
kret für die Schuldenberatung?  

Diversitysensibilität drückt sich hier sowohl in der 
Klient_innenansprache als auch in der Gestaltung der 
Räumlichkeiten und der Materialen aus. Also in einer 
barrierefrei zu erreichenden Beratungsstelle. Oder in 
dem aktiven Angebot seitens der Beratungsstelle, für ei-
ne barrierefreie Beratung auch andere Räumlichkeiten 
zur Verfügung zu stellen/aufzusuchen. In Broschüren und 
formalisierten Ansprachen, die sowohl in Leichter Spra-
che als auch in vielen weiteren Sprachen vorgehalten 
werden. In mehrsprachig angebotenen Beratungen. In 
Broschüren und Internetauftritten, in denen eine sprach-
liche Zweigeschlechtlichkeit vermieden wird und statt-
dessen alle Geschlechter angesprochen werden.  

All diese aufgezählten Beispiele jedoch benötigen dar-
über hinaus zwingend eine diversitysensible Haltung, die 
vonseiten der in der Schuldenberatung Tätigen einge-
nommen werden muss, damit sie in der Praxis wirksam 
werden kann. Ein diversitysensibel formulierter Flyer 
würde schnell dadurch entkräftet werden, wenn die/der 
Berater_in eine Beratung mit der Begründung abbräche, 
dass die Deutschkenntnisse der ratsuchenden Person 
nicht ausreichen würden, um sich gegenseitig verständ-
lich zu machen. Wenn Diskriminierungserfahrungen, die 
von Ratsuchenden in einen Zusammenhang mit ihrer fi-
nanziellen Situation gestellt werden, überhört würden, da 
die/der Berater_in nicht weiß, was sie/er darauf entgeg-
nen solle. Und auch dann, wenn Gläubiger_innen sich ras-
sistisch äußern, ohne dass ihre/seine Äußerungen von 
der/dem Berater_in zurückgewiesen werden würden, 
würden Vielfaltsbekundungen zu reinen Lippenbekennt-
nissen. 

Wenn Beratungsnehmende die Erfahrung machen müs-
sen, dass sie in ihrer Vielfalt nicht gesehen werden, son-
dern ihnen stattdessen stereotyp und vorurteilsbeladen 
begegnet wird, wird in der Beratungssituation eine po-
tenziell diskriminierende Erfahrung wiederholt. Eine sol-
che Situation hinterlässt das Gefühl einer unzureichen-
den Beratung. Eine unzureichende Beratung wiederum 
lässt Beratungsnehmende eine Beratung eher abbrechen 
denn als hilfreich erleben. Ganz konkret verringert sich 
durch eine nicht-diversitysensible Beratung die Quote 
erfolgreicher Beratungsprozesse. Darüber hinaus trägt 
eine nicht-diversitysensible Beratung dazu bei, beste-
hende gesellschaftliche Machtverhältnisse zu reprodu-
zieren. Dies steht im Widerspruch zu den Ansprüchen an 
eine Soziale Arbeit, denen zufolge es Auftrag von Sozialer 
Arbeit ist, gesellschaftliche Zugangshürden zu minimie-
ren und die gesellschaftlichen Teilhabechancen für alle 
zu erhöhen (vgl. Schwarzer, 2015). Demgegenüber möchte 
ich mögliche Handlungsoptionen stellen, die sich in einer 
diversitysensiblen Haltung widerspiegeln. 

Als erstes geht es darum, den Beratungsnehmenden of-
fen und ohne Vorurteile und stereotype Zuschreibungen 
zu begegnen. Dies hört sich simpel an, erfordert aber, 
sich selbst auf seine eigenen Vorurteile hin kritisch zu 
hinterfragen und diese in einem ständigen Prozess zu re-
flektieren. Diese Selbstreflexivität bildet einen zentralen 
Bestandteil professioneller Identität innerhalb der So-
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zialen Arbeit. Sich als Berater_in beispielsweise selber 
danach zu befragen, was es mit einem macht, welche Bil-
der adressiert werden, wenn eine Ratsuchende, die nur 
gebrochenes Deutsch spricht, den Beratungstermin 
mehrfach nicht wahrnimmt und dann mit ihren drei klei-
nen Kindern in die Beratungsstelle kommt? Wenn ein_e 
Ratsuchende_r nicht eindeutig als Mann oder Frau einzu-
ordnen ist, sich aber als Frau vorstellt? Wenn ein_e ge-
brechliche Senior_in in allem sehr langsam ist und da-
durch den geplanten zeitlichen Rahmen eines Gespräches 
sprengt? Und aufgrund ihrer/seiner Schwerhörigkeit alles 
Gesagte sehr häufig wiederholt werden muss?  

Sollten Beratungsnehmende eigene Diskriminierungser-
lebnisse in die Beratungssituation einbringen, so ist es 
wichtig, das geschilderte Erleben ernst zu nehmen, es 
nicht in Abrede zu stellen („es war bestimmt nicht so ge-
meint”) und sich den Betroffenen empathisch zuzuwen-
den. Auch Unterstützung im Umgang und der Bearbei-
tung von diskriminierenden Situationen kann angeboten 
werden. Die eigenen Möglichkeiten und Grenzen sollten 
dabei aber immer bedacht werden. Gegebenenfalls ist es 
hilfreicher, auf weitere, diesbezüglich professionalisierte 
Unterstützungsstrukturen hinzuweisen. Beratungsstellen 
für Betroffene von rassistischer Gewalt können hier bei-
spielsweise eine gute Anlaufstelle sein.  

Es ist aber ebenso vorstellbar, dass innerhalb der Bera-
tungsstelle oder auch in einer Beratungssituation selbst 
diskriminierende Äußerungen getätigt werden. Auch 
wenn den Beratungsnehmenden die Unterstützung der 
Beratenden gilt, so schließt dies nicht ein, dass diskrimi-
nierende und menschenfeindliche Äußerungen unwider-
sprochen bleiben sollten. Im Gegenteil, zur Stärkung 
möglicherweise anwesender und betroffener Personen 
muss diskriminierenden Äußerungen bestimmt begegnet 
werden. Denn alles, was unwidersprochen im Raum ste-
hen bleibt, kann Wirkungsmacht entfalten. Dabei dürfen, 
sollten sogar Erwartungen an Beratungsnehmende for-
muliert werden. Im besten Fall können sich Forderungen 
nach diskriminierungsfreiem Sprechen auf eine Hausord-
nung und das Selbstverständnis einer Schuldenbera-
tungsstelle beziehen. 

Das entschiedene Entgegentreten schließt also auch die 
Formulierung einer eigenen klaren, menschenrechtsori-
entierten Position seitens der Beratenden ein. Diese wie-

derum kann nur geäußert werden, wenn man sich selbst 
seiner Werte und Positionierungen bewusst ist. Im Ar-
beitsalltag Räume dafür zu schaffen, mit Kolleg_innen 
darüber in den Austausch zu kommen und sich zu ver-
ständigen und gegenseitig in Reflexionsprozessen zu be-
stärken, kann dafür eine hilfreiche Strategie sein. 
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In einem Insolvenzverfahren über das Vermögen natürli-
cher Personen ergeben sich u. U. auch zahlreiche Frage-
stellungen im Zusammenhang mit einkommensteuer-
rechtlichen Themen. Dieses gilt sowohl in den Fällen, in 
denen die/der Schuldner_in abhängig beschäftigt ist/war, 
als auch in den Insolvenzverfahren über das Vermögen 
einer_s Selbstständigen. Nachfolgend seien einige mar-
kante Fragestellungen praxisgerecht beantwortet: 

Einführung 

Die Insolvenzordnung (InsO) und die Abgabenordnung 
(AO) sind grundsätzlich verfahrensrechtlicher Natur. Das 
materielle Steuerrecht richtet sich nach den einzelnen 
Steuergesetzen (EStG, UStG, KStG, GewStG etc.). Die Frage 
der Eingruppierung von Steuerforderungen und den Um-
gang mit Steuerforderungen regelt das Insolvenzrecht 
(siehe insbesondere § 251 AO) 1. Materielle steuerrechtli-
che Vorgaben aus den einzelnen Gesetzen (hier: EStG) 
bleiben unberührt, d. h., dass sich insbesondere die Ent-
stehung, Fälligkeiten von Steuerforderungen am Steuer-
recht orientieren. 

Mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens geht die Verwal-
tungs- und Verfügungsbefugnis hinsichtlich der masse-
beschlagenen Vermögenswerte auf den Insolvenzverwal-
ter über, § 80 Abs. 1 InsO. In Verfahren über das Vermögen 
natürlicher Personen gilt dies exklusiv für die pfändbaren 
Vermögenswerte, vgl. §§ 35, 36 Abs. 1 InsO. 

Steuererklärungspflichten 

Die/Der Insolvenzverwalter_in ist Vermögensverwalter des 
Schuldners i.  S . d. § 34 Abs. 3 AO 2. Sie/Er hat sämtliche 
ausstehenden Steuererklärungspflichten des Schuldners 
zu erfüllen. 3 Dieses gilt für alle vorinsolvenzlichen und 
auch die Veranlagungszeiträume, welche in das Hauptver-
fahren fallen. Soweit nach Einleitung eines Insolvenzver-
fahrens ein Sachverständigeroder sog. „schwacher“ vor-
läufiger Insolvenzverwalter bestellt wird, oder/und sich 
nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens das Restschuld-
befreiungsverfahren mit Bestellung eines Treuhänders  
(§ 292 InsO) anschließt, greift § 34 Abs. 3, Abs. 1 AO nicht; 
d. h., dass die/der Schuldner_in für die in diese Zeiträume 

fallenden Veranlagungen die Einkommensteuererklärun-
gen abgeben muss. 

Die Einkommensteuererklärungen sind während der Lauf-
zeit des Hauptverfahrens vom der Insolvenzverwalter ab-
zugeben; dies umfasst auch eine Berichtigungspflicht un-
richtiger Steuererklärungen für Zeiträume vor Eröffnung 
(§ 153 Abs. 1 Satz 2 AO), soweit die/der Insolvenzverwal-
ter_in positive Kenntnis von der Berichtigungsnotwendig-
keit hat. 

Die/Der Schuldner_in ist „lediglich“ zur Beibringung der 
zur Erstellung erforderlichen Unterlagen verpflichtet. 4 
Nach § 97 Abs. 1, 2 InsO ist ein Schuldner u. a. verpflichtet, 
Unterlagen herauszugeben/zusammenzustellen, die der 
Insolvenzverwalter zur Abgabe der Steuererklärung be-
nötigt. Eine Verletzung der Mitwirkungspflichten im eröff-
neten Insolvenzverfahren rechtfertigt auch ohne die vor-
herige Versagung der Restschuldbefreiung die Aufhebung 
der Verfahrenskostenstundung nach § 4 c Nr. 5 InsO. 5 

Für den infolge der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
und der sich daran anschließenden Nachtragsverteilung 
handlungsunfähigen Schuldner muss die/der Insolvenz-
verwalter_in eigenhändig dessen Steuererklärung (mit-) 
unterschreiben. 6 

 

 

1 Siehe hierzu auch AEAO zu § 251. 
2 Stellung des Insolvenzverwalters: Nr. 1 bis Nr. 4 AEAO zu § 34 AO 

und Nr. 4.2 AEAO zu § 251 AO. 
3 vgl. BGH v. 22.07.2004 – IX ZB 161/03. 
4 BGH v. 18.12.2008 - IX ZB 197/07. 
5 LG Duisburg v. 07.02.2017 – 7 T 10/17, ZInsO 2017, 882; s. a. Wipper-

fürth/Busch/Schmittmann, InsbürO 2013, 478 ff. 
6 Noch zur Gesetzlage bis zum 30.06.2014 [Treuhänder im Hauptver-

fahren] FG Düsseldorf v. 28.08.2014 – 8 K 3677/13 E, NZI 2015, 7 = 
InsbürO 2015, 156 ff. mit Anm. Henning = VIA 2015, 32 mit Anm. 
Schmittmann; AEAO zu § 251 Nr. 4.2; BMF-Schreiben v. 22.07.2015 – 
IV A 3 – S 0062/15/10003 – 2015/0564516, BStBl. I 2015, S. 571. 

Sylvia Wipperfürth 
Einkommensteuer vor, im und nach dem Insolvenzverfahren 
Arbeitshilfe und Workshopbericht 

Die Tagungsdokumentation 

für diesen Beitrag gibt es unter www.bag-sb.de/tagung2019
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Veranlagung und Fristen 

Steuersubjekt der Einkommensteuer sind natürliche Per-
sonen mit Wohnsitz/gewöhnlichem Aufenthalt im Inland 
(§ 1 EStG). Der Veranlagungszeitraum umfasst das Kalen-
derjahr (§ 25 Abs. 1 EStG). 

Bei einer Pflichtveranlagung (§ 149 AO, § 46 EStG) beträgt 
die Abgabefrist fünf Monate nach Ablauf des Veranla-
gungszeitraums (= 31. Mai des Folgejahres); ab dem Ver-
anlagungszeitraum 2017 wurde diese um zwei Monate 
verlängert (= 31. Juli des Folgejahres). 

Grundsätzliches zur Einordnung von Steuerverbindlich-
keiten in das insolvenzrechtliche System 

Die Einordnung von Steuerforderungen in das Insolvenz-
rechtliche System folgt dem Grunde nach den Bestim-
mungen zur Abgrenzung zwischen Insolvenzforderung  
(§ 38 InsO), Masseverbindlichkeit (§ 55 Abs. 1, Abs. 4 InsO) 
und den insolvenzfreien Verbindlichkeiten (nach Aufhe-
bung bzw. Freigabe einer selbstständigen Tätigkeit gem. 
§ 35 Abs. 2 Satz 1 InsO) begründet. 7 Insbesondere kann 
über § 55 Abs. 4 InsO aber eine vor Insolvenzeröffnung 
dem Grunde nach entstandene Steuerforderung mit Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens als Masseverbindlich-
keit gelten, wenn diese durch die/den Schuldner_in mit 
Zustimmung des „schwachen“ vorläufigen Insolvenzver-
walters begründet wurde. 8 

Im Bereich der Einkommensteuer erfolgt ein einheitliches 
Besteuerungsverfahren für den Besteuerungszeitraum; 
die Höhe des zu versteuernden Einkommens im jeweili-
gen Veranlagungszeitraum ist unabhängig vom Insolvenz-

recht zu ermitteln. Es kommt auf die Entstehung der Steu-
erforderung an; der Zeitpunkt der Einreichung der Steu-
ererklärung, der Festsetzung und der Fälligkeit ist die  
Zuordnung jeweils irrelevant. Die Verteilung der Steuer-
forderungen wird anhand der insolvenzrechtlichen Ver-
mögensbereiche vorgenommen (Nr. 9.1 AEAO zu § 251 AO): 
vorinsolvenzlich (bis Insolvenzeröffnung bzw. Anordnung 
der schwachen vorläufigen Insolvenzverwaltung wegen  
§ 55 Abs. 4 InsO mit der Folge der Insolvenzforderung), 
insolvenzlich (bis Insolvenzeröffnung bzw. Anordnung 
der schwachen vorläufigen Insolvenzverwaltung wegen  
§ 55 Abs. 4 InsO mit der Folge der Masseverbindlichkeit), 
insolvenzfrei (ab Aufhebung des Insolvenzverfahrens/ 
Hauptverfahrens; ab Freigabe einer selbstständigen  
Tätigkeit gem. § 35 Abs. 2 Satz 1 InsO mit der Folge der in-
solvenzfreien Neuverbindlichkeit). Bei abhängig Beschäf-
tigten (und Rentnern) ist zu beachten, dass nach  
Insolvenzeröffnung begründete Steuerverbindlichkeiten 
(Einkommensteuernachzahlungen/-vorauszahlungen) kei-
ne Masseverbindlichkeiten sind; dies gilt unabhängig da-
von, ob ein pfändbarer Teil des Einkommens in die Masse 
fließt. 9 Die Arbeitskraft des Schuldners gehört nicht zur 
Insolvenzmasse; der Insolvenzverwalter hat keine Mög-
lichkeit der Einflussnahme oder Unterbindung der Tätig-
keit. 10 

Grundsätzliches zur Einordnung von Steuererstattungs-
ansprüchen in das insolvenzrechtliche System 

Zur Einordnung von Steuererstattungsansprüchen gilt 
dem Grunde nach das bereits Beschriebene. Zu beachten 
ist allerdings, dass Erstattungsansprüche, die zum Zeit-
punkt der Insolvenzeröffnung noch nicht realisiert sind, 
als gem. § 46 Abs. 1 AO pfändbares Vermögen zur Insol-
venzmasse zu ziehen sind (§§ 35 Abs. 1, 36 Abs. 1 InsO).  
Ein Einkommensteuererstattungsanspruch gehört zur 
Insolvenzmasse (§§ 35, 36 Abs. 1 InsO, § 46 Abs. 1 AO), 
wenn der die Erstattungsforderung begründende Sach-
verhalt vor oder während des Insolvenzverfahrens ver-
wirklicht worden ist. 11 Im Restschuldbefreiungsverfahren 
steht ein auf diesen Zeitraum entfallender Steuererstat-
tungsanspruch der/dem Schuldner_in zu; Einkommen-
steuererstattungsansprüche fallen nicht unter den nach 
§ 287 Abs. 2 S. 1 InsO abgetretenen pfändbaren Einkom-
mensanspruch des Schuldners. 12 Dieses gilt auch für Er-
stattungsansprüche, welche nach Freigabe einer selbst-
ständigen Tätigkeit begründet wurden. 

7 Zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO: BFH vom 09.12.2010 – V R 22/10, BStBl II 
2011 S. 996 und Abschn. 17.1 Abs. 11 UStAE Verfahren mit Eröffnung 
ab dem 01.01.2012; zu § 55 Abs. 4 InsO: BMF-Schreiben v. 17.01.2012 
– IV A 3 - S 0550/10/10020-05 – 2012/0042691, BStBl. I 2013, 83; 
BMF-Schreiben v. 20.05.2015 – IV A 3 – S 0550/10/10020-05, BStBl. I 
2015, 476; BMF-Schreiben vom 18.11.2015 – IV A 3 – S 
0550/10/10020-05  2015/1037464, BStBl. I 2015, 886. 

8 BMF-Schreiben v. 20.05.2015 – IV A 3 – S 0550/10/10020-05, BStBl. I 
2015, 476: Anwendungsschreiben zu § 55 Abs. 4 InsO. 

9 BFH v. 24.02.2011 – VI R 21/10; BFH v. 23.08.2011 – VII B 8/11; BFH v. 
27.07.2011 – VI R 9/11. 

10 BGH v. 18.12.2008 – IX ZB 249/07; BFH v. 21.7.2009 – VII R 49/08. 
11 BGH v. 12.01.2006 – IX ZB 239/04; BFH v. 29.01.2010 – VII B 188/09. 
12 BGH v. 21.07.2005 – IX ZR 115/04; BFH v. 21.11.2006 – VII R 1/06.
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Grundzüge zur Aufrechnung 

Schließt sich nach der Aufhebung des Insolvenzverfah-
rens das Restschuldbefreiungsverfahren an, kann wegen 
dieser Forderungen nicht vollstreckt, sondern lediglich 
aufgerechnet werden. 13 Zur Insolvenztabelle angemelde-
te, nicht titulierte Forderungen, für die keine Feststellung 
erfolgt ist, können nach Aufhebung des Insolvenzverfah-
rens gegenüber dem Steuerpflichtigen unter Beachtung 
der Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 13 AO erstmals geltend 
gemacht werden (z. B. zum Zwecke der Aufrechnung). 14 Die 
Erteilung einer Restschuldbefreiung gilt vorbehaltlich  
§ 302 InsO auch für diese Forderungen. 15 

Masseverbindlichkeiten werden von einer Restschuldbe-
freiung nicht erfasst. Steuerschulden, die als Massever-
bindlichkeiten entstanden sind, können nach Abschluss 
des Insolvenzverfahrens mit Erstattungsansprüchen des 
ehemaligen Insolvenzschuldners verrechnet werden. 16  

Nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens an das FA ent-
richtete Beträge, die nicht aus gem. § 35 Abs. 2 InsO frei-
gegebenen Vermögen stammen, können gemäß § 36 Abs. 
2 Nr. 1 EStG nur auf Steuerschulden angerechnet werden, 
die zu den Masseverbindlichkeiten gehören (Erstattungs-
anspruch zugunsten der Masse gem. § 36 Abs. 4 Satz 2 
EStG). Einer Aufrechnung gegen diesen Erstattungsan-
spruch mit Insolvenzforderungen des FA steht das Auf-
rechnungsverbot des § 96 Abs. 1 Nr. 1 InsO entgegen. 17 Eine 
Aufrechnung von nach der Freigabe gem. § 35 Abs. 2 InsO 
begründeten Erstattungsansprüchen mit vorinsolvenzli-
chen Forderungen ist zulässig; das Aufrechnungsverbot 
des § 96 Abs. 1 Nr. 1 InsO betrifft nur die Insolvenzmasse, 
dient aber nicht dem Schutz von Insolvenzforderungen. 

Grundsätzliches zur Nachtragsverteilung, § 203 InsO 

Nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens entstandene, 
aber bereits während seiner Dauer begründete Steuerer-
stattungsansprüche des Insolvenzschuldners unterliegen 
weiterhin dem Insolvenzbeschlag, falls mit der Aufhebung 
des Insolvenzverfahrens ihre Nachtragsverteilung vorbe-
halten worden ist. Wird das Insolvenzverfahren nach der 
Schlussverteilung aufgehoben (§ 200 Abs. 1 InsO), jedoch 
eine Nachtragsverteilung angeordnet (§ 203 Abs. 1, 2 InsO), 
bleibt der Insolvenzverwalter ausnahmsweise befugt, an-
hängige Prozesse fortzusetzen und neue einzuleiten, mit 

denen die der Nachtragsverteilung vorbehaltenen Masse-
aktiva realisiert werden sollen; denn mit der Anordnung 
der Nachtragsverteilung tritt eine erneute Insolvenzbe-
schlagnahme ein. 19 Mit der Anordnung der Nachtragsver-
teilung für etwaige „auf die Dauer des Insolvenzverfahrens“ 
entfallende Steuererstattungsansprüche steht fest, dass 
der Rechtsgrund für eine Erstattung während der Dauer 
des Insolvenzverfahrens gelegt worden sein muss. 20 Der 
amtsgerichtliche Beschluss ist auch insoweit hinreichend 
bestimmt, weil sich aus der Formulierung „etwaiger […] 
Steuererstattungsansprüche” ergibt, dass Steuererstat-
tungsansprüche im Zusammenhang mit allen Steuerarten 
von der Nachtragsverteilung erfasst sein sollen. 21 

Fazit für die Praxis 

Der Themenkreis der Einkommensteuer ist insgesamt – als 
Teil des Insolvenzsteuerrechts – ein breit gefächerter mit 
diversen Problemen und Fragestellungen in der Praxis. 
Dies ist nicht zuletzt dem Umstand geschuldet, dass es an 
einer harmonisierten Gesetzeslage fehlt und weitgehend 
eine Prägung über Rechtsprechung und Literatur erfolgt. 
Auch dieser Beitrag kann nur einen kleinen Bereich und 
diverse Grundsätze abbilden, da die Darstellung facetten-
reicher Einzelfälle sicherlich den Rahmen sprengen würde. 
Gleichwohl sind die abgebildeten Grundsätze oft auch in 
der Praxis hilfreich, den für den Einzelfall zutreffenden 
Weg zu finden. 

13 BMF-Schreiben vom 07.08.2017 = Änderung des AEAO § 251 Nr. 14. 
14 BMF-Schreiben vom 07.08.2017 = Änderung des AEAO § 251 Nr. 14. 
15 BMF-Schreiben vom 07.08.2017 = Änderung des AEAO § 251 Nr. 14. 
16 BFH v. 28.11.2017 – VII R 1/16, ZIP 2018, 593 ff. 
17 BFH v. 24.02.2015 – VII R 27/14 sowie BFH v. 24.02.2015 – VII R 

28/14. 
18 BFH v. 28.02.2012 – VII R 36/11. 
19 Vgl. BFH v. 20.09.2016 – VII R 10/15; BGH v. 12.01.2006 – IX ZB 

239/04, ZIP 2006, 340. 
20 BFH v. 20.09.2016 – VII R 10/15. 
21 BFH v. 20.09.2016 – VII R 10/15.

Dipl.-Rechtspflegerin (FH) Sylvia Wipperfürth, LL.M. 
(Com.) ist Leiterin des SachverständigenInstituts für In-
solvenz- und Wirtschaftsrecht, Referentin, Autorin und 
Mediatorin BM®. Seit 2012 ist sie als Referentin für die 
Fachbereiche Insolvenzrecht, Zwangsvollstreckung, Wirt-
schaftsrecht und Wirtschaftsmediation (InsR), Kommu-
nikationstrainings (InsR) bundesweit tätig.



Ines Moers: Herzlich Willkommen, liebe Diskutanten, lie-
bes Publikum. Wir sprechen heute über das Thema „Was 
passiert in der Schuldnerberatung, wenn überschuldete 
Verbraucher und angespannte Wohnungsmärkte aufein-
andertreffen?“. Es soll nicht um den Mietmarkt im Allge-
meinen gehen, sondern speziell um das, was uns in un-
serer Beratungsarbeit und auf unserem Themenfeld 
beschäftigt. Letztes Jahr hat uns eine Pressemitteilung 
vom Statistischen Bundesamt aufhorchen lassen: „Über-
schuldete benötigen weit über ein Drittel ihres Einkom-
mens für Wohnkosten.“ Wer mit dem Bereich Immobilien 
zu tun hat, weiß, grundsätzlich ist ein Drittel des Einkom-
mens eine Art magische Grenze, von der angenommen 
wird, dass sie nicht überschritten werden darf, um sich 
als Haushalt die Wohnung noch leisten zu können. Teil-
weise werden aber bis zu 47 Prozent für die Miete aufge-
wendet. Dies als Einstieg.  

Damit Sie die Diskussionspartner besser kennenlernen, 
haben wir die Diskutanten im Vorfeld gebeten, Lücken-
texte zu vervollständigen.  

Wir fangen an mit Herrn Michael Eham, Diplom-Pädagoge 
und Geschäftsführer der Schuldnerhilfe Köln gGmbH. Er 
hat gesagt: „Ein gutes Mietverhältnis ist gekennzeichnet 
durch offene Kommunikation zwischen Mieter_innen und 
Vermieter_innen bei Zahlungsproblemen. Wenn über-

schuldete Verbraucher und angespannte Wohnungs-
märkte aufeinandertreffen, ist die Stigmatisierung über-
schuldeter Mieter bei der Wohnungssuche das größte 
Problem. Durch Vereinbarung tragbarer Raten lassen sich 
Mietschulden am besten regulieren.“  

Frau Holm ist Juristin und Leiterin des Bereichs Corporate 
Affairs bei der SCHUFA und hat gesagt: „Ein gutes Mietver-
hältnis ist gekennzeichnet durch gegenseitiges Vertrauen 
und dass der Mietvertrag den Interessen beider Seiten 
gleichermaßen entspricht. Wenn überschuldete Verbrau-
cher und angespannte Wohnungsmärkte aufeinandertref-
fen, ist das größte Problem, dass zu wenige Wohnungen 
bereit stehen und es daher keine zeitnahe Lösung gibt. 
Das eigentliche Problem, also genügend bezahlbare Woh-
nungen, hätte schon in der Vergangenheit gelöst werden 
müssen. Durch Vereinbarung guter Ratenzahlungsverein-
barungen lassen sich Mietschulden am besten regulieren.“ 

Frau Schönherr ist Immobilienökonomin und Leiterin der 
Unternehmenskommunikation der Kommunalen Woh-
nungsgesellschaft Erfurt mbH. Sie sagt: „Ein gutes Miet-
verhältnis ist gekennzeichnet durch gute Nachbarschaf-
ten. Wenn überschuldete Verbraucher und angespannte 
Wohnungsmärkte aufeinandertreffen, ist das für uns ein 
lösbares Problem. Und durch aktives Angehen lassen sich 
Mietschulden am besten regulieren.“ 
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Erfurter Gespräche 
Podiumsdiskussion zum Thema: Was passiert in der Schuldnerberatung, wenn überschuldete Verbraucher und an-
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Der Konferenzsaal in der Rotunde in Erfurt war während der Jahresfachtagung der BAG-SB bis auf den letzten Platz besetzt. Foto: BAG-SB
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Thomas Zipf ist Diplom-Sozialarbeiter und Schuldnerbe-
rater bei der Stadt Darmstadt. Er hat gesagt: „Ein gutes 
Mietverhältnis ist gekennzeichnet durch fairen Umgang 
zwischen Vermieterinnen und Mietern. Wenn überschul-
dete Verbraucher und angespannte Wohnungsmärkte 
aufeinandertreffen, ist ein negativer SCHUFA-Eintrag das 
größte Problem. Durch enge Kontakte mit Vermieter_in-
nen und eine offensive Auslegung der Übernahmevor-
aussetzung lassen sich Mietschulden am besten regulie-
ren. Und jetzt kommt ein ganz wichtiger Nachsatz: Denn 
Obdachlosigkeit ist viel teurer.“ 

Bei der Vorbereitung dieser Runde habe ich mich an dem 
Forderungspapier der AG SBV orientiert. Das Papier ist ge-
gliedert in drei Blöcke: Wohnungssuche, Wohnungserhalt 
und Wohnungssicherung. Frau Holm, bei der Wohnungs-
suche kommt man um das Wort SCHUFA nicht herum. Wir 
erleben häufig folgende Situation: Die Ratsuchenden su-
chen nach einer neuen, einer günstigeren Wohnung und 
erhalten diese Wohnung wegen eines entsprechenden 
SCHUFA-Eintrags nicht. Es kann ja nicht in Ihrem Interes-
se sein, dass die SCHUFA ein Synonym dafür ist, warum 
die Wohnung nicht erhalten wird. Was machen Sie als 
SCHUFA dagegen?  

Serena Holm: Zunächst einmal: Dass Schulden bestehen, 
dafür ist die SCHUFA nicht verantwortlich. Dass Schulden 
manchmal aus einer schwierigen persönlichen und ggf. 
auch unverschuldeten Situation entstanden sind, können 
wir bei der SCHUFA leider nicht berücksichtigen. Die SCHU-
FA spiegelt lediglich die tatsächliche Schuldenlage wieder. 
Berücksichtigen kann und soll das aber der jeweilige Ver-
mieter. Für mich ist das Grundproblem, dass es einfach zu 
wenig bezahlbaren Wohnraum gibt. Denn sobald diese 
Verknappungssituation vorliegt, findet immer eine Aus-
wahl statt. Und die Auswahl ist natürlich umso spitzer, je 
enger sich der Wohnungsmarkt für Personen mit gerin-
gem finanziellen Spielraum darstellt. In solchen Situatio-
nen kann der Vermieter sich seine Mieter aussuchen und 
die Auswahl trifft er dann vielleicht ggf. aus den aus Ihrer 
Sicht falschen Erwägungen. Diese Erwägungen kann die 
SCHUFA aber nicht beeinflussen. Was wir beeinflussen 
können, und auch tun, ist Folgendes: Die SCHUFA ist die 
einzige Auskunftei, die keine Scores in der Wohnungs-
wirtschaft herausgibt. Dies machen wir ganz bewusst, 
weil wir eben nicht wollen, dass Menschen mit einem 
schlechten Scoring erst gar nicht als potenzielle Mieter 

in Betracht gezogen werden. Dafür ist der Wohnungs-
markt einfach ein zu sensibles Feld. Mit dieser Maßnah-
me wollen wir die Vermieter dazu anhalten, sich genau die 
Situation und den Mieter anzuschauen. Ein weiteres Bei-
spiel sind die Speicherfristen: Abweichend von den ge-
setzlich geregelten Speicherfristen führen wir bei der 
SCHUFA Schulden, die älter sind als ein Jahr für den Woh-
nungsmarkt nicht auf. Mit solchen und ähnlichen Maßnah-
men versuchen wir, auf die besonderen Bedürfnisse der 
Parteien auf dem Wohnmarkt einzugehen. Aber natürlich 
spielt auch das Interesse eines Vermieters eine Rolle. Ge-
rade für private Vermieter, die vielleicht nur ein bis zwei 
Wohnungen haben, z. B. als Altersabsicherung, kann es fi-
nanziell schon schwierig werden, wenn sie einen Mieter 
haben, der die Miete nicht mehr bezahlt. Hier muss ein 
Ausgleichsverhältnis geschaffen werden. Wichtig ist aber 
am Ende, dass genügend bezahlbarer Wohnraum zur Ver-
fügung steht. 

Ines Moers: Sie werben für die kostenpflichtige Vermieter-
auskunft und nicht für die kostenfreie Datenauskunft … 

Serena Holm: Genau, in der kostenpflichtigen Variante, 
den SCHUFA Bonitätszertifikaten, ist z. B. kein Score ent-
halten, sondern es wird nur aufgeführt: Sind Schulden 
vorhanden oder nicht. In der kostenlosen Datenkopie 
sind dagegen auch sensible Daten wie Scores, meine Ver-
träge, Bankkonten und vieles mehr enthalten, das alles 
sollte ein Vermieter nicht sehen. Und deshalb werben wir 
für ein kostenpflichtiges Produkt. Ja, es ist kostenpflich-
tig, aber es gibt zum Beispiel die Möglichkeit, dass über 
Haus und Grund und ähnliche Verbände auch Vermieter 
in der Lage sind, Auskünfte für ihre Mieter zu bestellen. 
Auch viele gewerbliche Wohngesellschaften sind bei der 
SCHUFA angeschlossen und die bezahlen die Vermieter-
auskunft. Schön wäre es, wenn in angespannten Woh-
nungsmärkten der Staat die Kosten dafür übernähme, 
damit sie für private Vermieter attraktiver und für Mieter 
nicht zum Problem wird.  

Auf der anderen Seite sollten für einen Mieter für die Be-
antwortung der Frage, ob er ein neues Zuhause findet, die-
se knapp 30 Euro dann nicht das sein, woran es scheitert. 

Ines Moers: Herr Lauinger, das gebe ich an Sie weiter. Wä-
re der Staat bereit, die Kosten für eine kostenpflichtige 
Vermieterauskunft zu übernehmen?  
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Dieter Lauinger: Aus meiner Sicht liegt das Interesse an 
einer SCHUFA-Auskunft ganz klar beim Vermieter, der 
über die Bonität seiner zukünftigen Mieter Auskünfte ein-
holen will. Hier möchte ich analog des Bestellerprinzips 
bei den Immobilienmaklern, über das so lange gestritten 
wurde, argumentieren: Wer bestellt, bezahlt. Oder: Wer 
das Interesse hat, bezahlt. Das wären in dem Fall die Ver-
mieter und nicht der Staat.  

Ines Moers: Frau Schönherr, wären Sie bereit, für die Aus-
kunft zu bezahlen? 

Cornelia Schönherr: Es ist einfach gang und gäbe, dass 
der Mieter die SCHUFA-Auskunft erbringt. Aber – und 
jetzt kommt das Aber: Wenn jemand einen SCHUFA-Ein-
trag hat, heißt das bei uns noch nicht, dass der keine 
Wohnung bekommt. Wir vergeben auch Wohnungen an 
Menschen, die einen SCHUFA-Eintrag haben.  

Vor Vertragsschluss holen wir eine Auskunft bei der 
SCHUFA ein. Hierfür muss uns der zukünftige Mieter seine 
Einwilligung geben. Die Kosten tragen wir als Vermieter.  

Ines Moers: Das heißt, die Informationen aus der SCHU-
FA-Auskunft sind Ihnen sehr viel wert. Könnten Sie sich 
vorstellen, stattdessen auf eine Vorvermieterauskunft 
umzuschwenken?  

Cornelia Schönherr: Ehrlich gesagt, haben wir über die 
Einführung einer Vorvermieterauskunft noch nie nach-
gedacht. Das ist aber ein sehr interessanter Gedanke. Wir 
kooperieren sehr eng mit unterschiedlichen Schuldner-
beratungsstellen in Erfurt und eigentlich allen sozialen 
Akteuren der Stadt Erfurt, sodass man diskutieren könn-
te, was uns die SCHUFA-Auskünfte eigentlich bringen. 

Thomas Zipf: Für mich ist nicht das Problem, wer die 
SCHUFA-Auskunft zahlt. Ich habe auch kein Problem da-
mit, dass in einem frei finanzierten Wohnungsmarkt ein 
Wohneigentümer sich den Mieter aussucht, die einem am 
genehmsten ist oder die größte Solvenz mitbringt. Ein 
Problem habe ich bei staatlich geförderten Wohnungen, 
die die öffentliche Hand finanziert. In diesem Bereich ist 
bei Wohnungsbaugesellschaften, die Wohnungen mit 
staatlicher Förderung bauen und diese dafür für eine be-
fristete Zeit an Sozial- und Finanzschwache zu vergeben 
haben, die SCHUFA-Auskunft oft ein Ausschlusskriterium. 

Das kritisiere ich. Das kann man nicht der SCHUFA vor-
werfen, das kann man noch nicht einmal der Wohnungs-
baugesellschaft vorwerfen. Das muss politisch geklärt 
werden über die Förderrichtlinien für den Bau sozialer 
Wohnungen. Das ist eine Sache der Länder und die gebe 
ich Ihnen auch mit, Herr Lauinger. Wir in Hessen sind da 
leider bisher noch nicht weitergekommen.  

Zur SCHUFA-Auskunft noch eine Anmerkung: Eine nega-
tive SCHUFA-Auskunft wird auch als Ausschlusskriterium 
genommen, wenn die Betroffenen im Insolvenzverfahren 
sind oder gar die Restschuldbefreiung schon erreicht ha-
ben, das heißt, wenn eigentlich die Schulden schon ge-
klärt sind. Das kann nicht sein.  

Ines Moers: Damit leiten wir über zum Thema Wohnungs-
erhalt. Was passiert, wenn in einem bestehenden Mietver-
hältnis Schulden entstehen und die Miete nicht bezahlt 
werden kann? Die Statistiken vom Statistischen Bundes-
amt belegen immer wieder, dass Mietschulden relativ weit 
hinten in der Skala stehen. Das könnte daran liegen, dass 
die Fristen in diesem Bereich sehr kurz sind und ganz 
schnell der Verlust des Mietverhältnisses droht. Herr 
Eham, Sie haben im Vorgespräch gesagt, für Sie sind 
schnelle Mahnläufe eines der entscheidenden Kriterien 
als Präventivmaßnahme. Woran würden Sie das festma-
chen? 

Michael Eham: Es ist in der Diskussion bereits deutlich 
geworden, dass die Schwerpunktrichtung der Schuldner-
beratung in der Prävention liegen muss. Die Bundessta-
tistik ergibt, dass der Gläubigeranteil von Vermietern im 
Insolvenzverfahren nur etwa 20 bis 25 Prozent beträgt. 
Andere Gläubigergruppen sind wesentlich stärker vertre-
ten. Das liegt mit Sicherheit auch daran, weil viele Mieter 
wissen, wie bedeutsam die Miet- und Energieschulden 
sind und dass es im Zweifel wichtiger ist, die Miete zu be-
zahlen, als den Ratenkredit zu bedienen. Bei denjenigen, 
die das nicht wissen und die bereits Mietschulden ange-
häuft haben, ist das größte Problem, dass wir gegen die 
Zeit laufen. Es kommt gerade in diesem Bereich darauf 
an, möglichst frühzeitig als Beratungsstelle von dieser 
Problematik zu erfahren. Unsere Beratungsstelle ver-
sucht seit mehreren Jahren mit verschiedenen kleinen 
Pilotprojekten verstärkt die Vermieter in diesen Prozess 
einzubeziehen. Denn sie sind es, die die Rückstandssi-
tuation und das Mieterverhalten kennen und frühzeitig 
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agieren können. Und auch hinsichtlich des Kosten-
aspekts ist für die Vermieterseite wichtig, dass z. B. die 
Räumung einer Zweizimmerwohnung sehr leicht in fünf-
stellige Bereiche kommen kann. Das heißt, wir haben 
speziell bei diesen Existenzschulden die Situation, dass 
wir eigentlich eine Interessenlage haben, bei der man 
nach Win-win-Überschneidungen schauen sollte, denn 
viele Vermieter haben ein ureigenes Interesse daran, das 
Mietverhältnis zu stabilisieren. Da fokussieren wir – u. a. 
mit unserer Hotline – unsere Arbeit drauf. 

Ines Moers: Mieter müssen also früher erreicht werden. 
Wir alle haben den Präventionsaspekt mehr ins Auge zu 
fassen. Dies ändert aber an der Mietbelastung als solcher 
noch nichts. Da kommen Mietpreisbremse und Co. ins 
Spiel. Wie stehen Sie in Thüringen zu diesem Thema, Herr 
Lauinger?  

Dieter Lauinger: Zunächst noch eine Bemerkung zu Ihrem 
Hinweis, Herr Zipf, dass dieSCHUFA-Auskunft bei Woh-
nungen mit staatlicher Förderung kein Ausschlusskrite-
rium sein darf. Ich werde meine Kollegin Bauministerin 
darauf ansprechen, ob das bei uns in den Förderrichtli-
nien tatsächlich so geregelt ist. Ich könnte mir vorstellen, 
dass man bei ihr da durchaus auf offene Ohren stoßen 
könnte.  

Zu Ihrer Frage, Frau Moers: Hier in Thüringen gibt es viele 
Regionen, in denen das Angebot größer ist als die Nach-
frage, in denen die Problematik, über die wir hier disku-
tieren, eigentlich kein Thema ist. Dort werden die Men-
schen – wenn irgendwann doch noch die Miete (oder ein 
Teil davon) kommt – nicht gekündigt, weil sonst die Woh-
nung komplett leer steht. Dies gilt in unserem Bundes-
land allerdings nicht für Erfurt, Weimar und Jena. Über 
die Situation in diesen Städten habe ich kürzlich mit Frau 
Barley diskutiert. Hier bedarf es tatsächlich von staatli-
cher Seite eines Eingriffs, um den Markt zu regulieren. 
Aus meiner Sicht wird sich der Wohnungsmarkt allerdings 
nur dann entspannen, wenn wieder das Angebot steigt. 
Deswegen kann in den Räumen, in denen im Moment die 
Nachfrage deutlich größer ist als das Angebot nur der 
Bau neuer Wohnungen die Antwort sein. Genauer gesagt, 
der Bau von Wohnungen in einem Preissegment, das sich 
gerade Leute, die nicht so hohe Einkommen haben, auch 
leisten können. Da besteht Handlungsbedarf. Wir brau-
chen entsprechende Förderprogramme, die dafür sorgen, 

dass Wohnungsbau im bezahlbaren Sektor tatsächlich 
wieder stattfindet.  

Ines Moers: Frau Schönherr, wie klingt das für Sie?  

Cornelia Schönherr: Ich arbeite für das kommunale Woh-
nungsunternehmen der Stadt und wir haben eine ganz  
dicke soziale Ader. Ihr Thema ist unser Thema. Wenn bei 
unseren Mietern jemand in Zahlungsverzug ist, geht nicht 
eine Erinnerung an ihn heraus, bevor unser Kundenbetreu-
er vor Ort nicht ein Telefonat geführt oder das persönliche 
Gespräch gesucht hat. Wir versuchen immer zuerst Kontakt 
aufzunehmen. Nur wenn die Mieter darauf partout nicht 
eingehen, mahnen wir. Wir arbeiten eng mit der Schuld-
nerberatung des Vereins „Kontakt in Krisen e. V.” zusam-
men und haben es geschafft, über die Jahre ein Netz auf-
zubauen, um den Menschen zu helfen, ihre Wohnungen 
zu erhalten. Da wir das einzige kommunale Wohnungs-
unternehmen in Erfurt sind, wissen wir auch: Wenn je-
mand doch einmal ausziehen muss, ist er in einem Jahr 
wieder hier. Wo soll er denn hin?  

Ines Moers: Das heißt, Sie setzen sich für eine starke So-
zialarbeit im Mietverhältnis ein. Sie machen Mieterfeste, 
damit sich die Nachbarn untereinander kennen und auch 
Sie als Vermieter kennen. Mieter sollen sich trauen, Sie 
anzusprechen. Lassen Sie Teilzahlungen zu, wenn eine 
Schuldnerberatung Sie darauf anspricht? 

Cornelia Schönherr: Wir suchen immer nach einem ge-
meinsamen Weg mit unseren Mietern die Schulden ab-
zubauen. Ratenzahlungen gehören auch dazu. 

Ines Moers: Und Erlasse? 

Cornelia Schönherr: Nein, würden wir nicht tun, haben 
wir auch noch nicht getan.  

Ines Moers: Wie hoch sind denn die Mieten bei der KoWo 
mbH Erfurt? 

Cornelia Schönherr: Unsere Durchschnittsmiete beträgt 
5,15 Euro (Stand 31.12.2018) kalt. Für den geringen Miet-
preis bieten wir gutes Wohnen in Erfurt an. Unsere Häu-
ser sind ordentlich und sauber und wir tun Alles dafür, 
dass sich unsere Mieter wohlfühlen. 
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Ines Moers: Wie ist es in Darmstadt? Fünf Euro werden da 
nicht haltbar sein. Wie verhalten sich da die Vermieter?  

Thomas Zipf: Wir sind weit von weg von Fünf Euro. Als 
wachsende Stadt ohne Platz zum Wachsen haben wir 
sehr hohe Mieten und es besteht ein großer Druck auf 
dem Wohnungsmarkt.  

Ich arbeite für eine kommunale Schuldnerberatungsstelle 
der Stadt Darmstadt. Vor sechs Jahren haben wir als – mei-
nes Wissens nach einzige deutschlandweit – die Schuld-
nerberatung und die Wohnungssicherung zusammenge-
legt. Wir haben damit eine Abteilung mit der Kompetenz 
über die Übernahme von Mietschulden zu entscheiden, 
geschaffen. Und dies in allen Rechtsbereichen, sowohl im 
SGB XII als auch im SGB II-Bereich. Das größte Wohnungs-
bauunternehmen in Darmstadt – ein städtisches Tochter-
unternehmen – verweist schon in der Kündigung auf uns, 
sodass wir oft sehr frühzeitig mit den Leuten in Kontakt 
kommen. Wir haben sogar die Kompetenz, eine Wohnung 
zu beschlagnahmen – als allerletztes Mittel, um Obdach-
losigkeit zu verhindern.  

Es sei hinzugefügt, dass das keine grundlegende Lösung 
der Probleme ist. Die lässt sich nur durch mehr Wohnun-
gen und durch clever und günstig gebauten Wohnraum 
realisieren.   

Ines Moers: Herr Eham, wie gestaltet sich die Lage auf 
dem Wohnungsmarkt in Köln? 

Michael Eham: Ich habe zunächst Fragen an Sie, Herr Lau-
inger: In Köln gibt es Viertel, in denen sich der Boden-
preis innerhalb von fünf Jahren verdoppelt hat. Wie 
kommt man da zu preiswertem Wohnraum? Sehen Sie ei-
ne Möglichkeit, die Bodenwertzuwächse steuerlich zu er-
fassen und mit diesen Mitteln gezielt neue, staatlich ge-
förderte Wohnungen zu bauen? Und: Sehen Sie eine 
Möglichkeit, zum Beispiel über die Grundsteuer gegen 
die Spekulation zu wirken?  

Dieter Lauinger: Wir in Thüringen haben eine andere Si-
tuation als Sie in NRW. Außer in Jena, Erfurt und Weimar 
gibt es, wie schon erwähnt, wenig Wohnungsnot. Aber 
auch in den drei genannten Städten haben wir eigentlich 
kein Flächenproblem. Die Debatte um die Grundsteuer 
wird von den Ländern ganz originär nach Länderinteres-
sen geführt. Es gibt zwischen Hamburg und Bayern große 

Unterschiede – je nach Interessenlage. Das kann man 
nicht verallgemeinern.  

Ines Moers: Frau Holm, gibt es bei der SCHUFA Daten 
rund um die Entwicklung von Immobilienkrediten und 
Mietsschulden? 

Serena Holm: Leider liegen uns keine Informationen zu 
den Hintergrun̈den der Schulden vor. Was wir aber sehen, 
ist die außerordentlich gute Rückzahlquote. Sie liegt sta-
bil bei 97,8 Prozent.  

Ines Moers: Herr Lauinger, Sie müssen zu Ihrem nächsten 
Termin. Darf ich Sie noch kurz um Ihr persönliches Schluss -
wort bitten?  

Dieter Lauinger: Ich möchte mich ganz herzlich bei Ihnen 
bedanken, dass ich – länger als geplant – an dieser Ver-
anstaltung teilnehmen und mit Ihnen diskutieren durfte. 
Durch das persönliche Wort erfährt man doch immer Din-
ge, die einem bis dato nicht in dem Maße bewusst waren. 
Das hilft mir immer sehr für die tägliche Arbeit, schärft 
den Blickwinkel. Ich wünsche Ihnen viel Erfolg für die 
weitere Veranstaltung und eine schöne Zeit in Erfurt.  

Ines Moers: Gibt es Fragen aus dem Publikum?  

Publikum-Sprecher: Wie kann man mit dieser ungemeinen 
Bedeutung, die die SCHUFA für Vermieter hat, umgehen? 
Die SCHUFA erfasst längst nicht alle Daten. Wie kommen 
Vermieter auf die Idee, sie hätten ein umfassendes Zeug-
nis über die Schuldenfreiheit des potenziellen Mieters, 
wenn doch z. B. alle öffentlichen Forderungen vom Finanz-
amt, den Jugendämtern, Unterhaltsvorschussleistungen 
usw. von der SCHUFA überhaupt nicht dargestellt werden?  

Serena Holm: Wann und warum Vermieter die SCHUFA 
BonitätsAuskunft verlangen, kann ich Ihnen nicht beant-
worten. Die SCHUFA ist nicht die einzige Auskunftei. Es 
gibt auch andere Anbieter. Allerdings hat die SCHUFA den 
größten Datenbestand. Zukünftig kann es zudem auch ei-
ne Möglichkeit sein, über neue Technologien mit Einwil-
ligung des Verbrauchers in das Konto Einsicht zu nehmen 
und einen Mietzahlungsabgleich zu machen. 

Ines Moers: … oder der Vorvermieter bescheinigt: „Konto 
ist ausgeglichen”. 
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Serena Holm: Ja, natürlich. Aber da sind viele Vermieter 
vielleicht skeptisch, ob es sich bei der bescheinigenden 
Person wirklich um den Vorvermieter handelt. Es ist bei 
Weitem auch nicht so, dass ein negativer SCHUFA-Eintrag 
unumgänglich dazu führt, dass man keine Wohnung 
mehr bekommt. Bei ganz vielen Wohnungsgesellschaften 
spielen andere Dinge, wie eine Kostenübernahme eine 
große Rolle. Aber natürlich: Je enger die Auswahl ist und 
je mehr Bewerber es auf eine Wohnung gibt, desto spit-
zer schaut der Vermieter vielleicht auf die SCHUFA-Aus-
kunft. 

Ines Moers: Mit Blick auf die Zeit müssen wir unsere Run-
de beenden. Ich würde gern Sie alle noch einmal zu Wort 
kommen lassen. Und auch an Sie die Frage, genauso wie 
an Herrn Lauinger: Was nehmen Sie aus dieser Runde mit 
oder was möchten Sie den Beratungskräften mitgeben?  

Thomas Zipf: Ich möchte auf eines hinweisen: Solange 
die Kommunen eigenen Wohnraum oder Wohnungsbau-
gesellschaften in eigenem Besitz haben, sind sie nicht 
machtlos. In Darmstadt haben wir als Wohnungssiche-
rungsstelle Zugriff auf 800 Wohnungen. Wenn diese frei 
werden, haben wir das Erstbelegungsrecht, ob es der 
Wohnungsbaugesellschaft nun passt oder nicht. Auf die-
sem Wege hat eine Kommune Steuerungsmöglichkeiten. 
Ich nehme mit, dass wir mitten in einem Prozess sind, 
dessen Spitze ich noch nicht sehe und in dem politisch 
dringend eine Lösung gefunden werden muss.    

Cornelia Schönherr: Eines der wichtigsten Werkzeuge, die 
wir unseren Kundenbetreuern an die Hand geben, ist, 
sich den Menschen anzuschauen, der sich auf die Woh-
nung bewirbt, ein Gespür dafür zu entwickeln, ob er in 
das Haus passt, zu fragen: Kann das der Nachbar von 
dem Nachbar werden? Das ist für uns entscheidend. Es 
kann ein einziger Mensch ein ganzes Haus kippen. Wir 
haben Gebäude mit 490 Wohnungen. Da leben über 1.500 
Menschen in einem Haus. Es ist wichtig, dass die Gemein-
schaft stimmt.  Natürlich, die SCHUFA-Auskunft ist für uns 
wichtig, aber wir sagen jedem Kundenbetreuer: Entschei-
de du, als würdest du der Eigentümer des Hauses sein.  

Michael Eham: Wir waren uns auf dem Podium bei der 
Analyse der Problematik alle relativ nahe. Aber es wird 
eine riesige politische Herausforderung in den nächsten 
Jahren sein, das Wohnungsproblem anzugehen.  

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch zwei Punkte 
anmerken:   

Zum einen die Problematik, dass die Mietüberschuldung 
im Regelfall einen relativ langen Vorlauf hat, bis sie bei 
der Schuldnerberatung landet oder auch bei den Fach-
stellen für Wohnen. In Köln ist es zum Beispiel so, dass 
erst bei Anhängigkeit der Räumungsklage die Fachstelle 
auch über den Wohnungsnotfall informiert wird. Deswe-
gen wäre mein Wunsch, die Rechtslage dahingehend zu 
ändern, dass man eine Vermieterpflicht verhängt, in dem 
Augenblick, in dem die fristlose Kündigung ausgespro-
chen wird wegen Zahlungsverzug, die jeweils zuständige 
kommunale Stelle automatisch zu informieren.  

Der zweite Punkt ist eigentlich ein alter Hut. Es geht um 
die Anpassung der Energiekostenanteile in den Regelsät-
zen. In den letzten 10 Jahren sind die Strompreise durch-
schnittlich um 40 Prozent gestiegen. Der Anteil in den Re-
gelsätzen ist lediglich um 27 Prozent angepasst worden. 
Da muss dringend gehandelt werden.  

Ines Moers: Frau Schönherr, Sie möchten dazu direkt et-
was sagen?  

Cornelia Schönherr: Ja, bitte. Bis vor einem halben Jahr 
gab es genau das von Ihnen angesprochene Informati-
onssystem bei Kündigungen wegen Zahlungsverzugs bei 
uns. Wir haben ein enges Verhältnis mit unserem Amt für 
Soziales und Gesundheit, das mit den Wohnungshilfen 
zusammenarbeitet. Wir hatten bereits im Kündigungs-
schreiben den Hinweis aufgenommen, dass eine Kopie 
dieses Kündigungsschreibens zum Schutz und zur Hilfe 
der Mieter an das Amt für Soziales geht. Wir hatten damit 
ein wirklich gut verzahntes Auffangnetz geschaffen. Dann 
wurde die DSGVO eingeführt. Eine Person hat geklagt. 
Unser System fiel zusammen wie ein Kartenhaus mit der 
Folge, dass wir diesen wichtigen Zusatz in unseren Kün-
digungen nun nicht mehr hinzufügen dürfen.  

Ines Moers: Gut, dass Sie die Problematik hinsichtlich der 
DSGVO angesprochen haben, Frau Schönherr. Das könnte 
ein Aufruf an uns alle sein, mit den Vermietern in Kontakt 
zu treten und Ihnen nahezulegen, der Kündigung zumin-
dest Flyer beizulegen und auf Hilfemöglichkeiten auf-
merksam zu machen. 
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Cornelia Schönherr: Damit haben wir keine durchschla-
genden Erfolge erzielt. Aber versuchen kann man es.  

Serena Holm: Ich habe mitgenommen, dass Ihr Job als 
Schuldnerberater oft ein harter Job ist. Insbesondere 
deshalb, weil es teilweise so wenig Handlungsmöglich-
keiten für Sie gibt, etwas tun zu können, gerade in den 
Ballungsgebieten. Ich biete weiterhin den Dialog an. 
Kommen Sie auf uns zu, wenn Sie Fragen zur SCHUFA ha-
ben.  

Ich hoffe auch, dass Sie starke Botschaften an die Politik 
richten, weil ich glaube, der Wohnungsmarkt ist etwas 
ganz Zentrales für uns alle und da sollten wir alle zusam-
men daran arbeiten, dass er uns erhalten bleibt. 

Ines Moers: Frau Holm, das haben Sie schön gesagt mit 
den Forderungen an die Politik. Dem habe ich gar nicht 
mehr viel hinzuzufügen. Aber Sie, Herr Zipf. Sie haben 
zentral die Entschließungen, die wir jetzt gleich vorbrin-
gen werden, mitformuliert und möchten dazu noch etwas 
sagen.  

Thomas Zipf: Ich möchte alle Kolleginnen und Kollegen 
bitten: Lassen Sie sich von Leistungsbehörden nicht ins 
Bockshorn jagen, was die Übernahme von Mietschulden 
betrifft. Nach SGB II und SBG XII ist die Übernahme von 
Mietrückständen eine Sollbestimmung. Sollbestimmung 
heißt juristisch in aller Regel, sie hat zu erfolgen. Eine Be-
hörde kann nur in wenigen Fällen die Übernahme ver-
weigern, denn in diesem Fall dient die Sollbestimmung 
dem Zweck, Obdachlosigkeit zu verhindern. 

 

 

Anmerkung der Redaktion: Die Podiumsdiskussion 
wurde aufgezeichnet und nachträglich verschriftlicht 
und gekürzt. Wir bitten um Verständnis, dass wir Ihre 
zahlreichen, an Herrn Regierungsdirektor Alexander 
Bornemann gerichteten, Anregungen und Kommenta-
re nicht einfließen lassen konnten, da er nicht an der 
Podiumsdiskussion teilgenommen hat.

„Eine umfassende Schuldenregulierung ist unmöglich, wenn sich 
auf dem Wohnungsmarkt nichts ändert!“ waren Pressemitteilung 
und Entschließung überschrieben, die am 15. Mai 2019 bei der Jah-
resfachtagung 2019 in Erfurt von fast 200 Beratungskräften verab-
schiedet und an den anwesenden Justiz- und Verbraucherschutz-
minister von Thüringen, Dieter Lauinger, mit folgendem Inhalt 
übergeben wurde: 

1. Kommt es aufgrund von Mietrückständen zu fristlosen Kündi-
gungen und Räumungsklagen, übernehmen die Jobcenter und 
Kommunen Mietrückstände, indem sie die Sollbestimmungen 
der §§ 22 SGB II und 36 SGB XII konsequent und sinnvoll nutzen, 
um Obdachlosigkeit zu vermeiden. 

2. Bei der Vergabe von mietpreisgebundenem, gefördertem Sozia-
len Wohnungsbau dürfen grundsätzlich keine Kreditauskunfteien 
herangezogen werden, solange die Mietpreisbindung gilt.  

3. Beantragen Personen, deren Einkommen gepfändet wird, einen 
Wohnberechtigungsschein oder Wohngeld, wird nicht das Net-
toeinkommen berücksichtigt, sondern das tatsächlich verfügba-
re Einkommen.  

4. Erhalten Schuldner mit gepfändetem Einkommen Mietpreiser-
höhungen, nutzen Gerichte ihren Ermessensspielraum aus, den 
Anträgen auf Erhöhung der individuellen Pfändungsfreibeträge 
nach § 850 f Abs. 1 b ZPO stattzugeben.  

5. Miet-Direktzahlungen an den Vermieter aus Transferleistungen 
werden im Bedarfsfall durch die Jobcenter und Kommunen an-
geregt und auf Wunsch des Mieters unbürokratisch angewiesen.  

6. Mietrechtsberatung wird kostenfrei bereitgestellt oder die Bera-
tungskosten für die Ratsuchenden übernommen.  

7. Wohnen darf keine Ware sein. Staat, Kommunen und Vermie-
tungsgesellschaften müssen ihrer Verantwortung nachkommen, 
bezahlbaren Wohnraum für alle Mieterinnen und Mieter zur Ver-
fügung zu stellen und zu sichern.  

Die Vollständige Entschließung und Pressemitteilung finden Sie 
unter www.bag-sb.de.

Entschließung 
„Wohnen und Schulden“ 



Die Aktionswoche Schuldnerberatung hat in diesem Jahr 
die Themen Schulden und Miete aufgegriffen. Studieren-
de der Hochschule für Wirtschaft und Gesellschaft Lud-
wigshafen veranstalteten in Kooperation mit dem Diako-
nischen Werk Pfalz verschiedene Veranstaltungen vor 
dem Hintergrund dieser Aktionswoche. Den Rahmen bil-
dete die Vorlesung Corporate Social Responsibility, welche 
sich mit der Verantwortung von Unternehmen im gesell-
schaftlichen Kontext befasst. Der Kurs der Fachrichtung 
International Marketing Management stand unter der Lei-
tung von Prof. Dr. Klaus Blettner und Prof. Dr. Hans Ebli. 
Die Studierenden bekamen den Auftrag für die Ausfüh-
rung eines Aktionstages am Standort Speyer. Im Vorfeld 
wurde den Studierenden ein Verständnis für die Arbeit 
der Schuldnerberatung vermittelt und sie wurden für die 
Thematik „Albtraum Miete“ sensibilisiert. Hierbei war es 
Prof. Dr. Klaus Blettner besonders wichtig, ein Gefühl für 
betriebswirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammen-
hänge zu entwickeln: „Wir möchten unsere Studenten zu 
ehrbaren Kaufleuten ausbilden.“ Ziel der Veranstaltungen 
war es, auf die Aktionswoche aufmerksam zu machen so-
wie die Schuldnerberatung in den Fokus der Öffentlich-
keit zu rücken.   

Der Aktionstag startete ab 11 Uhr mit einem Informations-
stand in der Nähe des Speyrer Doms, den zahlreiche Pas-
santen besuchten. Der interaktive Stand wurde in ver-
schiedene Bereiche aufgeteilt. Visuelle Quadratmeter 
zeigten die durchschnittlichen Mietpreise in Speyer und 
Umgebung. Die Passanten konnten an einer Befragung 
teilnehmen: „Wofür geben Sie den Großteil Ihres Einkom-
mens aus?“. Eine Bestätigung für die Relevanz des Themas 

stellte der klare „Ausgaben-Gewinner“, die Wohnkosten, 
noch vor Ausgaben für Lebensmittel, Freizeit und Kultur 
oder Verkehrsmittel dar. Gleichzeitig verteilten die Studie-
renden Informationsmaterialien und traten in den offenen 
Diskurs mit Passanten. Unterstützt wurden diese vom 
Team des Diakonischen Werkes Speyer. Darüber hinaus 
hatten Interessierte die Möglichkeit, auf selbst entworfe-
nen Postkarten Fragen zu notieren, die in der anschließen-
den Podiumsdiskussion in der Postgalerie Speyer disku-
tiert und beantwortet wurden. Diese fand ab 17.30 Uhr 
statt und rundete den Aktionstag ab. Für die einstündige 
Diskussion konnten hochkarätige Experten gewonnen 
werden: Mathias Münster (Caritas Speyer), Bernhard Gut-
tenbacher (Schuldner- und Insolvenzberater bei der Dia-
konie Speyer) sowie Michael Schurich (Vorstand der Ge-
meinnützigen Baugenossenschaft Speyer eG). Durch den 
Abend moderierten Prof. Dr. Klaus Blettner und Prof. Dr. 
Hans Ebli, die vor einem interessierten Publikum Fragen 
zu den Themen Miete, Überschuldungsgefahren und mög-
liche Lösungsansätze debattierten. Zum Abschluss disku-
tierten die Experten die zuvor gesammelten Fragen der 
Standbesucher sowie des Publikums vor Ort. Die Anwe-
senden waren „froh, dass eine solche Veranstaltung 
stattgefunden hat”, forderten aber auch, dass ein Aus-
tausch zu dem Thema regelmäßig stattfinden müsse. Die 
Diskussion wurde von den Studierenden aufgenommen 
und auf die Facebook-Seite gestellt.  

Zusammenfassend kann das Projekt als sehr erfolgreich 
bezeichnet werden. Die Ideen, die Organisation sowie die 
Durchführung wurden zum größten Teil allein von den 
Studierenden umgesetzt. Rund um den Aktionstag wurde 
zur weiteren Bekanntmachung beispielweise ein Radio-
interview geführt, das bei dem Sender RPR1 ausgestrahlt 
wurde und eine eigene Website, die als Informationsquel-
le diente, gelauncht. Weitere Informationen können Sie 
direkt auf der Webseite www.albtraum-miete.de finden.
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Benjamin Baumann, Michaela Gärtner, Kyra Held, Beh-
rad Shokrizadeh, Juliana Riz, Marie-Luis Uibel: Master 
Studierende der Hochschule für Wirtschaft und Gesell-
schaft Ludwigshafen im Studiengang International Mar-
keting Management, die sich im Rahmen eines Projekts 
mit dem Thema der diesjährigen Aktionswoche Schuld-
nerberatung, Albtraum Miete, beschäftigt haben.

Bericht aus Ludwigshafen zur Aktionswoche Schuldnerberatung der AG SBV 
Ein Projekt der Studierenden der HWG LU in Kooperation mit dem Diakonischen Werk Pfalz



Im Rahmen der jährlichen Aktionswoche der Arbeitsge-
meinschaft Schuldnerberatung der Verbände wurde im 
Zeitraum vom 3. bis 7. Juni 2019 auf das Thema: „Albtraum 
Miete – Wohnraum finden – Wohnraum erhalten – Wohn-
raum sichern” in ganz Deutschland aufmerksam ge-
macht. 

Bei der Jahresfachtagung der BAG-SB e. V. in Erfurt wurde 
hierfür schon der Grundstein gelegt. Fast 200 Schuldner-
beratungskräfte beschlossen eine Reihe von klaren For-
derungen an die Politik und Vermietungsgesellschaften. 
Diese Forderungen sind in der Entschließung „Wohnen 
und Schulden” nachzulesen. 

Täglich erleben viele Beratungskräfte Menschen, die  
neben einer bestehenden Überschuldung immer öfter 
existenzbedrohenden Situationen ausgesetzt sind. Finan-
zielle Schwierigkeiten bei der Zahlung der Wohnungsmie-
te und der Haushaltsenergie setzen ver- und überschul-
dete Haushalte in psychische Belastungssituationen, die 
an ihre Existenz gehen. Auf dem angespannten Woh-
nungsmarkt haben Schuldner kaum eine Chance, eine be-
zahlbare Wohnung zu finden. Die Bonitäts-Auskunft, von 
vielen Vermietern die Voraussetzung für die Vergabe ei-
ner Wohnung, ist mit ihren Negativbestandsteilen oft ein 
weiterer Hinderungsgrund. Roman Schlag, Sprecher der 
AG SBV und Fachreferent für Schuldnerberatung beim Ca-
ritasverband für das Bistum Aachen wies in seiner Be-
grüßungsrede auf dem Fachtag am 7. Juni 2019 in Berlin 
noch einmal darauf hin, dass es keine Stigmatisierung 
aufgrund der Bonitäts-Auskunft geben darf. 

Überschuldete Menschen sind dem starken Druck ihrer 
Gläubiger ausgesetzt. Um dem Druck zu entkommen, 
werden Ratenzahlungen an Gläubiger und Inkassounter-
nehmen vorgenommen, die diese am Telefon abverlan-
gen. Häufig fehlt dann das Geld für die Miete. Durch diese 
falschen Zahlungsprioritäten riskieren überschuldete 
Personen ihre Wohnung und Energiebelieferungen zu 
verlieren. 

Die Übernahmen solcher Miet- und Energieschulden 
durch die zuständigen Ämter sind häufig mit hohen Bar-
rieren verknüpft. Diese werden in vielen Fällen von den 

Betroffenen nur überwunden, wenn begleitende und  
unterstützende Beratungsstellen oder Netzwerke vor-
handen sind. In vielen Regionen fehlen diese oder sind 
Beratungstermine aufgrund geringer personeller Aus-
stattung knapp und mit langen Wartezeiten verbunden. 
Hinzu kommt der Aspekt, dass der Bezug von ALG II dazu 
führen kann, dass nicht angemessener Wohnraum ver-
lassen werden muss. Auf der anderen Seite aber ist neu-
er, günstiger Wohnraum nur noch schwer oder gar nicht 
zu finden. In dieser verzweifelten Situation werden dann 
von den Betroffenen, die vom Jobcenter nicht mehr fi-
nanzierten Mietanteile aus dem Regelsatz bezahlt. 

Im Positionspapier der AG SBV zur Aktionswoche Schuld-
nerberatung sind die Forderungen „Wohnraum finden – 
Wohnraum erhalten – Wohnraum sichern” zusammenge-
fast. So muss der Sektor des gemeinwohlorientierten und 
sozialen Wohnungsbaus erheblich gestärkt werden, da-
mit mehr bezahlbare Mietwohnungen gebaut und erhal-
ten werden. Die SCHUFA sollte Überschuldete im Insol-
venzverfahren nicht mit einer schlechteren Bewertung 
abstrafen, da das Insolvenzverfahren eine Form der 
Schuldenregulierung und damit nichts Negatives ist. 
Auch sollten die Negativmerkmale von Auskünften für 
Vermieter sich auf Miet- und ähnliche Schulden be-
schränken müssen.  

berichte

188 BAG-SB Informationen – Heft 3_2019

Aline Liebenow  
Albtraum Miete – Bericht zur AG SBV-Aktionswoche 2019 
Wohnraum finden – Wohnraum erhalten – Wohnraum sichern

Aline Liebenow leitet die AWO Beratungsstelle für Über-
schuldete Potsdam Mittelmark.



hier kommt der gläubiger zu wort

Herzlichen Dank an die Schuldnerberatungsstelle Dilab e. V. in Berlin für die Zusendung dieses Schreibens.
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Vom 23. bis 24. Mai 2019 fand die alljährliche iff-Konfe-
renz in Hamburg statt. Die Konferenz bot auch dieses 
Jahr wieder einen Einblick in die aktuellen Diskussionen 
im Bereich Finanzdienstleistungen, Verbraucherschutz 
und Schuldnerberatung und ist in dieser Weise deutsch-
landweit einzigartig. Begleitet und teilweise von ihnen 
moderiert, wurde die Konferenz von Journalistinnen und 
Journalisten namhafter Medien. Das Leitmotiv der dies-
jährigen Konferenz war das Thema „Transparenz – Rolle 
rückwärts oder Reform?” 

Den Eröffnungsimpuls gab Dr. Gerhard Schick (Bürgerbe-
wegung Finanzwende) mit seinem Referat zum Thema 
„Transparenz – wichtig, aber nicht ausreichend” und den 
damit einhergehenden Auswirkungen auf Bürgerinnen 
und Bürger. Eine gelungene Fortsetzung war das an-
schließende Eröffnungspanel Algorithmen und Finanz -
dienstleis tungen mit Teilnehmenden aller Bereiche:  
Moderiert von Hermann-Josef Tenhagen (finanztip) dis-
kutierten Stephanie Heise (VZ NRW), Max Bense (collec-
tAI), Patric Fedlmeier (Provinzial) und Matthias Spielkamp 
(Algorithmenwatch). Themen waren dabei zum Beispiel 
die Erstellung von Risikoprofilen und die fehlende Kennt-
nis darüber, wie diese genau funktionieren. Obwohl Sco-
ringangebote im Mittel oftmals richtig liegen, werden im-
mer wieder einzelne Verbraucherinnen und Verbraucher 
irrtümlich von Krediten oder aufgrund hoher Risiken von 
Versicherungen ausgeschlossen. Für Interessierte aus der 
Schuldnerberatung und angrenzenden Bereichen erga-
ben sich diverse Themen: Die Insolvenzordnung feiert 
dieses Jahr ihr 20-jähriges Bestehen. Zeit für ein Resü-
mee. In Kooperation mit der AG SBV wurde in diesem Zu-
sammenhang ein Panel entwickelt. Gefragt wurde dabei 
unter anderem: Stellt die Insolvenzordnung ein Erfolgs-
modell dar? Gemeinsam wurde auf die Entwicklung der 
Insolvenzordnung zurückgeschaut. Gleichzeitig ging es 
natürlich um den Blick nach vorne. Wie soll Schuldner-
beratung künftig aussehen?   

Das Präventionsnetzwerk Finanzkompetenz organisierte 
ein Panel zum Thema finanzielle Bildung. Das ist nicht 
nur für Schuldnerberaterinnen und Schuldnerberater in-
teressant, sondern zieht regelmäßig auch Interessierte 
anderer Berufsgruppen an. Gesprochen wurde unter an-

derem über die Chancen und Gefahren von Online-Ange-
boten. Das Gesetzesvorhaben zum Thema P-Konto rückt 
in greifbare Nähe. Nach der iff-Evaluierung wurde hierzu 
ein Eckpunktepapier veröffentlicht. Moderiert von Vales-
ka Tkotsch (SFZ Mainz) diskutierten Pamela Wellmann (VZ 
NRW), Esther Binner (FSB) und Dr. Stefan Saager (BVR) so-
wie Maria Fechter (BMJV) über Vor- und Nachteile der an-
gedachten Änderungen des Eckpunktepapiers. Das iff hat 
Anfang dieses Jahres im Auftrag der Bürgerbewegung Fi-
nanzwende eine Studie zu Konsumentenkrediten veröf-
fentlicht, was unter anderem auch der Aufhänger für das 
Podium am Donnerstagabend war. Gerhard Schick (Bür-
gerbewegung Finanzwende), Erich Paetz (BMJV), Andrea 
Heyer (VZ Sachsen) und Finn Gerlach (Deutscher Spar-
kassen- und Giroverband) diskutierten zusammen über 
diverse Themen rund um Kreditvergabe. Wieso ist die 
Restschuldversicherung so teuer? Welche Probleme sieht 
das BMJV in Hinblick auf die Restschuldversicherung? Im 
Panel Energieschulden zeigten sich die bundesweiten In-
itiativen. Stephanie Kosbab von der Verbraucherzentrale 
NRW bekräftigte, dass sich ein zu geringer Anteil von 
Energiekosten im SGB II Satz nicht durch Bildungsange-
bote kompensieren lasse. Iris Klauck (swb) stellte das 
Projekt „Zappenduster“ vor. Mark Schmidt-Medvedev (afg 
worknet/LAG Schuldnerberatung Hamburg) berichtete 
über die Hamburger Aktivitäten.  

Das Podium Inkassokosten bildete den Abschluss der 
Konferenz. Kay-Uwe Berg (BDIU), Prof. Dr. Dörthe Busch 
(HWR), Tatjana Halm (VZ Bayern) und Birgit Vorberg (VZ 
NRW) diskutierten mit Maren Lohrer. Thema war unter 
anderem der vom BDIU angekündigte und derzeit viel 
diskutierte Code of Conduct. Vonseiten des Verbraucher-
schutzes und der Schuldnerberatung wurde auf notwen-
dige gesetzliche Regeln verwiesen. Probleme bereiten 
nach wie vor die Höhe der Kosten, aber auch die Frage 
der Inhalte der tatsächlichen Vereinbarungen zwischen 
Inkassounternehmen und Gläubigern über die von den 
Gläubigern zu zahlenden Beträge an ihre Auftraggeber. 
Im Rahmen der Konferenz fand auch die Veröffentlichung 
des diesjährigen Überschuldungsreports statt. Das iff er-
stellt seit 2006 alljährlich den Überschuldungsreport. Der 
Report analysiert dieses Jahr bundesweit mehr als 
120.000 Haushalte aus 44 Beratungsstellen. 

berichte
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Sally Peters und Thomas Raddatz 
Bericht zur iff-Konferenz  
Bericht zum Überschuldungsreport mit dem Thema: Transparenz – Rolle rückwärts oder Reform?



BAG-SB Informationen – Heft 3_2019 191

Zusammengefasst einige Kernergebnisse 
des diesjährigen Reports: 

1) Anstieg öffentlich-rechtlicher Schulden 

Öffentlich-rechtliche Schulden steigen weiter an: Wäh-
rend die Schulden bei Banken seit Jahren abnehmen, 
steigt die Bedeutung öffentlich-rechtlicher Schulden 
kontinuierlich. Der Anteil der Schulden bei Banken hat 
seit 2009 stark abgenommen und ist von 32,1 Prozent auf 
zuletzt 21,1 Prozent gefallen. Der Anteil der Schulden der 
öffentlich-rechtlichen Gläubiger steigt hingegen, er hat 
sich im selben Zeitraum nahezu verdoppelt. 

2) Ein Großteil der Überschuldeten  
hat die Schuldnerberatung noch nicht erreicht 

Gemäß aktueller Zahlen der Creditreform sind 6,93 Mio. 
Erwachsene überschuldet. In Gegenüberstellung mit der 
Zahl der beratenen Personen des Statistischen Bundes-
amts wird klar, dass derzeit nur ca. 7,5 Prozent der Über-
schuldeten professionell beraten werden. Die Mehrheit 
der Betroffenen lebt also mit den Schulden. 

3) Durchschnittliche Schuldenhöhe sinkt  

Die durchschnittliche Schuldenhöhe lag 2018 bei 14.255,17 
Euro. Im Vorjahr lag sie noch bei 15.326 Euro. Damit setzt 
sich die Entwicklung fort: Nachdem die Schuldenhöhe zu 
Zeiten der Finanzkrise bei rund 23.000 Euro lag, ist sie seit-
dem kontinuierlich gesunken. Die Hälfte der Beratenen (54 
Prozent) hat weniger als zehn offene Forderungen, nur je-
de bzw. jeder Fünfte hat mehr als 20 Forderungen.  

4) Die Hälfte aller Fälle führt zu einem 
Insolvenzverfahren 

In rund der Hälfte der Fälle (47,4 Prozent) endet die Be-
ratung mit dem Übergang in das Insolvenzverfahren. Nur 
in 11,7 Prozent der Fälle gelang eine erfolgreiche Teil- 
oder Gesamtregulierung. Schuldnerberatung (ohne In-
solvenzverfahren) erfolgt in 13,8 Prozent der Fälle. In 18 
Prozent der Fälle beenden die beratene Person oder die 
Schuldnerberatung die Beratung vorzeitig. In rund jedem 
zehnten Fall erfolgt der Abbruch aus sonstigen Gründen 
(zum Beispiel Umzug). 

5) Verkürzung der Restschuldbefreiung 
findet kaum statt 

Die seit dem 1. Juli 2014 bestehende Option, das Rest-
schuldbefreiungsverfahren von sechs auf fünf bzw. drei 
Jahre zu verkürzen, wird kaum genutzt. Die Auswertung 
der vorliegenden CAWIN Daten ergab, dass nur in 1,1 Pro-
zent der Fälle überhaupt ein entsprechendes Szenario im 
Programm angelegt wurde. In der Mehrheit davon, näm-
lich in 0,9 Prozent der Fälle handelt es sich dabei um Be-
rechnungen für eine Verkürzung auf fünf Jahre. 

Den vollständigen Bericht finden Sie unter www.iff-ue-
berschuldungsreport.de 

 
Dr. Sally Peters – Sozialpädagogin, mehrjährige Erfah-
rung als Schuldnerberaterin, seit Oktober 2018 wissen-
schaftliche Mitarbeiterin am institut für finanzdienstleis -
tungen e. V. 

Thomas Raddatz – Dipl.-Sozialarbeiter, seit 1999 in der 
Schuldner- und Insolvenzberatung, Entwicklung von 
Projekten zur Finanzkompetenz und Ehrenamt in der 
Schuldenberatung; seit 2012 Vorstandsmitglied im Prä-
ventionsnetzwerk Finanzkompetenz e. V.



hier kommt der gläubiger zu wort

Herzlichen Dank an Klaus Helke von der Schuldnerberatungsstelle des Diakonischen Werks in Hannover für die Zusen-
dung dieses Schreibens.
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Die Klientin hat ihren Gläubigern einen aussichtsreichen 
außergerichtlichen Einigungsvorschlag unterbreitet. Lei-
der haben dennoch nicht alle Gläubiger zugestimmt. Die 
Klientin möchte ein Insolvenzverfahren unbedingt ver-
meiden. Die Beratungskraft prüft nun, ob eine Zustim-
mungsersetzung Aussicht auf Erfolg haben könnte und 
bemerkt hierbei, dass ein Gläubiger seine Zustimmung 
zwar erklärt hat, diese aber an weitere Bedingungen 
knüpft. Die Kopfmehrheit wackelt. Wie ist diese Rückmel-
dung zum außergerichtlichen Schuldenbereinigungsplan 
zu werten – Zustimmung oder Ablehnung? 

Solche „Zustimmungen“ à la „Ja, aber … “ begegnen uns 
in der Praxis oft bei Inkassounternehmen. Die Antwort ist 
im Ergebnis als Ablehnung zu werten. Die Klientin hat 
dem betreffenden Gläubiger einen Antrag gemacht. Die 

Annahme des Gläubigers unter Hinzufügen von Erweite-
rungen, Einschränkungen oder sonstiger Änderungen gilt 
nach § 150 BGB als Ablehnung, verbunden mit einem 
neuen Antrag. Der ursprüngliche Antrag der Klientin er-
lischt, § 146 BGB. Es kann in der Folge auf dessen Grund-
lage kein Vertrag – sprich der außergerichtliche Schul-
denbereinigungsplan – mehr zu Stande kommen. In der 
Prognose, ob eine Zustimmungsersetzung in Betracht 
kommt, ist dieser Gläubiger damit als Ablehnung zu wer-
ten. Ist ein Insolvenzverfahren keine Option für die Kli-
ent_innen und hängt das Zustandekommen des außer-
gerichtlichen Schuldenbereinigungsplanes oder auch die 
positive Prognose der Erfolgsaussichten eines Zustim-
mungsersetzungsantrages an einem solchen Gläubiger, 
ist man gezwungen, hier in weitere Verhandlungen ein-
zutreten.

2. Abtretung und Schuldnerschutz

Der Klient hat bei Abschluss eines Darlehensvertrages zur 
Sicherung seine zukünftigen Lohnansprüche an den Dar-
lehensgeber abgetreten. Nun kann der Klient seinen Rück-
zahlungsverpflichtungen nicht mehr nachkommen und 
der Darlehensgeber hat die Abtretung gegenüber dem Ar-
beitgeber offengelegt. Der Klient beklagt, dass er von dem 
ihm ausgezahlten unpfändbaren Teil seine hohen Fahrt-
kosten zur Arbeitsstätte nicht mehr tragen könne. Er habe 
schon beim Vollstreckungsgericht einen Antrag gestellt, 
dies halte sich für unzuständig. Der Darlehensgeber höre 
ihm gar nicht zu, sagt, er solle einfach sparsamer sein. Was 
kann der Schuldner tun?  

Unabhängig von der hier nicht behandelten Frage, ob der 
Lohnanspruch überhaupt wirksam abgetreten wurde, 
kann der Umfang der Abtretung in Sonderfällen die 

Schuldner vor Probleme stellen. Grundsätzlich kann nur 
der pfändbare Teil abgetreten werden, einer weiterge-
henden Abtretung steht § 400 BGB entgegen. In der Kon-
sequenz ermittelt der Arbeitgeber – wie bei einer Lohn-
pfändung – den pfändbaren Teil und überweist an den 
Gläubiger. Soweit so unproblematisch. Doch was, wenn 
der Pfändungsschutz von einer gerichtlichen Entschei-
dung abhängen würde, wie hier bei einer Erhöhung des 
dem Schuldner zu verbleibenden Teils aufgrund erhöhter 
Fahrtkosten, § 850 f Abs. 1 ZPO? Die entsprechende An-
wendung dieser Norm auch auf Fälle der Abtretung ist 
allgemein anerkannt. Stimmt der Gläubiger einer ent-
sprechenden Anpassung allerdings nicht zu, bleibt dem 
Klienten nur, vor dem Prozessgericht die Anpassung 
durchzusetzen. Das Vollstreckungsgericht hat seine Un-
zuständigkeit richtig erkannt.  

WICHTIGE HINWEISE: Bitte beachten Sie, dass diese Ausführungen keine Rechtsberatung ersetzen. Es werden Rechtsprechung und Litera-
turmeinungen wiedergegeben, ohne den Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben. Letztlich muss die Beratung stets an den Einzelfall angepasst 
werden. Es wurde auf Fußnoten verzichtet. Diese können bei Interesse bei der BAG-SB angefordert werden: fachzeitschrift@bag-sb.de.

DER 
ADVO

KAT

FACHFRAGEN

DI

erläutert kurz und knapp
Philipp Kirschall ist juristischer Mitarbeiter 

der Koordinerungsstelle Schuldnerberatung 
in Schleswig-Holstein
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1. Ja, aber!

der advokat
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Unsere Reaktion kommt vielleicht etwas spät. Sie ist uns 
aber so wichtig, dass wir sie dennoch formulieren wollen. 
Sie betrifft die Schwerpunktausgabe zum 30. Jubiläum 
der Marianne von Weizsäcker-Stiftung der Zeitschrift 
BAG-SB Informationen. Eine Zeitschrift, die immer le-
senswert ist und deren Inhalte unseren Horizont fachlich 
erweitern. Diese positive Einschätzung wurde nun aber 
mit der Schwerpunktausgabe nachhaltig gestört. Was kei-
neswegs an den Inhalten liegt. Diese sind interessant wie 
immer. Auffallend ist hingegen die Werbung. Als Glück-
wünsche an die Marianne von Weizsäcker-Stiftung for-
muliert, finden sich im Heft insgesamt drei große – ganz- 
bzw. halbseitige – Werbeseiten zweier Inkassounterneh-
men sowie des Bundes deutscher Inkassounternehmen, 
BDIU. Bei allem Verständnis für die finanziellen Notlagen 
in der sozialen Schuldnerberatung, gerade auch in deren 
Verbänden, die bekanntlich schon seit eh und je (teilwei-
se) vergeblich versuchen, minimale Förderungen zu be-
kommen, um Sitzungen abhalten und die anfallenden 
Verbandsarbeiten erledigen zu können: Es gibt finanzielle 
Unterstützungen, die man nicht entgegennehmen darf. 
Denn für sie zahlt man am Ende einen zu hohen Preis. 

Bei Verbänden, deren Hauptaufgabe in der Vertretung 
und Interessenförderung ganz bestimmter Bevölkerungs-
gruppen besteht, liegt es auf der Hand, dass sie sich 
nicht ausgerechnet von den Vertretern einer Gegenpartei 
finanzieren lassen dürfen. Das sollte eigentlich ohne wei-
tere Erklärungen einleuchten. Entsprechend befremdlich 
ist es, auf eine Finanzierung der BAG-SB über Werbean-
zeigen der Inkassobranche zu stoßen. Dass diese Finan-
zierung auf dem Umweg der Schaltung von Inseraten 
läuft, die wiederum Glückwünsche zum Inhalt haben, be-
ruhigt das ungute Gefühl nicht, sondern verstärkt es nur.  

Denn entgegen der modernen Wortwahl und aktuellen 
Verbrüderungskampagne führender Inkassounterneh-
men: der Schuldner ist nicht ihr Kunde. Und sie betreiben 
auch keine Schuldnerberatung, sind nicht neutrale Dritte, 
die auf einen fairen Ausgleich widerstreitender Interes-
sen und eine neutrale Vermittlungstätigkeit zwischen 
zwei Parteien hinwirken. Sie sind vielmehr ihren Ver-
tragspartnern und Kunden – den jeweiligen Gläubigern – 
vertraglich verpflichtet, deren Interessen gegen die 

Schuldner zu vertreten und diese zu Zahlungen zu bewe-
gen. Und auch ihr eigenes Interesse richtet sich aus-
schließlich darauf, Geldleistungen der Schuldner zu rea-
lisieren – möglichst ohne Einschaltung der Gerichte, ohne 
Beachtung der Pfändungsfreigrenzen, des Existenzmini-
mums und der persönlichen Situation der Schuldner. 
Und nur vor diesem Hintergrund ist aus unserer Sicht die 
seit einiger Zeit zu beobachtende Anbiederung der Bran-
che gegenüber der Schuldnerberatung und deren Ver-
bandsvertretern zu verstehen – eine Maximierung des  
erstrebten Ertrages. Dagegen konnten wir ein Entgegen-
kommen auf der fachlichen Ebene bislang in keiner Form 
feststellen.  

Alle „Rückzüge“ in der vergangenen Zeit – so die Redu-
zierung des Entgelts für manches erste Mahnschreiben 
oder der Verzicht auf Doppelkosten für Inkassobüro und 
Rechtanwalt ist allein auf Abmahnungen, Gerichtsverfah-
ren, Aufsichtsbeschwerden und politischen Druck der 
Verbraucherzentralen und Mitglieder von InkassoWatch 
zurückzuführen. Der verzweifelte Versuch, mit einem 
Code of Conduct Boden zu gewinnen, dient ausschließ-
lich der Verhinderung einer von der Branche gefürchte-
ten gesetzlichen Regelung. 

Durch die Glückwunschanzeigen entsteht der Eindruck, 
dass die Schuldnerberatung und die Inkassobranche auf 
derselben Seite stehen bzw. einen engen und vertrauten 
Kontakt miteinander pflegen. Ein Eindruck, der aus unse-
rer Sicht strikt vermieden werden sollte. Natürlich spricht 
nichts dagegen, sich mit der Inkassobranche sachlich aus-
einander zu setzen. Und einzelne Themen – wie etwa die 
Stärkung der Aufsicht – auch gemeinsam zu bewegen. 
Aber immer in dem Wissen der gegenseitigen Positionen 
und der jeweiligen Interessenvertretung. Alles andere 
stärkt zwar möglicherweise die Position des einzelnen 
Schuldners, der von einer Beratungsstelle mit guten Kon-
takten zu Branche vertreten wird, aber es benachteiligt 
ganz massiv die große Masse, die nicht in diesen Genuss 
kommt. Denn politisch schwächen solche „best practice“ 
- Beispiele die Position der Verbandsvertreter bei der Er-
arbeitung starker, schuldnerschützender Regelungen. 

 

Pamela Wellmann, Birgit Vorberg 
Offener Leserbrief an die BAG-SB Informationen

aus dem verein



Die BAG-SB hat ihr Heft #2_19 als Schwerpunktausgabe 
zum 30. Jubiäum der Marianne von Weizäcker-Stiftung ge-
staltet. Hiermit wird dankenswerter Weise die Arbeit der 
Stiftung gewürdigt, die in der Schuldnerberatung eine 
wichtige Rolle spielt. Die Stiftung war u. a. Financier des 
heutigen Handbuches Schuldnerberatung und die Ge-
schäftsführerin Rita Hornung gehört auch zum Autor_in-
nenteam. Das Heft ist gelungen, insbesondere die Beiträ-
ge aus Gläubigersicht sind lesenswert. 

Als seit 1987 in der spezialisierten Schuldnerberatung Tä-
tiger (BAG-SB-Mitglied seit 1988) bin ich immer für soziale 
Schuldnerberatung als Vermittler_in zwischen Schuld-
ner_innen und Gläubiger_innen eingetreten. Dies erfor-
dert auch den fachlichen Kontakt mit Gläubiger_innen 
und deren Interessensverbänden. Diesen Kontakt habe 
ich in verschiedenen Arbeitszusammenhängen regelmä-
ßig ausgeübt (Vorstand LAG Hessen, Praktikerforen EH 
Darmstadt, AK Girokonto der AG SBV, langjährig kommu-
naler Vertreter in der AG SBV). 

Hierbei gilt es aber immer, die eigene Rolle wahrzuneh-
men, darzustellen und auch unterschiedliche Positionen 
zu vertreten, ggf. auch Gegenmacht zu organisieren. Aus 
letzterem Grund arbeite ich im AK Inkassowatch mit.  

Die BAG-SB hat sich in den letzten Jahren professionali-
siert und steht derzeit auch finanziell gesichert da. Gleich-

zeitig beobachte ich eine mir teils zu kritiklose Haltung zur 
Inkassobranche (bspw. das unkritische und wenig aussa-
gekräftige Interview mit der Präsidentin des BDIU). Dass 
das vorliegende Heft durch Anzeigen des BDIU, der In-
kassotochter der Commerzbank und insbesondere Real 
Solution finanziert wird, bestätigt meinen Eindruck. 

Hier ist eine aus meiner Sicht erforderliche Haltelinie 
überschritten und ich kann den Vorstand nur auffordern, 
seine Position zu hinterfragen. Gerade Real Solution ist 
allen Schuldnerberater_innen, insofern sie Forderungs-
aufstellungen prüfen und (teilweise) bestreiten, als sehr 
kritisches Inkassounternehmen bekannt, das regelhaft 
überhöhte Forderungen stellt und bei Gegenwehr zurück-
rudert. Sich von einem solchen mit einer ganzseitigen 
Anzeige das Heft finanzieren zu lassen, erlebe ich als vor-
sichtig formuliert unangemessen. 

Mein entsprechender Einwurf auf der diesjährigen MV 
wurde vom Vorstand lediglich mit dem Hinweis auf die 
Notwendigkeit der Finanzierung abgeblockt. Sieht man 
davon ab, dass ja auch alle BAG-SB Informationen der 
letzten gut 30 Jahre ohne entsprechende Anzeigen finan-
ziert wurden, frage ich, mit welchen Anzeigen zukünftig 
zu rechnen sein wird. 

Thomas Zipf 
23. Juni 2019 
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Thomas Zipf 

Leserbrief BAG-SB Informationen Sonderausgabe #2_2019

Wir blicken nun schon auf Jahrzehnte der fruchtvollen 
und guten Zusammenarbeit mit der BAG-SB zurück und 
möchten diese auch in Zukunft keinesfalls missen. Wir 
wissen auch, dass die hervorragende Arbeit der BAG-SB 
nicht möglich wäre ohne ein großes persönliches Enga-
gement ihrer Mitglieder, vor allem der Vorstandsmitglie-
der. Aber wir können uns andererseits nicht vorstellen, 
selbst einem Verband anzugehören, der von der Inkas-
sowirtschaft (teilweise) finanziert wird. Und die BAG-SB 
muss bei der Wahl ihrer Maßnahmen deren Wirkung und 
Bedeutung wieder mehr in den Blick nehmen und sich 
ihrer Verantwortung als Vertretung DER Schuldnerbera-

tung bewusst werden. Daher wünschen wir uns, dass sol-
che Glückwunschanzeigen in der Zukunft unterbleiben, 
man sich zukünftig nur noch zum Austausch sachlicher 
Auseinandersetzungen trifft und jedwede finanziellen In-
teressen dabei ausspart. Wir hoffen außerdem, mit un-
serer deutlichen Meinungsäußerung einen Prozess der 
kritischen Auseinandersetzung zur Rolle und Verantwort-
lichkeit von Interessenverbänden in Gang zu bringen. 

Birgit Vorberg 
Pamela Wellmann 
Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen
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Liebe Vorstandsmitglieder der BAG-SB, liebe Ines, 

verwundert nehmen wir die als Glückwünsche zum Jubi-
läum der Marianne von Weizäcker-Stiftung formulierten 
Anzeigen vom Bund Deutscher Inkassounternehmen 
(BDIU), Real Solution und der Commerz Service-Center 
Intensive GmbH in den aktuellen BAG-SB Informationen 
zur Kenntnis. Der AK InkassoWatch freut sich darüber, 
dass die BAG-SB stets seine inkassokritischen Beiträge 
veröffentlicht. Aber aus Sicht des AK InkassoWatch vermit-
telt die Anzeigenschaltung ein falsches Signal an Kollegin-
nen und Kollegen sowie zumindest mittelbar auch an un-
sere Klientinnen und Klienten. Wir wissen, dass sich die 
Zeitschrift nicht allein durch die Abonnenten- und Mit-
gliedschaftsbeiträge finanzieren kann. Ebenfalls ist uns die 
Nähe zwischen der Marianne von Weizsäcker-Stiftung und 
dem BDIU bekannt. Dennoch sehen wir die vorgenommene 
Anzeigenschaltung in diesem Umfang sehr kritisch. Vor 
dem Hintergrund der bisherigen kontroversen und leiden-
schaftlichen Diskussionen über das Verhältnis zu den In-
kassounternehmen möchten wir an dieser Stelle nochmals 
hervorheben, dass sich eine Zusammenarbeit mit der  
Inkassobranche auf den fachlichen Dialog beschränken 
sollte. Zur Wahrung von Integrität und Authentizität ist es 
unserer Meinung nach ganz besonders wichtig, eine wirt-
schaftliche Abhängigkeit zur Inkassobranche zu vermeiden. 
Andernfalls geraten die sonst üblichen Positionierungen 
und Kritiken gegen die Inkassopraktiken in einen Wer-
tungswiderspruch. Hierin sehen wir eine potenzielle Ge-
fährdung der Glaubwürdigkeit der Schuldnerberatung. 

Deshalb wünschen wir uns, dass sich die BAG-SB gegen-
über der Inkassobranche auch weiterhin eindeutig posi-
tioniert und sich davon nicht durch direkte oder indirekte 
Finanzierungen durch den BDIU oder einzelne Mitglieds-
unternehmen abhalten lässt. In diesem Zusammenhang 
ist es wichtig, den kritischen Austausch über unseriöse 
Inkassopraktiken aufrechtzuerhalten und sich vor allem 
auch für die Aufhebung der Geheimhaltung des Code of 
Conducts des BDIU einzusetzen. Denn die Entwicklungen 
der aktuellen Diskussion um gesetzliche Regelungen dür-
fen nicht durch Intransparenz und vermeintliche Koope-
rationen zwischen Schuldnerberatung und Inkassobran-
che gehemmt werden.

AK InkassoWatch 
Leserbrief an die BAG-SB
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Mit Bezug auf das im März von Justizministerin Barley 
vorgelegte Eckpunktepapier zum Schutz der Verbrau-
cher vor Kostenfallen berichtet die Presse Ende Mai 
über die Pläne im BMJV, gesetzliche Maßnahmen gegen 
zu hohe Inkassokosten ergreifen zu wollen. „Wir wer-
den noch in diesem Jahr einen Gesetzentwurf vorle-
gen”, kündigte Staatssekretär Gerd Billen gegenüber 
dem Tagesspiegel an. Der Vorstand der BAG-SB nahm 
diese Berichterstattung zum Anlass, Staatssekretär Bil-
len direkt anzuschreiben und noch einmal auf die drin-
gende Notwendigkeit hinzuweisen, eine gesetzliche Re-
gelung z. B. in Form eines eigenen Inkassogesetzes zu 
schaffen, statt eine Selbstverpflichtung der Branche zu 
akzeptieren.  

Insbesondere wird in dem Schreiben für dieses „InkG” 
eine Gebührenordnung für Inkassounternehmen gefor-
dert, die ausdrücklich das auf Kosteneinsparung aus-
gerichtete Massengeschäft der Branche berücksichtigt. 
Weiterhin ein Transparenzgebot, das auch Schuldnern, 
die sich nicht in einem Beratungsprozess befinden, ei-
ne Übersichtlichkeit der Inkasso-Korrespondenz er-
möglicht, aus der klar der Ursprungsgläubiger und alle 
an dem jeweiligen Forderungseinzug (auch in der Ver-
gangenheit) beschäftigten Institutionen hervorgehen. 
Aufgrund der positiven Erfahrungen mit dem Basiskon-
to wird angeregt, das BaFin als Aufsichtsbehörde und 
Beschwerdestelle für dieses Gesetz einzusetzen. 

Das Schreiben ging in ähnlicher Form auch an Rita 
Hagl-Kehl (BMJV), Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD), Prof. Dr. 
Heribert Hirte (CDU) und Tabea Rößner (Bündnis 
90/Die Grünen), die im April auf dem BDIU Kongress 
zum Code of Conduct an einer Podiumsdiskussion teil-
genommen hatten. 

Staatssekretär Gerd Billen nahm das Gesprächsange-
bot der BAG-SB an und lud deren Vertreter Ende August 
zum Gespräch. Wir werden Sie im BAG-SB Newsletter 
und in den BAG-SB Informationen über weitere Ent-
wicklungen auf dem Laufenden halten.

Der Vorstand der BAG-SB fordert: 

INKASSOGESETZ

Die letzte Ausgabe der BAG-SB Informa-
tionen war der Marianne von Weizsäk-
ker-Stiftung und ihrem 30-jährigen Jubi-
läum gewidmet. Viele haben in unserem 
Heft gratuliert. Wir freuen uns, Ihnen 
und euch mitteilen zu können, dass wir 
den gesamten Mehrerlös aus den Gratu-
lationsanzeigen an die Stiftung gespen-
det haben. Schon auf unserer Jahres-
fachtagung konnten wir Rita Hornung, 
die für die Marianne von Weizsäcker-
Stiftung vor Ort war, diese freudige 
Nachricht überbringen. 

Die Spende wurde direkt im Anschluss 
an die Tagung und nach Erscheinen der 
Sonderausgabe der BAG-SB Informatio-
nen ausgezahlt. 

Wir sind glücklich, die wertvolle Arbeit 
der Marianne von Weizsäcker-Stiftung 
ebenfalls auf diese Weise unterstützt ha-
ben zu können und über die vertrauens-
volle Zusammenarbeit – auch für die 
nächsten 30 Jahre. 

In eigener Sache …



1. „Nachvollziehbarkeit” – der Begriff 

In der einschlägigen Literatur zur Sozialen Arbeit ist es 
schwierig, für den Begriff „Nachvollziehbarkeit” eine De-
finition zu finden. Im „Wörterbuch Wikipedia” wird dieser 
wie folgt definiert: „Reproduzierbarkeit, die Möglichkeit, 
etwas (Vorgang) zu wiederholen. Rückverfolgbarkeit über 
den gesamten Entwicklungsprozess. Verstehen einer Ar-
gumentation oder eines Verhaltens.” 

Die Wirksamkeit und der Erfolg professionellen Handelns 
in der Sozialen Arbeit lässt sich nur an den gemeinsam 
von Beratenden und Ratsuchenden definierten und ent-
wickelten Zielen messen. Der Prozess der Zieldefinition, 
Zielentwicklung und letztendlich die Zielerreichung ist 
nur dann möglich, wenn für alle Beteiligten nachvollzieh-
bar ist, was wann wie und aus welchem Grund passiert. 
Insofern lassen sich beim Grundsatz der „Nachvollzieh-
barkeit” unterschiedliche Ebenen oder Dimensionen ent-
decken: Die Beratenden sollten nachvollziehen können, 
auf welche Weise die Situation der Hilfesuchenden ent-
standen ist, in welcher Lebenswelt, in welchen Lebens-
umständen, in welchem Kulturkreis und in welchen so-
zialen Prozessen sich die Ratsuchenden bewegen. 

Ebenso ist es wichtig, dass die überschuldeten Menschen 
nachvollziehen können, wie, auf welche Weise sie selbst 
in die Situation der Verschuldung geraten sind, wie be-

stimmte Prozesse z. B. in Behörden, Banken auf sie und 
ihre Handlungen einwirken. Sie sollten nachvollziehen 
können, wie der Beratungsprozess von statten geht, wel-
che Ziele auf welche Weise verfolgt werden, was Maßnah-
men der Zwangsvollstreckung für sie bedeuten können 
und nicht zuletzt sollte die Schuldenregulierung, insbe-
sondere der Ablauf des Insolvenzverfahrens, für sie 
nachvollziehbar sein. 

Um diese vielfältigen Ebenen nachvollziehen zu können, 
ist es notwendig, eine professionelle Beratungsbezie-
hung zu gestalten. 

2. Nachvollziehbarkeit und 
professionelle Beratungsbeziehung 

Durch die Reflektion des Grundsatzes der Nachvollzieh-
barkeit können wir als Beratende zum Gelingen und zur 
Gestaltung einer tragfähigen Beratungsbeziehung als 
Grundlage der erfolgreichen und professionellen Zusam-
menarbeit beitragen. 

Zu Beginn der Beratung ist es stets notwendig, die Hin-
dernisse und Hemmnisse, die einem Verständnis der Hil-
fesuchenden über die eigene schwierige Situation und 
somit deren Lösung im Wege stehen, zu erkennen und zu 
minimieren. Hier geht es darum, nachzuvollziehen, wie 
es dem Gegenüber geht, ob z. B. Angst, Panik oder Scham 
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Die Grundsätze Sozialer Schuldnerberatung sind im 
Konzept der AG SBV (vom 3. April 2018) unter 6.1 aufge-
führt. Wir hatten bei der BAG-SB Jahresfachtagung 2018 
in Kiel gemeinsam begonnen, die einzelnen Grundsätze 
mit „Leben”, mit Erfahrungen, Gedanken, Standards aus 
der praktischen Sozialen Schuldnerberatung zu füllen. 

Zur Erinnerung: Im Konzept sind neun Grundsätze ge-
nannt Freiwilligkeit, Autonomie, Partizipation, Hilfe zur 
Selbsthilfe, Verschwiegenheit, Fachlichkeit, Ganzheit-
lichkeit, Orientierung an den Ratsuchenden sowie 
Nachvollziehbarkeit. Zu letzterem Grundsatz, dem der 
„Nachvollziehbarkeit” haben Beraterinnen und Berater 
aus der Schuldner- und Insolvenzberatungsstelle der 
Landeshauptstadt München Überlegungen angestellt, 
welche im Folgenden ausgeführt werden.

GRUNDSÄTZE SOZIA



BAG-SB Informationen – Heft 3_2019 199

im Vordergrund stehen und somit ein Gespräch über die 
eigentliche Schuldenregulierung zu diesem Zeitpunkt ge-
rade nicht möglich ist. Es ist wichtig, den Klientinnen und 
Klienten nachvollziehbar zu vermitteln, welche Art von 
Zusammenarbeit in der Sozialen Schuldnerberatung 
stattfindet. 

Das Nachvollziehen, wie es dazu kam, dass dieser 
Mensch genau heute hier in der Beratungsstelle sitzt, aus 
welchem Grund sie oder er in welcher Weise handelt, ist 
essenziell für uns Beratende, um Vourteile zu minimie-
ren, um Bewertungen zu vermeiden und um eine Ein-
schätzung der individuellen Situation zu gewinnen. Ei-
genreflektion, ein kritisches Hinterfragen der eigenen 
Anteile (Übertragung, Gegenübertragung) in der profes-
sionellen Beratung sind dabei gefragt. 

Nachvollziehen zu können, auf welchem Wissenstand be-
findet sich das Gegenüber, welche Erwartungen, welche 
Befürchtungen oder Hoffnungen gibt es, ist ebenso 
grundlegend. 

Erst dadurch ist es möglich, eine Basis der Zusammen-
arbeit zu schaffen, die eine erfolgreiche und individuelle 
Schuldenregulierung und ggf. das Unterstützen bei an-
deren Schwierigkeiten nach sich zieht.   

Die Nachvollziehbarkeit der Lebenswelt der Hilfesuchen-
den für diese selbst und für uns als Beratende ist viel-
fältiger, differenzierter und dimensionierter, als dies in 
einer Beratung der Fall ist, die den Fokus lediglich auf 
der reinen Schuldenregulierung hat. 

Nachvollziehbarkeit, die Motivation etwas nachvollzie-
hen zu wollen, das Vermögen etwas nachvollziehbar zu 
machen, ist wichtig, um dem Menschen gerecht zu wer-
den, der zu uns in die Beratung kommt. 

3. Nachvollziehbarkeit und Beratungsprozess 

Am Anfang der Zusammenarbeit in der Sozialen Beratung 
steht die Auftragsklärung. Dies geht nur, wenn, wie in 
Punkt 2 beschrieben, Grundsätzliches für alle Beteiligten 
nachvollziehbar ist. Es geht darum, die gegenseitigen Er-
wartungen abzuklären, Grenzen zu definieren, Sachver-
halte einzuordnen.   

Dadurch erst kann eine gemeinsame Strategie und Struk-
tur der Beratung und eine gemeinsame Zieldefinition 
entwickelt werden. Verhandeln statt behandeln! 

Wir als Beraterinnen und Berater haben Erklärungswis-
sen, Wissen in den verschiedenen Rechtsgebieten, und 
Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit Behörden, Ge-
richten, Gläubigerinnen und Gläubigern usw. angesam-
melt – es ist notwendig, dieses exakt individuell dosiert 
und aufbereitet den Hilfesuchenden zu vermitteln und 
insofern für diese nachvollziehbar zu machen, was ge-
schehen ist, was geschehen wird und wie sie selbst aktiv 
mitgestalten, verändern und lösen können. 

4. Nachvollziehbarkeit und deren Grenzen 

Die Vermittlung unseres Wissens führt unweigerlich zu 
der Frage, wie viel detailgenaue Aufklärung und Erklä-
rung für das Nachvollziehen vonseiten der Hilfesuchen-
den notwendig ist. Ist es sinnvoll, komplette rechtliche 
Zusammenhänge darzulegen und zu erklären? Wie wägen 
wir in der Beratung ab, wie viele Infos und welche Infos 
wir geben? Dies ist wohl stets davon abhängig, welches 
Selbstverständnis von Sozialer Beratung, welche Motiva-
tion, welches Menschenbild bei den einzelnen Beraten-
den vorherrscht. Ebenso ist es davon abhängig, wie viele 
zeitliche und personelle Kapazitäten an den Beratungs-
stellen zur Verfügung stehen und wie hoch die Fallzahlen 
sind – denn um umfassend dem Grundsatz der Nachvoll-

ALER SCHULDNERBERATUNG
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ziehbarkeit gerecht zu werden, wird die Beratung intensiv 
und insofern auch zeitaufwändig sein müssen. 

Es ist im komplexen Feld der Schuldner- und Insolvenz-
beratung jedoch völlig unmöglich, dass die Ratsuchen-
den alles, wirklich jedes Detail, nachvollziehen können. 
Insofern hat Nachvollziehbarkeit immer auch etwas mit 
individueller Gestaltung und dem Eingehen auf den spe-
ziellen und individuellen Menschen in der Beratung zu 
tun. 

Zudem orientiert sich der Grundsatz der Nachvollzieh-
barkeit stets am Vermögen der Ratsuchenden – auch hier 
zeigen sich Grenzen, die intellektuell, sprachlich, kultu-
rell, gesundheitlich oder emotional bedingt sein können. 
Nachvollziehbarkeit setzt eine Motivation der Hilfesu-
chenden voraus, etwas begreifen und verändern zu wol-
len. Manchmal jedoch gibt es Widerstände (z. B. mangeln-
de Motivation, zu wenig Leidensdruck) und Hemmnisse 
(z. B. Angst, Bequemlichkeit, Erkrankung) in den Klientin-
nen und Klienten, die die Fähigkeit des Begreifens blok-
kieren oder einschränken können. Ein Zuviel an Informa-
tionen und Erklärungen kann zu Verunsicherung führen 
und verlangsamt oder verhindert gar Entscheidungspro-
zesse. Es ist deshalb von entscheidender Bedeutung, in 
jeder neu anlaufenden Beratung erneut zu reflektieren, 
wie dem Grundsatz der Nachvollziehbarkeit individuell 
entsprochen werden kann. Vieles spricht für eine Verein-
fachung der Sachverhalte, insbesondere was das kom-
plexe Rechtsgebiet der Insolvenzverfahren anbelangt, 
sowie das Weglassen von Eventualitäten und Komplika-
tionen, die in dem Augenblick nicht relevant für das Ge-
stalten des Prozesses sind. Es geht dabei immer um ein 
Abwägen des eigenen Anspruches an die professionelle 
Beratungsarbeit, den Ressourcen die in den Beratungs-
stellen gerade vorherrschen und dem Gerechtwerden des 
Menschen, der in die Beratung kommt, in all seinen Fa-
cetten und aller Individualität. 

5. Wirkung der Nachvollziehbarkeit 

Wie eben ausgeführt, sollte der Grundsatz der Nachvoll-
ziehbarkeit nicht zur Folge haben, dass die Ratsuchenden 
von zu viel Wissensvermittlung überfordert werden. Dies 
würde sie hilflos machen, verunsichern und letztendlich 
lähmen. Eine passgenaue Dosis an Erklärungswissen hin-
gegen kann die Menschen handlungsfähig machen und 

sich selbstwirksam und verantwortlich fühlen lassen. 
Nachvollziehbarkeit der verschiedenen Prozesse und 
Themen gibt Sicherheit, schafft Vertrauen, gibt Halt und 
es unterstützt die Entscheidungsfindungsprozesse. Es 
löst Ohnmacht und Angst auf, verschafft Erleichterung 
und hilft den Schuldnerinnen und Schuldnern selbstbe-
stimmt und verantwortlich wieder ins Handeln zu kom-
men. Es unterstützt zudem die Strukturierung innerer 
Prozesse und das Einordnen und Bewerten von äußeren 
„Bedrohungen”. 

Auf der anderen Seite sind die verschuldeten Menschen 
durch das Nachvollziehen des Beratungsprozesses in der 
Lage, die Beratenden zu kontrollieren und zu überprüfen. 
Sie können hinterfragen, ob die einzelnen Schritte und 
Vereinbarungen erfolgen und eingehalten werden. Dies 
reduziert das Machtgefälle innerhalb der professionellen 
Beratungsbeziehung und verhilft insofern zu einer posi-
tiven Gestaltung derselben. So wird auch in diesem 
Punkt eine Verantwortungsübernahme aller Beteiligten 
für den Beratungsprozess und letztendlich die Zielerrei-
chung gefördert. 

Nicht zuletzt hat ein Nachvollziehen dessen, wie es zu 
dieser Situation kam, und wie diese gelöst werden könn-
te, auch eine präventive Funktion und wirkt sicherlich für 
die Zukunft im Hinblick auf Vermeidung der Entstehung 
neuer Schulden bzw. auf frühzeitiges Gegensteuern bei 
einer drohenden erneuten Verschuldung.   

6. Wie geschieht das „Nachvollziehbarmachen”? 

Zu guter Letzt nun die spannende Frage, wie macht man 
im Beratungsprozess konkret etwas nachvollziehbar bzw. 
wie kann man als Berater_in selbst etwas nachvollzie-
hen? Hier ist natürlich der Dialog auf der Grundlage der 
Beratungsbeziehung essenziell. Es ist hilfreich, wenn kein 
Machtverhältnis (Über-Unterordnung) und keine Bewer-
tung, kein Vorurteil vonseiten der Beratenden spürbar 
ist. Die Wissensmacht jedoch, die klar vorhanden ist, soll-
te benannt werden. So wäre es gut, im Erstgespräch sich 
und die eigenen Aufgaben vorzustellen, die äußeren Mo-
dalitäten der Beratung zu klären, z. B. Absagen der Ter-
mine bei Verhinderung, Pünktlichkeit, zeitlicher Rahmen 
usw.  Wie unter Punkt 3. beschrieben, geht es im weiteren 
Gesprächsverlauf dann um die Auftragsklärung und Ziel-
entwicklung. Die Beratung sollte in einer dem Gegenüber 
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angepassten Sprache geführt werden, verständlich und 
klar. Hilfreich ist es, Wichtiges öfter zu wiederholen. Ge-
gebenenfalls ist eine Dolmetscherin, ein Dolmetscher 
hinzuzuziehen. Wichtig ist die wohldosierte Ausgabe von 
Infomaterial, insbesondere und, wenn möglich, in unter-
schiedlichen Sprachen. 

Die Vereinbarungen und Ziele sollten dokumentiert wer-
den. Auch die Kundinnen und Kunden sollten angehalten 
werden, sich Notizen zu machen, sich die zu erledigenden 
Aufgaben zu notieren, damit sie anhand der Aufzeich-
nungen in den weiteren Gesprächen überprüft werden 
können. Ebenso kann anhand derer nachvollzogen wer-
den, ob alle Aufgaben erledigt wurden. Sollten die Kun-
dinnen und Kunden des Schreibens nicht mächtig sein, 
könnte man in einfachen Worten und Zeichen ein Papier 
für diese erstellen. Wenn die Kundinnen und Kunden ihre 
Aufgaben und die Vereinbarungen erledigt haben, ist 
dies auch ein Anzeichen dafür, dass sie nachvollziehen 
konnten, worum es geht – andernfalls könnte man es 
wieder thematisieren und nochmals verständlicher dar-
stellen oder erklären. Schwierige Gespräche wie Termine 
mit Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollziehern, die 
Beantragung eines Kontos bei der Bank, Erstgespräche 
in der Insolvenzverwaltung usw. könnten im Rollenspiel 
vorbereitet werden. Manchmal ist es auch hilfreich den 
Leuten ein Papier/einen Brief mit vorformulierten Sätzen 
z. B. für die Bank, fürs Gericht mitzugeben. Komplexe 
Sachverhalte, wie P-Konto oder Insolvenz sind leichter 
nachvollziehbar durch Visualisierung, z. B. Aufmalen der 
unterschiedlichen Stadien in verschiedenen Farben. 

Es ist auch möglich, mittels des Legens verschiedener 
Gegenstände auf dem Tisch Sachverhalte darzustellen. 
Wichtig ist, immer wieder Informationen über den Stand 
des Beratungsprozesses und der Schuldenregulierung zu 
geben und Zwischenreflektionen einzubauen. Sehr hilf-
reich ist auch, immer wieder nachzufragen, was verstan-
den wurde und konkret abzufragen. „Was von dem, was 
ich eben gesagt habe, haben Sie verstanden?”, „Kann der 
Gerichtsvollzieher denn Ihr Einkommen pfänden?”, „Was 
sind Ihre Pflichten beim Insolvenzverfahren?” oder „Was 
antworten Sie, wenn der Insolvenzverwalter Sie fragt, ob 
Sie nicht jeden Monat zehn Euro in die Masse zur Dek-
kung der Verfahrenskosten einzahlen wollen?” 

Für die Schuldnerinnen und Schuldner ist es bisweilen 
wichtig, Vertrauenspersonen mitzubringen, mit denen sie 
hinterher die Sachverhalte nochmals diskutieren kön-
nen, um diese besser zu verstehen – dies sollte man auf 
jeden Fall ermöglichen. Anschreiben, Beschlüsse und Be-
scheide sollten den Hilfesuchenden ggf. genau und nach-
vollziehbar erklärt und, falls erforderlich, in leichte Spra-
che übersetzt werden. Je nach Gegenüber können wir auf 
unser Repertoire an Gesprächstechniken und Methoden 
der Sozialen Beratung zurückgreifen, welches uns dabei 
hilft, dem jeweiligen Menschen gerecht zu werden. 

7. Fazit 

Wir haben festgestellt, dass sich hinter dem Begriff 
„Nachvollziehbarkeit“ doch sehr Vielschichtiges und 
Überlegenswertes verbirgt. Vielleicht ist es auch für die 
Lesenden spannend, sich dahingehend Gedanken zu ma-
chen und die aktuellen Beratungsprozesse zu reflektie-
ren – oder diese sogar ein Stück weit zu verändern. 

Es lohnt sich bestimmt, darauf zu achten, ob es uns in 
unserer Routine und bei unserer hohen Arbeitsbelastung 
dennoch gelingen kann, dem Grundsatz der Nachvoll-
ziehbarkeit und somit auch in dieser Hinsicht unseren 
Kundinnen und Kunden gerecht zu werden.

Gabriele Stessun ist Sozialpädagogin und arbeitet als 
Beraterin im sechsten Jahr in der Schuldner- und Insol-
venzberatungsstelle der Landeshauptstadt München. In 
der Sozialen Schuldnerberatung liegt ihr die Gestaltung 
der professionellen Beratungsbeziehung als Grundlage 
der Zusammenarbeit sehr am Herzen.

 NACH 
 VOLL 
 ZIEH 
 BAR 
KEIT
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Das Buch „Verschuldung von jungen Erwachsenen – Bio-
graphische Verläufe im Kontext von Partizipation und Ri-
siko“ von Vera Lanzen stellt eine sehr detaillierte Analyse 
der Schuldenursachen von jungen Menschen dar. Die 
Grundlage hierfür bilden zehn Interviews, die mit Ratsu-
chenden aus der Jugendhilfe und Schuldnerberatung ge-
führt wurden.  

In der Einleitung weist die Autorin auf das wenig vorhan-
dene empirische Material hin, das in Bezug auf die Ver-
schuldung von jungen Erwachsenen vorhanden ist. Die 
Autorin hebt ebenfalls zu Beginn des Buches hervor, wie 
wichtig es in diesem Beratungskontext ist, die Schuldner-
beratung als soziale Beratung zu sehen, da die Über-
schuldungsursachen vielseitig sind und das oft in den 
Medien verbreitete Bild der unwirtschaftlichen Haus-
haltsführung als Ursache häufig nicht bestätigt werden 
kann. Vor allem in der Jugendschuldnerberatung muss 
man jeden Fall einzeln betrachten, die Ursachen der Ver-
schuldung erkennen, Veränderungsprozessen anstoßen 
und die Kompetenzen und Fähigkeiten des jungen Er-
wachsenen stärken. Das Buch ist in sieben Kapitel auf-
geteilt. Nach der Einleitung erfolgt die Darstellung von 
Erklärungsmodellen zum Thema Schulden bei jungen Er-
wachsenen bzw. Erwachsenen. In Kapitel drei wird die im 
Buch verwendete qualitative Forschungsmethode des 
narrativen Interviews erklärt. Zudem wird hier die Frage-
stellung der Arbeit konkretisiert: Ziel des Buches ist es, 
die biografischen Hintergründe der Schuldenursachen bei 
jungen Erwachsenen zu analysieren. 

In Kapitel vier werden drei Fälle nachgezeichnet und je-
weils die lebensbiografische Geschichte der Ratsuchen-
den erzählt. Im Anschluss an jede Darstellung wird eine 
Einordnung in die analytische Abstraktion vorgenommen, 
die sehr hilfreich für die Suche nach dem Zusammenhang 
zwischen lebensbiografischen Strängen und den Ursa-
chen der Verschuldung bei jungen Erwachsenen ist. Das 
Herzstück bilden die Kapitel fünf und sechs. In Kapitel 
fünf werden die fünf Dimensionen dargestellt (Kontra-
stierung der analysierten Fälle), die in allen drei oben ge-
schilderten Fällen für die Verschuldung kennzeichnend 
und in unterschiedlicher Ausprägung vorhanden sind.  

· Bedeutung konflikthafter Beziehungen 
und deren Bearbeitung  

· (Nicht-)Schaffung von Zugehörigkeit: 
Eingebundenheit – Ablösung – Isolation 

· Soziale Handlungsorientierung: zwischen Konformität, 
Selbstzuschreibung und fehlenden sozialen Bezügen 

· Finanzielle Unterstützung in der 
Generationenbeziehung 

· Bezugnahme auf Sinnsysteme 

In Kapitel sechs wird die theoretische Variable in das Er-
klärungsmodell mit einbezogen. Zuerst wird die Phase 
des jungen Erwachsenen als Übergangs- und Bewälti-
gungsphase gesehen und auf Schulden als ambivalentes 
Mittel im Streben nach Handlungsfähigkeit junger Men-
schen hingewiesen. Vor allem die Theorie des kommuni-
kativen Handelns von Jürgen Habermas wird hier in Zu-
sammenhang mit der Biografie der einzelnen Fälle 
gebracht. Schulden entfalten ihre Sanktionswirkung, wie 
z.  B. die Pfändung des Einkommens, in dem Handlungs-
system. Zudem werden sie als Mittel zur biografischen 
Handlungsfähigkeit definiert. 

So stellt die Autorin immer wieder die ambivalente Wir-
kung und Funktion von Schulden dar, die auf der einen 
Seite eine Integration bzw. Aufbau von Beziehungssyste-
men hervorrufen, auf der anderen Seite eine Isolation 
von Beziehungen nach sich ziehen können. Im Abschluss-
kapitel werden die Ergebnisse zusammengefasst und An-
schlussfragestellungen formuliert, die an das Thema an-
knüpfen. Dazu gehören beispielsweise die Analyse der 
Ressourcen von jungen Erwachsenen im Kontext der Ver-
schuldung.  

 

 

 

Carolin Tschapka  
Verschuldung von jungen Erwachsenen 
Biographische Verläufe im Kontext von Partizipation und Risiko, Verlagsgruppe Beltz, ISBN: 978-3-7799-3939-9

buchrezensionen



Bert Overlack nimmt uns mit auf seine persönliche Reise 
im Zusammenhang mit der Insolvenz seines Unterneh-
mens. Anhand von drei wichtigen Emotionen wie Schuld, 
Angst und Zweifel schildert er eindringlich seine emotio-
nalen Achterbahnfahrten, bleibt aber nicht bei der auto-
biografischen Beschreibung, sondern reflektiert dieses 
Erleben – rückblickend – mit Erkenntnissen aus der Psy-
chologie, den Neurowissenschaften und der Betriebs-
wirtschaftslehre. 

Ihm geling es dabei, zu zeigen, dass seine und unsere 
Emotionen im Zusammenhang mit Scheitern sein dürfen 
und müssen. Wohltuend ist, dass der Autor seine Sicht 
und sein Erleben nur beschreibt, ohne hieraus im Sinne 
des Ratgebers, verallgemeinerte Schritte abzuleiten. Viel-
mehr regt er zur eigenen Reflektion ein. Dies gilt auch für 

die letzten drei Kapitel, in denen er seine Erkenntnisse 
auf die persönliche Entwicklung Gescheiterter, die Feh-
lerkultur in Unternehmen und den gesellschaftlichen 
Umgang mit Scheitern und Gescheiterten überträgt. Ein 
wohltuendes Buch von jemandem, der den Mut hat, sein 
Scheitern und seine Erfahrung offen darzustellen und 
damit anderen Betroffenen Anregungen gibt und Mut 
macht.
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Fazit: 

Da die Methode des narrativen Interviews gewählt wird, 
erhält man zwar nur begrenzte, aber dafür sehr detail-
lierte Information über die einzelnen Personen, die zwar 
durch die unterschiedlichen Dimensionen charakterisiert 
sind, sich aber doch grundsätzlich wiederholen.  

Dennoch ist das Buch ein Hinweis darauf, wie wichtig es 
ist, die Lebenswelt jedes einzelnen zu analysieren, zu 
verstehen und bietet eine grundlegende Erklärung für 
Verschuldungsstrukturen. Durch die Darstellung der Di-
mensionen hat das Buch eine hohe Relevanz für die 
Schuldnerberatungsstellen. Es bestätigt, dass Schuldner-
beratung eine soziale Beratung ist, die Schuldenursachen 
bei den Ratsuchenden sehr genau analysieren muss, um 
eine erfolgreiche Schuldenregulierung zu gewährleisten. 
Vor allem die Beziehungsstrukturen und -abhängigkei-
ten, die Eingebundenheit in sich verändernde Generatio-
nenbeziehungen, die Ablösung und das Eingehen neuer 
Gemeinschaften und die finanziellen Unterstützungs-

netzwerke haben enormen Einfluss auf den Verschul-
dungsprozess junger Menschen. Dies ist nicht nur rele-
vant für die Schuldnerberatungsstellen, sondern auch für 
die Jugendhilfeträger bzw. all die Träger und Personen, 
die junge Erwachsene betreuen und beraten.  Nur mit die-
ser sozialen Komponente kann eine erfolgreiche Schuld-
nerberatung und Schuldenregulierung funktionieren.

Carolin Tschapka ist Schuldnerberaterin beim Diakoni-
schen Werk Neustadt/Aisch e. V.                                            

Attila von Unruh  

FuckUp – Das Scheitern von heute ist der Erfolg von Morgen 
Wiley VCG Verlag, ISBN: 978-3-527-50960-7

Attila von Unruh gründete 2007 die Anonymen Insol-
venzler, eine bundesweit tätige Selbsthilfeorganisation 
für Menschen mit Insolvenzerfahrungen. Seither setzt er 
sich für eine Kultur der zweiten Chance ein, so u. a. als 
Geschäftsführer seines gemeinnützigen Kölner Unter-
nehmens TEAM U – Restart gGmbH.
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Pfändungen in den Vorrechtsbereich 
 
 
Zielgruppe:  
Fachkräfte der Schuldner- und Insolvenzberatung 

Inhalt: 
Im Rahmen der Zwangsvollstreckung spielen Pfändungen 
in den sog. Vorrechtsbereich eine große Rolle. Die Pfän-
dungstabelle gilt bei der Vollstreckung in den Vorrechts-
bereich nicht. Die Gerichte legen den sog. Selbstbehalt des 
Schuldners nach freiem Ermessen fest. Solche Pfändungen 
spielen eine große Rolle bei Unterhaltschulden und lau-
fendem Unterhalt sowie bei der Vollstreckung von delik-
tischen Forderungen. Aber auch im Bereich der Sozialleis -
tungen wird das Existenzminimum des Schuldners häufig 
unterschritten. In beiden Fällen ist es wichtig zu wissen, 
ob Vollstreckungs- und Insolvenzgericht oder der Sozial-
leistungsträger die Pfändung und Auf- und Verrechnung 
richtig berechnet.  
 
Schwerpunkte sind u. a.: 
· Wann ist die Vollstreckung in den Vorrechtsbereich 
nach § 850 d ZPO zulässig? 

· Wie berechnet sich der Selbstbehalt des Schuldners? 
· Wie lange ist die Vollstreckung in den Vorrechts- 
bereich zulässig? 

· Vollstreckung in den Vorrechtsbereich im Insolvenz-
verfahren und nach Restschuldbefreiung 

  
Bitte bringen Sie jeweils ein BGB und eine ZPO mit. 
 
Termin: Mittwoch, 27. November 2019 
Uhrzeit: 10 bis 17 Uhr 
Ort: Konferenzraum im Berliner Bogen 

Anckelmannsplatz 1, 20537 Hamburg 
 
Kosten: 130 Euro für Mitglieder der BAG-SB 

und der LAG Hamburg 
160 Euro für Nichtmitglieder 
inkl. Getränke und Mittagsimbiss 

Referent: Frank Lackmann, Rechtsanwalt, 
FZ Schuldnerberatung im Lande Bremen e. V. 

 
in Kooperation mit der LAG Hamburg 
BAG-SB Fortbildung12.

Anmeldung & 
Informationen
Anmeldung & 
Informationen

Die Teilnahmebedingungen und Anmeldeformulare 
senden wir Ihnen gerne per E-Mail. Alternativ finden 
Sie die notwendigen Unterlagen auf unserer Internet-
seite www.bag-sb.de/veranstaltungskalender in den 
Detailansichten der jeweiligen Veranstaltung. 

Für inhaltliche und organisatorische Rückfragen zu den 
Veranstaltungen wenden Sie sich bitte an die BAG-SB 
Geschäftsstelle unter folgenden Kontaktmöglichkeiten: 

Telefon: 030-346 55 666 0 
Telefax: 030-346 55 666 1 
E-Mail: verwaltung@bag-sb.de 

Bei der Planung unserer Fortbildungen, Seminare und 
Workshops versuchen wir, die Wünsche und Ideen der 
Mitglieder und Teilnehmenden zu beachten und daraus 
ein breites Themenspektrum abzubilden. Sollten Sie ei-
nen weiteren Themenwunsch haben, freuen wir uns über 
Ihre Anregung. Diese senden Sie bitte an info@bag-sb.de.

terminkalender 
fortbildungen



Aufnahmeantrag 
in die Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung e. V.

juristische Personen natürliche Person

D E

SEPA Lastschriftmandat 

Wir ermächtigen die Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung 
e. V. Gläubiger-ID DE76ZZZ00000832801, Zahlungen von unserem 
Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Die Mandatsreferenz wird von 
der BAG-SB separat mitgeteilt. Zugleich weisen wir unser Kreditin-
stitut an, die von der BAG-SB auf unser Konto gezogenen Lastschrif-
ten einzulösen. Hinweis: Innerhalb von acht Wochen, beginnend mit 
dem Belastungsdatum, kann die Erstattung des belasteten Betrags 
durch uns verlangt werden. Es gelten dabei die mit dem Kreditinsti-
tut vereinbarten Bedingungen. Die Erteilung des SEPA-Mandats ist 
zur Einziehung der fälligen Mitgliedsbeiträge verpflichtend.

IBAN: 

Ort, Datum:

Unterschrift: 

Wir beantragen die Aufnahme in die BAG-SB als  
         Vollmitglied Fördermitglied 
 
 
Name der Institution: 
 
Ansprechpartner: 
 
Anschrift: 
 
 
Telefon: 
 
E-Mail: 
 
Anzahl der beschäftigten Mitarbeiter_innen 
              Hauptamtliche                   Ehrenamtliche 

 
Wir sind eine anerkannte Stelle 
im Sinne von § 305 InsO. 
Wir erfüllen die Voraussetzungen 
des § 4 der Vereinssatzung. 

 
Der Mindestbeitrag beträgt jährlich 250 Euro. Wir be-
zahlen einen Beitrag in Höhe von Euro. 
 
Ort, Datum: 
 
Unterschrift:

Ich beantrage die Aufnahme in die BAG-SB als  
         Vollmitglied Fördermitglied 
 
 
Name: 
 
Vorname: 
 
private Anschrift: 
 
 
Telefon: 
 
E-Mail: 
 
zurzeit tätig als: 
 
Arbeitgeber: 
 

 
Ich erfülle die Vorraussetzung 
des § 4 der Vereinssatzung. 

 
Der Mindestbeitrag beträgt jährlich 90 Euro. Ich be-
zahle einen Beitrag in Höhe von Euro. 
 

Ort, Datum: 
 
Unterschrift

Die Aufnahme als Fördermitglied kann 
nur nach Vorlage entsprechender Nach-
weise gewährt werden – § 3 der Beitrags-
ordnung.

Die Aufnahme als Fördermitglied kann 
nur nach Vorlage entsprechender Nach-
weise gewährt werden – § 3 der Beitrags-
ordnung.



Beitragsordnung 
der Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung e. V.

1. Grundsatz 
Diese Beitragsordnung ist nicht Bestandteil der Sat-
zung. Die Satzung beinhaltet in § 5 jedoch eventuell 
ergänzende Regelungen (z. B. zum SEPA-Verfahren).  
 
2. Mitgliedsbeiträge  
Die jährlichen Beiträge für die Mitgliedschaft in der 
BAG-SB betragen für 
 
a)     Vollmitgliedschaft  
       natürliche Personen mindestens          90,00 Euro 
       juristische Personen mindestens        250,00 Euro 
 
b)     Fördermitgliedschaft  
       natürliche Personen mindestens          45,00 Euro 
       juristische Personen mindestens        125,00 Euro 
 
3. Ermäßigungen 
Es werden keine Ermäßigungen auf die Mitgliedsbei-
träge gewährt. Bereits gezahlte Mitgliedsbeiträge wer-
den nicht erstattet (z. B. bei Austritt zum Halbjahr). 
 
4. Fördermitgliedschaft 
Ein Wechsel vom Vollmitglied zum Fördermitglied oder 
umgekehrt erfolgt auf schriftlichen Antrag des (För-
der-)Mitglieds durch Beschluss des Vorstandes. Der 
Antrag auf Wechsel der Mitgliedschaftsart ist mit einer 
Frist von einem Monat zum Ende eines Kalenderjahres 
möglich. 
 
Die Fördermitgliedschaft richtet sich im Bereich der 
natürlichen Personen insbesondere an Rentner_in-
nen, Studierende, Transferleistungsempfänger_innen 
und bei juristischen Personen insbesondere an Insti-
tutionen, die weniger als zwei hauptamtliche Mitar-
beiter_innen beschäftigen. Bei der Beantragung sind 
entsprechende Nachweise beizulegen (Studierenden-
bescheinigung, Nachweis Arbeitslosigkeit etc). In Ein-
zelfällen, insbesondere aus sozialen Gründen, kann 
der Vorstand auch ohne Nachweis über den Wechsel 
beschließen. 
 
5. Landesarbeitsgemeinschaften 
Landesarbeitsgemeinschaften genießen die Rechte 
und Pflichten eines Vollmitglieds. Landesarbeitsge-
meinschaften sind von den Mitgliedsbeiträgen befreit. 

6. Besondere Konditionen für Mitglieder 
Für Mitglieder der BAG-SB ist der Bezug der Fachzeit-
schrift BAG-SB Informationen kostenfrei. Mitglieder, 
die juristische Personen sind, erhalten regelhaft zwei 
Exemplare der Zeitschrift zugesandt.  
 
Die BAG-SB bietet Aus- und Weiterbildungsmaßnah-
men an, bei denen Mitgliedern ein Rabatt auf die Teil-
nahmegebühr gewährt wird. Juristische Person können 
diesen Rabatt pro Veranstaltung für eine_n Teilneh-
mer_in in Anspruch nehmen. 
 
Bestehen weitere Rabatte (z. B. auf verlagseigene Pro-
dukte oder die von Kooperationspartnern), sind diese 
jeweils einzeln gekennzeichnet. 
 
7. Vereinskonto 
Ist das Mitglied von der Zahlung per SEPA-Lastschrift 
befreit (§ 5 der Satzung), sind Zahlungen nur auf das 
folgende Konto zulässig:  
Bank: Sparkasse Kassel 
IBAN: DE16 5205 0353 0011 8166 78 
BIC: HELADEF1KAS 
Andere Zahlungsweisen werden nicht anerkannt. 
 
8. Fälligkeit des Beitrags 
Die Mitgliedsbeiträge werden unter Angabe der Gläu-
biger-ID des Vereins (DE76ZZZ00000832801) und der 
Mandatsreferenz (interne Vereins-Mitgliedsnummer) 
jährlich zum 15. Februar eingezogen. Fällt dieser nicht 
auf einen Bankarbeitstag, erfolgt der Einzug am un-
mittelbar darauf folgenden Bankarbeitstag.  
 
9. Inkrafttreten, Übergangsregelung 
Die unter Abs. 2 genannten Beiträge gelten für alle 
Mitgliedschaften, die nach dem 1. Juni 2019 beginnen.  
Mitglieder, deren Mitgliedschaft bereits vor dem 1. Juni 
2019 bestand, zahlen im Beitragsjahr 2018 noch die al-
ten Mitgliedsbeiträge (80,00 Euro/210,00 Euro bzw. 
40,00 Euro/105,00 Euro). 

Stand: 21. Mai 2019



Weitere Informationen: www.ba-kd.de · Telefon: 030-488 37 488 · E-Mail: info@ba-kd.de

Weiterbildungen 
an der Bundesakademie 
für Kirche und Diakonie

Wie komme ich in der (Schuldner-) Beratung mit den Ratsuchenden weiter? Systemisch-, lösungsorientierte Bera-
tungsansätze als Bestandteil von Schuldnerberatung 
Die Erweiterung und Reflexion der beratungsmethodischen Kompetenzen ist hilfreich um Enttäuschungen auf 
beiden Seiten zu vermeiden. • Termine: 02.09. bis 04.09.2019 • Kursleitung: Katharina Loerbroks, Dipl.-Sozial-
pädagogin, systemische Supervisorin, Schuldnerberaterin, Berlin 

Integrierte Schuldnerberatung in Sucht- und Straffälligenhilfe, Sozialberatung und Betreuung – Aufbaukurs  
Der Aufbaukurs vertieft in einer Woche das zur Sozialberatung mit Überschuldeten notwendige Handlungswissen 
des Grundkurses. • Termine: 02. bis 06.09.2019 • Kursleitung: Cilly Lunkenheimer, Dipl. Sozialarbeiterin, Jugend- 
und Drogenberatung im CaritasZentrum, Rüsselsheim,  Prof. Dr. Claus Richter, Sozialrecht, TH Köln 

Verwaltungskräfte in der Schuldnerberatung  
Verwaltungskräfte in Schuldnerberatungsstellen fungieren als Aushängeschild der Beratungsstellen. Bei ihnen 
„landen” die Erwartungen  von verschiedenen Seiten, denen sie gerecht werden wollen. Sie müssen die unter-
schiedlichen Anfragen bearbeiten und einordnen können und benötigen dazu organisatorisches wie methodisches 
Fachwissen. • Termine: 14. bis 16.10.2019 • Kursleitung: Katharina Loerbroks, Dipl.-Sozialpädagogin, systemische 
Supervisorin, Schuldnerberaterin , Berlin 

Schuldnerberatung in der Sozialarbeit – Neues Konzept mit dezentralen Selbstlerneinheiten als E-Learning  
Die Grundausbildung vermittelt einen hohen Standard an fundiertem Fachwissen für die komplexe Arbeit der 
Schuldnerberatung. Sie umfasst 20 Präsenztage (vier Module in Berlin) und 5 Tage Selbststudium in Form von E-
Learning-Einheiten und Lernbriefen sowie Online-Kursen, an denen alle Teilnehmer*innen von zuhause aus über 
ihrem PC teilnehmen. • Termine: 09.12.2019 • Kursleitung: Katharina Loerbroks, Dipl.-Sozialpädagogin, systemi-
sche Supervisorin, Schuldnerberaterin , Berlin; Frank Lackmann, Rechtsanwalt, Fachzentrum Schuldenberatung 
Bremen;  Prof. Dr. Peter Schruth, Hochschule Magdeburg

Veranstaltungsort aller Termine:  
Tagungszentrum der bakd und fakd, 13156 Berlin-Pankow, Heinrich-Mann-Str. 29 

Bundesakademie für
Kirche und Diakonie
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